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7 Hosyzr/ap 


Siedlung und Siedlungspolitik. 


Das Zeitalter der Rieſenſtädte ſpricht viel von Siedlung. Ein leichter 
Schimmer von Romantik verklärt das Wort, etwas von Sehnſucht klingt 
darin mit. Unwillkürlich ſchiebt ſich die Dorftellung eines Stücks eigenen 
Bodens, der Gedanke an ein kleines häuschen, einen Garten voll Blumen, 
an ein Stück Welt, das einem gehört und gehören darf, in dem man nach 
eigenem Gutdünken ſchalten und walten kann, ein, und der Zauber des 
Beſitzes, der Freude an ſelbſt erworbenem Grund und Boden verklärt dieſe 
Dorftellung, die vielleicht zu einem der ſtärkſten Antriebe für den Groß⸗ 
ſtadtmenſchen der Gegenwart geworden iſt. Siedlung bedeutet dem ge- 
hetzten und gejagten Städter des 20. Jahrhunderts allenthalben Ruhe, 
Beſitz, Natur und auch Heimat. 

Weitaus nüchternere Dorjtellungen verbindet der Fachmann der ver- 
ſchiedenſten Arbeitsgebiete mit dem Begriff der Siedlung. Der Juriſt denkt 
an Beſitz und Eigentum, der Wirtſchaftspolitiker an Sinanzierung und 
Hypotheten, der Sozialpolitiker an Bodenreform, der Agrarpolitiker an 
Bauernſiedlung, der Städtebauer an Stadtrand und Gartenſtadt, und der 
Siedlungspolitiker als ſolcher zieht ein ganzes Regiſter von Fachausdrücken: 
Nebenerwerbs-, Kleingarten⸗, heimſtätten⸗, Kriegsbeſchädigten⸗, Cand⸗ 
arbeiter⸗, Stadtrand-, Werks⸗, Wochenendſiedlung, Eigenheim⸗, Cauben- 
kolonie, und verbindet mit jedem dieſer Begriffe eine ganz beſtimmte recht⸗ 
liche, wirtſchaftliche, technifche und ſoziale Form der Siedlung. In der Geſetz⸗ 
gebung hat der Begriff überall feſtumriſſene Deutungen erhalten. Eine 
Sülle von juriſtiſchen, techniſchen, programmatiſchen und ſonſtigen Büchern 
befaßt ſich mit der Frage der Siedlung. 

Trotzdem iſt der Begriff nicht eindeutig. Jeder Stand, jeder Beruf, 
jede Bevölkerungsſchicht legt ihm eine andere Auffafjung, einen anderen 
Inhalt zugrunde. Don der Idee der Schrebergartenſiedlung bis zum 
Begriff der Siedlungsſtrategie verbindet ſich mit ihm eine Unzahl von 
Dorjtellungen, die auf fo verſchiedenen Ebenen des völkiſchen, ſtaatlichen, 
wirtſchaftlichen und ſozialen Cebens liegen, daß ſich mit Recht Bedenken 
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anmelden, ob in dieſer ſchillernden Dieljeitigfeit eines im alltäglichen 
Sprachgebrauch heimiſch gewordenen Begriffes nicht eine gewiſſe Gefahr 
verborgen iſt. 

Dieſe Gefahr iſt tatſächlich vorhanden. Sie beſteht in der Neigung, alles, 
was mit Siedlung zuſammenhängt, irgendwie zu verniedlichen. Sie 
beſteht darin, daß der öffentliche Sprachgebrauch alles auf den Nenner der 
romantiſch angehauchten Siedlungsideologie des Großſtädters bringt 
und dabei gänzlich überſieht, daß Siedlung nicht eine Ungelegenheit des 
Häuschenbauens und Gartenbeftellens, ſondern ein ſehr gewichtiger und 
entſcheidender Saftor der politik und des Staatslebens iſt. Aud der 
Fachmann der verſchiedenen ſiedleriſchen Fachgebiete pflegt noch immer 
erftaunt zu fein, wenn man von Siedlungsſtrategie, Siedlungskampf, 
Siedlungsimperialismus und ähnlichem ſpricht, weil ſich auch ihm noch 
immer mehr oder minder mit dem Begriff der Siedlung die Vorſtellung 
deſſen verbindet, was man im weiteſten Sinn unter Eigenheimbewegung 
begreift. Don der politiſchen Rolle dieſer Bewegung im Leben der Dölfer 
und Staaten, von den rein politiſch ausgerichteten Formen der Siedlung, 
von der Siedlung als eines Cebensvorganges von unwiderſtehlicher Duna⸗ 
mik und von der politiſchen Wucht dieſes Vorganges hat man in der 
Alltäglichkeit der breiten Öffentlichkeit noch viel zu wenig Ahnung, und 
die Erkenntnis der Notwendigkeit einer einheitlichen Zuſammenſchau, 
Erforſchung, Cenkung und Leitung aller ſiedleriſchen Vorgänge unter 
politiſchen Geſichtspunkten bricht ſich erſt allmählich Bahn. Wie berechtigt 
aber eine ſolche zuſammenfaſſende und unter höhere politiſche Geſichtspunkte 
gebrachte Schau der ganzen Fülle der Siedlungsfragen iſt, ergibt ſich daraus, 
daß letzten Endes der einfachen Schrebergartenſiedlung der gleiche Lebens⸗ 
und Arterhaltungsdrang zugrunde liegt wie der ſtaatlich geleiteten und 
durchgeführten Siedlungsſtrategie im Ringen der Völker um einen ge- 
nügenden Lebensraum. Nur der Rahmen der beiden Erſcheinungen iſt 
verſchieden: die eine fpielt ſich als Widerſtand gegen das lebenzerſtörende 
Großſtadtleben ab, die andere iſt die Folge eines ungenügenden Boden⸗ 
vorrats oder die Gegenwirkung gegen den Derſuch, einer völkiſchen und 
ſtaatlichen Gemeinſchaft ihren Boden ſtreitig zu machen. So erſcheint es 
auch durchaus kein übertriebener, übrigens ſchon oft mit Nachdruck von 
vielen, z. B. von dem amerikaniſchen Geographen Bowmann erhobener 
Unſpruch an die Wiſſenſchaft, dieſem Gebiet des Lebens der Geſamtheit 
ein beſonderes Augenmerf zuzuwenden. Eine Zeit, die aus dem Inneren 
heraus zu einer Erneuerung des geſamten wiſſenſchaftlichen Denkens 
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drängt, muß in einem ſolchen elementaren Lebensvorgang eine der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchung durchaus zugängliche und geeignete Erſcheinung er⸗ 
blicken, die genau fo wie die anderen neuzeitlichen Fächer der Jeitungs⸗ 
wiſſenſchaft, der Geopolitik, der Planungswiſſenſchaft, der Wehrwiſſen⸗ 
ſchaft nicht den alten eingefahrenen und zum großen Teil feſtgelegten 
Fächern überlaſſen bleiben darf, weil man ſonſt niemals das Derftändnis 
für die umfaſſende Geſtalt dieſer Cebenserſcheinung mit all ihren Verzwei⸗ 
gungen und Deräjtelungen gewinnen und vermitteln kann. 

Es kann nicht Aufgabe des knappen Rahmens dieſes Büchleins fein, eine 
grundlegende Geſamtſchau des Weſens der Siedlung und der Siedlungs⸗ 
politik zu geben. Das würde ein un verantwortlicher Verſuch fein, mit un⸗ 
tauglichen Mitteln einen bedeutenden Gegenſtand zu verkleinern, und 
nichts anderes beſagen, als in denſelben Fehler zu verfallen, der — wie vor⸗ 
hin erwähnt — bislang auf dieſem Gebiet gemacht wurde. Die folgenden 
Blätter geben daher nur einen kurzen politiſchen Querſchnitt. Sie ſollen 
zeigen, welche Gedanken und Ideen im Ausland die Siedlung in einen 
politiſchen Zuſam menhang bringen, welche Verfahren und Ziele 
die Siedlungspolitik leiten. Sie ſtellen ſomit bewußt den politiſchen 
Geſichtspunkt in einer durchaus nicht lehrhaften Art in den Vordergrund, 
wenn auch dabei nicht immer den ausgefahrenen Gleiſen der bisher üb⸗ 
lichen Sachgliederung gefolgt werden kann und manches wegbleiben muß, 
was dem Siedlungsfachmann wichtig, unter politiſchen Blickpunkten aber 
unwichtig erſcheint. Das ſind vor allem die techniſchen und architektoniſchen 
Fragen, die Rentabilitäts⸗ und Organiſationsfragen. 

Wenn man ſich mit dem Weſen der Siedlung und Siedlungspolitik aus⸗ 
einanderſetzt, muß man ſich vor Augen halten, daß der Begriff „Siedlung“ 
zwei verſchiedene Dinge umfaßt, die durch die Wortbedeutung 
nicht ſcharf voneinander getrennt ſind, die aber auch eine untheoretiſche 
Beſchäftigung mit dieſen Problemen beachten muß: auf der einen Seite 
bedeutet „Siedlung“ einen Gegenſtand, alſo das Ergebnis der Sied- 
lungstätigkeit — ein Stück Boden und ein Haus oder eine Gruppe von 
Häuſern, ein Dorf, eine „Rolonie“, ein Stadtviertel; auf der anderen Seite 
verſteht man unter „Siedlung“ einen Vorgang, eine Entwicklung, 
eine Bewegung, kurz die Cätigkeit der Siedlung. Einerſeits „wohnt 
man in der Siedlung“, andererſeits „betreibt man Siedlung“. Das Ver⸗ 
mengen der beiden Begriffe in dem einen Wort ſtiftet viel Verwirrung 
und iſt vielleicht mit eine der Urſachen, daß allgemein in der Siedlung 
etwas Statiſches und weniger etwas Dynamiſches geſehen wird. Ähnlich) 
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ijt dann beim Begriff der „Siedlungspolitik“ zwiſchen den politiſchen 
Maßnahmen des „Siedelns” und einer Politik zu unterſcheiden, die 
ſich mit der politiſchen Ausnüßung und Bewertung der beſtehen⸗ 
den menſchlichen Siedlungen r Ein Beiſpiel für den erſten Fall 
iſt die Auffiedlung eines 
Grenzgebietes mit Hilfe 
ſtaatlicher Maßnahmen, 
ein Beiſpiel für den 
zweiten etwa die Der- 
legung der Regierung 
eines Gebietes aus einer 
Stadt in eine andere 
oder die Erhebung eines 
Marktes durch Derlei⸗ 
hung des Stadtrechtes 
zur Stadt. Im allge⸗ 
meinen überwiegt jedoch 
die erſte Huffaſſung des 


Beiſpiel einer uneigentlichen Siedlungspolitik: Umwertung be⸗ 
ſtebender Siedlungen (Stadte) durch Verlegung des Regierungsſitzes. Begriffes „Siedlungspo⸗ 


(Nach v. Schumacher, Raum als Waffe. Berlin 1935.) i e planmäßige 


ſtaatliche Lenkung und Leitung der koloniſatoriſchen Arbeit, die Erſchlie⸗ 
Bung des Bodens, der Erweiterung des Lebensraumes, der Wander⸗ 
bewegungen und der Seßhaftmachung von Menſchengruppen. 

Der Siedlungsvorgang ſelbſt iſt aus zwei Erſcheinungen zu⸗ 
ſammengeſetzt. Beide zuſammen ergeben erſt das, was man als Siedlung 
im weiteſten Sinne verſtehen kann: es handelt ſich immer um eine Wan⸗ 
derung, wenn auch nur im kleinſten Umfang, um die Beſitzergreifung 
von einer neuen Ortlichkeit, und gleichzeitig um das Gegenteil davon — 
um Seßhaftmachung und -werdung, um die Begründung einer neuen 
Niederlaffung eines Menſchen oder einer Menſchengruppe. Es iſt jedoch 
keineswegs notwendig, daß dieſe Gründung einer neuen Niederlaſſung mit 
dem Neu⸗ und Aufbau einer neuen Wohn- und heimſtätte verbunden ijt. 
Man wird unter beſtimmten Dorausſetzungen auch von Siedlung und ſied⸗ 
lungspolitiſchen Vorgängen ſprechen, wenn alte Wohn⸗ und Kulturſtätten 
anderer Beſitzer von neuen Menſchen erworben und übernommen wer⸗ 
den. So ſpricht man von einer tſchechiſchen Siedlungspolitik in den alten 
deutſchen Städten vollauf zu Recht, obwohl der Tſcheche nur in die bauliche 
fertige „Siedlung“ — in die deutſche Stadt — einzieht, ſich äußerlich alſo 
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nur ein Beſitzwechſel vollzieht. Dieſer Vorgang bedeutet aber mehr als 
die Anderung des Trägers eines Rechtstitels: Der einzelne fremdvölkiſche 
Eindringling in eine geſchloſſene völkiſche Geſamtheit iſt in dieſem Fall 
nur der Vertreter ſeines Volkes, fein privatrechtliches Verfahren 
nur die Derſchleierung der Catſache, daß fein Volk durch unzählige ſolche 
Einzelfälle feinen Lebensraum erweitert, ebenſo wie es zu gleicher Zeit 
den Lebensſpielraum einer anderen völkiſchen Gemeinſchaft dadurch ein⸗ 
engt. Um beurteilen zu können, ob man es mit einem Siedlungsvorgang 
zu tun hat, darf man daher nie den einzelnen Menſchen betrachten: 
Siedlung iſt immer der Cebensvorgang einer Geſamtheit und nur 
unter dem Geſichtspunkt einer geſamtheitlichen Schau zu verſtehen. 

In folgerichtiger Weiterentwicklung dieſes Gedankenganges erhebt ſich 
die Stage, wie die Geſamtheit beſchaffen ijt, der die Siedlungsvorgänge als 
politiſche Lebensäußerungen und -vorgänge zuzuſchreiben find. An dieſer 
Stage kann am wenigſten der Deutſche vorübergehen; denn ihm waren 
ſeit je Volk und Staat zwei getrennte und weſensverſchiedene Ge⸗ 
meinſchaftsformen. Der Nationalſozialismus hat dieſen Gegenſatz in 
fruchtbarſter Weiſe ſeiner Idee dienſtbar gemacht und damit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Wiſſenſchaft ganz neue und äußerſt aufſchlußreiche Wege der 
Sorſchung gewieſen. Dem Franzoſen, der Staat und Volk gar nicht oder 
kaum zu trennen vermag, werden ſich ſchwerlich die Möglichkeiten einer 
wiſſenſchaftlichen Durchdringung der Siedlung bieten, die dem Deutſchen 
durch die Zergliederung dieſes Cebensvorganges im Hinblick auf ſeine 
Beziehung zu verſchiedenen Gemeinſchaftsformen gegeben ſind. Es iſt 
überflüſſig, an dieſer Stelle Begriffsbeſtimmungen von „Volk“ und „Staat“ 
aufzuſtellen oder zu wiederholen. Wichtig iſt bloß die Feſtſtellung der Cat⸗ 
ſache, daß ſich die Cebensvorgänge des Volkes mehr im Unbewußten 
abſpielen, daß ſie ſich ohne äußere Beeinfluſſung vollziehen, während der 
Staat als Herrſchaftsmittel, als äußere Geſtalt des Volkes und als im Dienſte 
des Volkes ſtehende Machtbildung in bewußter Form und unter beſtimm⸗ 
ten, vorher feſtliegenden Geſichtspunkten zu handeln pflegt. 

Man wird einſehen, daß dieſer Unterſchied ſich auch in der Siedlung 
grundlegend auswirken muß: Man wird es auf der einen Seite mit un⸗ 
organiſierten, ungeplanten und ohne zentrale Lenkung ablaufenden Bewe⸗ 
gungen zu tun haben, deren Urſache dem einzelnen vielleicht völlig dunkel 
bleibt, während auf der anderen Seite geregelte, von einer führenden 
Stelle aus in vorgezeichnete Bahnen gewieſene, von einem vorgefaßten 
Zweck beſtimmte und durch einen einheitlichen Willen verurſachte Be⸗ 
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wegungen uns gegeniibertreten: Siedlung als unmittelbarer Ausdrud 
und Ausbrud des völkiſchen Cebenswillens das eine, Siedlung als 
machtpolitiſche Zwedmaßnahme das andere. Eine Lehre, die diefen 
Unterſchied nicht zu erkennen vermag, weil ihr dazu die weltanſchaulichen 
Dorausjegungen fehlen, wird das Derſtändnis für die grundlegende Be⸗ 
deutung und die Wucht des Siedlungsvorganges und das Weſen der Sied⸗ 
lungspolitik niemals gewinnen. 

Siedlung iſt ſchließlich ein Teil des Ringens um Boden und Bodenbeſitz. 
Der Boden gibt die Nahrung, die Lebensmöglichkeit und ift die Heimat, 

„denn heimat iſt 

des Menſchen Blutsverwandtſchaft 

mit der Erde", 
wie der ſudetendeutſche Dichter Wilhelm Pleyer fo wunderſchön ſagt. 
Boden: das bedeutet Derwurzelung, Stetigkeit, lebendige Derbin- 
dung mit den Vorfahren und Nachkommen, mit den Geſchlechtern, die in 
langer Reihe das Land nach ihrem Willen geformt und ihm ihren Stempel 
aufgeprägt haben. 

Der Rampf um und das Ringen mit dem Boden folgt verſchiedenen 
Hlusdrucks möglichkeiten und nimmt allerlei Geftalten an. In der urſprüng⸗ 
lichen Art vollzieht es ſich bei der Beſitznahme und Urbarmachung 
jungfräulichen, herrenloſen Bodens. Beſſere Erſchließung und ſtärkere 
Durchdringung des ſchon in Beſitz genommenen Raumes entweder im 
Wege der Steigerung der Ertragsfähigkeit in verbindung mit einem 
ſteigenden Bevölkerungszuwachs oder im wege der Aufbereitung des 
noch verbliebenen herrenloſen und öden Landes oder mit Hilfe einer Neu⸗ 
regelung der Beſitzverhältniſſe find andere Geftalten, die alle neben⸗ 
und miteinander auftreten können. Zum Rampf um Boden und Lebens- 
raum wird dieſes Ringen, wenn durch den friedlichen Vorgang des all- 
mählichen Einſickerns vieler einzelner bodenhungriger Menſchen anderen 
Völkern der Lebensraum weggenommen oder mit gewaltſamen Mitteln 
entriſſen wird. Heute, in einer völlig aufgeteilten Welt vollzieht ſich freilich 
dieſes Ringen um Boden, das Streben nach einer Erweiterung des Lebens⸗ 
raumes faſt nur in der Geſtalt des Wettbewerbs der ſtärkeren Lebenskraft 
einer Geſamtheit, und entſchieden wird es von dem Lebenswillen und 
der Zähigkeit der Geſamtheit, wobei das Schickſal des einzelnen keine 
Rolle ſpielt. „Der erſte arbeitet ſich zu Tod, der zweite leidet Not, der dritte 
erntet Brot“, dieſe harte Koloniften- und Siedlererfahrung der Banater 
Schwaben hat noch viel mehr ihre Gültigkeit im Siedlungskampf der Völker, 


6 


in dem der einzelne immer Bahnbrecher und Kämpfer zugleich auf fremdem 
Boden und gegen fremde Menſchen, gewiſſermaßen die Vorhut eines ſpäter 
ſeine Früchte erntenden Geſchlechts iſt. 

Selbſtverſtändlich hat dieſer Cebensvorgang auch feine Rechtsformen 
gefunden. Bodenreform, Beimſtättengeſetzgebung, Minderheitenrecht, Bau⸗ 
recht, Wehrrecht und zahlreiche andere Rechtsgebiete beſchäftigen ſich ein⸗ 
gehend mit der Seſtlegung und Sicherung der verſchiedenen klusdrucks⸗ 
formen des Lebensdranges der Geſamtheit nach Boden. Nach dieſen recht⸗ 
lichen Unterſcheidungen an die große Srage der Siedlungsbewegung und 
politik heranzugehen, hieße aber nichts anderes, als die Betrachtung in 
einen lebensfremden Rahmen zu preſſen und an den Grundtatſachen einer 
der umfaſſendſten und tiefitwirfenden Erſcheinungen gerade unſerer überall 
in Gärung begriffenen Zeit vorüberzugehen: Wer vermöchte 3. B. mit 
Hilfe einer bloß rechtlichen Betrachtung die ungeheure Umwälzung im 
Zuge der fog. Bodenreformen im Often begreifen, wenn er nicht zu den 
Quellen des völkiſchen Lebens und ihrer gewaltigen Wucht vorſtößt. Damit 
ſei der folgenden Überſicht der Standort der Betrachtung gegeben. 


Siedlung im Grenzkampf. 


Die Grenze iſt der empfindlichſte Teil des ſtaatlichen Lebeweſens. 
Die Grenze hat die äußeren Druckbelaſtungen auszuhalten, von außen an 
den Staatskörper herangetragene Einflüſſe aufzufangen und abzuwehren. 
Sie hat im Ernſtfall die erſte Belaſtung auf ſich zu nehmen. Don ihrer Dauer⸗ 
haftigkeit und Zähigkeit, ihrem Lebenswillen und ihrer Treue zum Ganzen 
hängt im weſentlichen das Wohlergehen und die Sicherheit des Staates, 
des Binnenlandes ab. Schwankende und unſichere Grenzen ſtellen den 
Beſtand des Ganzen in Frage. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Staat ſchlechthin als bewußte politiſche 
Macht fein beſonderes Augenmert ſeit jeher und in allen Gegenden der 
Erde dem ſchützenden Glied der Grenze zugewandt hat, mögen auch die 
Maßnahmen je nach dem Stand der räumlich und zeitlich möglichen Be⸗ 
drohung ſtark voneinander abweichen. Wo 3. B. eine Grenze zwei kulturell 
faſt kaum voneinander geſchiedene und machtpolitiſch keine Gegenſätze 
aufweiſenden Gebiete trennt, wie etwa die kanadiſch⸗vereinsſtaatliche, dort 
wird die ſtaatliche Politik nur geringe Sorgen um den Beſtand und die 
Sicherheit ihres Machtbereiches hegen müſſen, und die grenzpolitiſchen 
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Maßnahmen werden ſich auf die allernötigſten Derwaltungsangelegenheiten 
beſchränken können. Ein ſolcher, faſt paradieſiſcher Zuſtand iſt aber im 
Staatsleben ſelten. Er kann deshalb weder zur Leitlinie politiſchen han⸗ 
delns noch zum beiſpielhaften Gegenſtand politiſcher Forſchung gemacht 
werden. Die Beziehungen der ſtaatlichen Cebeweſen zueinander werden 
ſchließlich allenthalben von Spannungen beherrſcht, die in der von der 
Natur vorgezeichneten Ungleichheit der Dinge begründet ſind. Deshalb 
iſt die Grenze das erſte und wichtigſte Erfahrungsgebiet des Kampfes 
um Selbſtbehauptung und Eigenberechtigung, das Unwendungsgebiet 
tatſächlich aller einem Staatsweſen zur Verteidigung feines Cebensrechtes 
zur Verfügung ſtehenden Mittel. 

Ohne weite Umſchweife läßt ſich das grenzpolitiſche Beſtreben jedes 
Staates auf die eine Sormel bringen, daß der Staat im Grenzland eine 
beſondere verläßliche Bevölkerung wünſcht und braucht. Jede Grenze 
iſt zunächſt nicht ein Stück Land, ſondern ein Stück Menſch, iſt dort, 
wo Menſchen einer beſtimmten — fei es ſtaatlichen, völkiſchen, raſſiſchen, 
ſprachlichen oder kulturellen — Prägung auf eine anders geartete Menſchen⸗ 
gruppe treffen. Grenze bedeutet ſomit immer Übſchließung, zugleich aber 
auch Scheidelinie zwiſchen verſchiedenen Welten und damit andererſeits 
auch jene Stelle, an der zwei „Weſen“ miteinander in unmittelbare Be⸗ 
rührung geraten. Aus dieſer Berührung nicht einen unerwünſchten Einfluß 
des fremden Bereichs auf das eigene Land und Volk entſtehen zu laſſen, die 
Bannmeile der fremden Ausftrahlungen möglichſt auf die machtpolitiſche 
Scheidelinie zurückdämmen zu können, ſetzt ebenſo wie der Widerſtand 
gegen Verſuche der Gewalt, die Grenzſteine zu verſetzen, ein in ſich ruhendes, 
äußeren Einflüſſen unzugängliches, völlig unproblematiſches, mit ſeinem 
Boden und ſeinem ſtaatlichen und völkiſchen Ganzen verwurzeltes Menſchen⸗ 
tum voraus. Dem Grenzer, dem Grenzvolk, gilt daher die hauptſorge 
jedes Staates. 

Glücklich der Staat, dem ſchon zur Stunde ſeiner Entſtehung die Grenz⸗ 
marken feiner Macht von einem ihm in unverbrüchlicher Treue ergebenen 
Menſchentum gehalten werden. Er iſt der Aufgabe enthoben, erſt durch 
nachträgliche Maßnahmen mühevoll den Menſchenwall an ſeinen Grenzen 
aufzubauen, der ihm feinen Landbeſitz ſicherſtellt. Meiſt klaffen aber Hoheits⸗ 
gebiet und Siedlungsraum des ſtaatstragenden Menſchentums ausein⸗ 
ander: die Grenzen beider müſſen erſt durch planmäßige Änderung eines 
der beiden Bereiche in Übereinſtimmung gebracht und zuſammengelegt 
werden, um die höchſtmögliche Widerſtandsbildung zu erreichen. Im Regel⸗ 
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fall bedeutet das die klufſiedlung eines menſchenleeren, menſchenarmen 
oder von unerwünſchten Bevölkerungsteilen beſiedelten Grenzlandes mit 
verläßlichen Menſchen. 

Die Auslefegrundfäße bei der Auswahl der menſchlichen Bauſteine 
einer ſolchen lebendigen Mauer ändern ſich nach Ort, Zeit und Staatsidee. 
Der dynaſtiſche Staat legte Wert auf ein verläßliches Soldatentum, 
der moderne Nationalſtaat ſieht einen Gebietsbeſitz nur geſichert, wenn 
feine Grenzen von einer zur Staatsnation gehörigen Bevölkerung 
behütet werden. So mannigfaltig aber auch dieſe Geſichtspunkte ſein mögen, 
ſo unbedingt ſtimmen ſie darin überein, daß nur ein im Boden ſelbſt ver⸗ 
wurzeltes Menſchentum eine Grenze zu halten vermag. Der Grenzer, dem 
das Grenzland nicht zur Heimat geworden iſt und dem der Grenzkampf 
nicht den Sinn feines Lebens ausmacht, vermag keinem Druck zu widerſtehen. 
Eine unſtete Bevölkerung kann der Dauerbelaſtung des Grenzkampfes 
ebenſowenig ſtandhalten wie den Verlockungen von jenſeits der Grenze, 
denen eine ſolche Haltloſigkeit als willkommene Erleichterung der grenz⸗ 
politiſchen Auseinanderſetzungen erſcheinen muß. Soldat und Bauer 
muß deshalb der Grenzländer ſein. Soldaten und Bauern haben deshalb 
die Staaten zu allen Zeiten an ihre Grenzen verpflanzt, mögen auch ſonſt 
völkiſche, religiöſe, ſtändiſche, wirtſchaftliche Geſichtspunkte die klusleſe 
beſtimmt haben. Darüber hinaus wird aber vom Menſchen des Grenzlandes 
noch ein Mehr verlangt — nicht allein ein zähes Beharren auf der Scholle 
und eine gefühlsſichere Abwehr des Ungriffs, auch nicht die bewußte Er⸗ 
füllung der Aufgabe des Bauern und Soldaten genügt, er muß vielmehr 
Pionier ſein: würdiger Vertreter ſeiner Macht, ſeines Staates und Volkes, 
muß Neuland in jeder hinſicht — oft diesſeits, faſt immer jenſeits der 
Grenze — mit der Kraft ſeiner Kultur überſtrahlen, die Markſteine ſeiner 
Geſittung in den Boden rammen und die Welt draußen vor der Grenze 
in den Bannkreis ſeines Geiſtes ziehen. 

Grenzſiedlung ijt immer ein Zeugnis des Cebensdranges und der 
Cebensfahigteit eines Staatsweſens und eine dauerhafte Grundlage 
der Macht. Alteſte aſiatiſche Staatskunſt hat deshalb die Räume hinter 
der Chineſiſchen Mauer mit dem zähen chineſiſchen Bauerntum aufgefüllt 
und beſiedelt, und dieſer Menſchenwall hat beſſer die Jahrhunderte über⸗ 
dauert als das Bauwerk aus Ziegeln. Nicht weniger bedeutſam waren die 
Maßnahmen der byzantiniſchen herrſchergeſchlechter im Grenzſiedlungs⸗ 
weſen, die auf die römiſchen Erfahrungen zurückgehen. Sie ſind uns in 
dem umfangreichen Geſchichtswerk des 1242 in Nikäa geborenen buzan⸗ 
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tiniſchen Geſchichtſchreibers Georgios Pachymeres ausführlich überliefert. 
Zum Schutze gegen die andrängenden Turkoölker fiedelte Byzanz in Weſt⸗ 
kleinaſien chriſtianiſierte Volksgruppen aus Armenien und vom Euphrat 
als Grenzer — „Akriten“ — an, die, mit großen Vorrechten von den Kaifern 
ausgeftattet, den Schutz der Grenze beforgten. Als Maßſtab der Derlaplich- 
keit entſchied das Bekenntnis zum Chriſtentum, nicht die völkiſche Zu⸗ 
gehörigkeit. So ſiedelte Kaiſer Johannes Vatatzes (12221254) 10 000 chri⸗ 
ſtianiſierte Kumanen als Grenzer im Mäandertal, in Phrygien und in 
Europa an. Bemerkenswert iſt die hohe Vollendung dieſer buzantiniſchen 
Grenzorganiſation, die alle bezeichnenden Merkmale der Grenzſiedlung 
zeigt, wie ſie heute in zahlreichen Ländern angewandt werden. 

Man unterſchied zwei Arten von Grenzern: die Afriten und die Stra- 
tioten. Letztere waren die eigentlichen Soldatenbauern. „Juriſtiſch und 
ſozial wohl gleichgeſtellt, ſind ſie beide eine wehrhafte bäuerliche Bevölke⸗ 
rung, die von dem Ertrag ihrer ſelbſtbeſtellten Wirtſchaft lebt. Als Gegen⸗ 
leiſtung für den Beſitz dieſer Wirtſchaft haben ſie dem Staat Kriegsdienſte 
zu leiſten. Während aber die Stratioten nur fallweiſe unter die ahnen 
gerufen werden, ſtehen die Afriten ſtändig im Dienſt; daher nehmen fie 
eine privilegierte Stellung ein: ſie genießen Steuerfreiheit und erhalten 
außerdem noch Zahlungen. Neben dieſen erblichen Kleinlehen der Stra- 
tioten und Afriten ſteht das in der ſpäteren Komnenenzeit aufkommende 
(wenigſtens im Prinzip) nichterbliche und nicht vom Inhaber ſelbſt, ſondern 
vom Zinsbauern (Paroikoi) bewirtſchaftete, ganze Gruppen einzelner 
Bauernwirtſchaften, ja oft die Ländereien von ganzen Dörfern umfaſſende 
Großlehen (Pronoia) als weſentlicher Beſtandteil der Militärorganiſation, 
indem die Offiziere mit ſolchen Pronoien bezahlt werden, auf denen ſie 
zugleich Beamtenfunktionen zu erfüllen haben“ (P. Wittek nach P. Mou⸗ 
tavtchiev). Die ſeldſchukiſche Grenzverfaſſung gegen die Byzantiner 
bedient ſich des gleichen Verfahrens. Die Grenzkrieger (uceri) werden den 
Wanderſtämmen entnommen, die als Bauern und Grundherren in den 
Grenzlanden angeſiedelt werden. Wie ſtark dieſer bäuerlich⸗kriegeriſche 
Zug iſt, geht daraus hervor, daß ſowohl die byuzantiniſchen als auch die ſeld⸗ 
ſchukiſch⸗türkiſchen Grenzkämpfer die ſtädtiſche Geſittung ihrer Binnen⸗ 
länder ſcharf ablehnen und das bäuerlich-ritterliche Ideal ſogar 
im Kampfe gegen die eigene Hauptſtadt verteidigen, wenn dieſe nicht ge⸗ 
nügend verſtändnis für die Sonderart der Grenzgaue an den Tag legt. 

Saft dieſelben Grundſätze der Grenzſiedlung und ihres Aufbaues kehren 
in der Anlage der öſterreichiſchen Militärgrenze gegen die Türken 
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wieder. Dieſe Einrichtung hat Jahrhunderte hindurch den Schutz des Abend- 
landes gebildet, bis fie durch die veränderten politiſchen Verhältniſſe über⸗ 
flüſſig wurde und vom Liberalismus zerſtört wurde. Sie entſtand nach der 
Türkenbelagerung Wiens von 1529 im kroatiſchen Gebiet. Die Richtlinien 
lieferten der Prager Landtagsbeſchluß von 1542 und das „Brucker Cibell“ 
von 1578. In ihrer letzten Geſtalt gliederte fie fic) in ſechs Abfdnitte: in 
das Karlſtädter, das Banat- und Warasdiner Generalat, die dem General⸗ 
kommando in Agram unterſtanden, in das Slawoniſche Generalat mit dem 
Generalkommando in Peterwardein und das Banatiſche Generalat unter 
dem Generalkommando in Temefchburg und in die Siebenbürgiſche Militär⸗ 
grenze mit dem Generalkommando in hermannſtadt. 1851 wurden die 
Siebenbürgiſche, 1871 die übrigen Militärgrenzen aufgelöſt. Bedeutſam 
iſt an dieſer Einrichtung das planmäßig geſchaffene bäuerliche Gefüge. Die 
Grenze ſollte ein ſich ſelbſt verſorgendes Gebiet ſein — ein vom kriegs⸗ 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus wichtiges Erfordernis — und zugleich 
die Grenzerbevölkerung an den Boden feſſeln. Erreicht wurde dies durch 
die Belehnung der Grenzer mit ausreichendem Boden, der aber nicht dem 
einzelnen, ſondern der haus gemeinſchaft — der Sippe (Zadruga) — 
gehörte. Die männlichen Mitglieder wechſelten einander im Dienſt an der 
Grenze und in der Urbeit auf dem Hof ab. So entſtand weder Mangel an 
Urbeitskräften, noch an Soldaten. Im Dienſt verſorgte ſich der Mann ſelbſt. 
Der Überſchuß der bäuerlichen Wirtſchaften wurde als Vorrat für den Ernſt⸗ 
fall von den Heeresdienſtſtellen angeſpeichert. „Nach innen zu gehörte das, 
was durch die Hausgenoffen zuſammen erworben wurde, dieſen gemeinſam, 
und auch das Grundeigentum war Gemeinbeſitz der Großfamilie, gleich⸗ 
gültig, welche Kopfzahl dieſe hatte — Hausvater und Hausmutter erhielten 
doppelten Anteil am erarbeiteten Gewinn —, nach außen hin waren die 
Samilien (oder ‚Grenzhäufer‘, wie fie auch genannt wurden) zwar ledi g⸗ 
lich im Nießbrauch ihrer Beſitzungen, und das nur gegen beſtimmte Lei- 
ſtungen, ſtanden aber im freien Lehensverhältnis und waren nur dem 
Kaifer als ihrem Landesherrn untertan, ihren militäriſchen Dorgefebten, 
die gleichzeitig in allen Beziehungen auch ihre bürgerlichen waren, unter⸗ 
ſtellt, hatten aber mit keinem Grundbeſitzer und keiner Grundherrſchaft 
etwas zu ſchaffen. Das Familieneigentum wurde im 19. Jahrhundert ge⸗ 
trennt in ‚Stammgut‘ und ‚Überland‘. Das Stammgut war die Grenz- 
anſäſſigkeit und in der Regel unveräußerlich. Das Überland bildete den 
reſtlichen Beſitz des Grenzhauſes, über ihn war freie Verfügung möglich. 
Erblich wurden die Grenzhäuſer erſt ab 1807“ (J. März). Zum Unterſchied 
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von der Steuerbefreiung der buzantiniſchen Grenzer waren die öſter⸗ 
reichiſchen ſteuerpflichtig, dagegen erhielten fie ihre militäriſche Ausrüftung 
vom Staat und genoſſen die Vorrechte am Boden. Für Witwen und Waiſen 
war ebenfalls Land bereitgeſtellt. Gewerbebetriebe wurden nur jo weit 
zugelaſſen, als ſie zur Selbſtverſorgung notwendig waren. Als Siedler 
hatte man vornehmlich Kroaten und Serben, aber auch Deutſche, Ru⸗ 
mänen und Ungarn herangezogen. Die Südſlawen, hauptſächlich chriſtliche 
Flüchtlinge aus der Cürkei, hatten neben ihren militäriſchen und geſund⸗ 
heitspolizeilichen Aufgaben auch einen kulturellen Auftrag zu erfüllen: von 
ihnen follte eine werbende Wirkung auf die chriſtlichen Balkanſlawen 
ausgehen, weshalb auch ihrem orthodoxen Bekenntnis weitgehende Sonder⸗ 
rechte eingeräumt wurden. Dieſer kulturpropagandiſtiſche Nebenzweck 
konnte nach unftreitigen Anfangserfolgen allerdings nicht mehr erfüllt wer⸗ 
den, nachdem die öſterreichiſch⸗deutſche Ausdehnung über den Balkan nach 
Prinz Eugens Tode zu lange Unterbrechungen erlitten und der keimende 
Nationalismus zur Begründung balkaniſcher Nationalſtaaten im 19. Jahr⸗ 
hundert geführt hatte. Der Gedanke dieſer kulturpropagandiſtiſchen Aufgabe 
zeigt aber recht deutlich die vielſeitigen Ziele einer Grenzſiedlung auf. 
Während der byzantiniſche Grenzbau mit dem Derſuch, die Grenzer der 
Steuerfreiheit zu berauben, zuſammenbrach, ging die öſterreichiſche Militär⸗ 
grenze mit der Einführung der Bodenveräußerlichkeit durch den Liberalismus 
zugrunde. Das 19. Jahrhundert wollte die Sonderrechte der Grenzer nicht 
mehr dulden. Die Auflöfung begann mit dem Geſetz vom 7. Mai 1850 über 
die Aufgliederung des Bodenbeſitzes in der Militärgrenze in Stammgut und 
Überland. Das Geſetz vom 8. Juni 1871 verfügte die Belaſtbarkeit und Mög⸗ 
lichkeit der Zwangsverſteigerung des gebundenen Bodens, das königliche Re⸗ 
fript vom 9. Juni 1872 über die Entmilitariſierung der Grenze geſtattete die 
freie Verfügung über Grund und Boden im Banat und im Gebiet des Titler 
Bataillons, das Geſetz vom 27. Juni 1873 hob ſchließlich alle Beſchränkungen 
für die geſamte Grenze auf. Der „Erfolg“ iſt binnen neun Jahren ein völliger 
wirtſchaftlicher Zuſammenbruch der Soldatenbauern, Aufteilung und Zer⸗ 
ſtörung des auch militäriſch wichtigen Waldbeſitzes und ein ſtarkes Ein⸗ 
dringen der Juden. Die kluswirkung auf die grenzpolitiſchen Qualitäten der 
Soldatenbauern beſchreibt 1883 R. Meyer: „Nach dem, was man mir in 
Ungarn mitteilt, ſind dieſelben Militärgrenzler, welche ſo oft Ungarn vertei⸗ 
digen halfen, durchaus bereit, im nächſten Krieg gemeinſame Sache mit dem 
Landesfeinde zu machen.“ So hat ſich der gleichmacheriſche Eingriff in die 
Sondergeſetze des Grenzlebens zu einer ſtaatspolitiſchen Gefahr entwickelt. 
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Für das bevölkerungspolitiſche Ausleſeverfahren bei der Auswahl der 
Siedler ift ein „Patent“ des Prinzen Eugen richtungweiſend geweſen, 
das für jede Grenzbevölkerungs⸗ und Grenzſiedlungspolitik vorbildlich iſt: 
„CLiederliches Geſindel, durch das nur Gott erzürnt und die Garniſon in⸗ 
fiziert wird, verdächtige und unanſtändige Perſonen ſollen keineswegs ge⸗ 
duldet werden. Raizen, Juden und derlei um Geld alles wagende Leute 
müſſen eifrig überwacht und beim geringſten Verdacht weggeſchafft werden“, 
fo lautet eine feiner Kolonijationsanweifungen. händlergeiſt hat im 
Grenzland nichts zu ſuchen, dorthin gehört der Bauer und Soldat. 

Die mangelnde Einſicht, daß nur ein Bauerntum Grenzen bewahren 
kann, hat die byzantiniſchen Derfuche unter den Kaiſern Konftantin V. 
(741775) und Nifephoras, mit Hilfe wohl ſtädtiſcher Dorderafiaten einen 
Siedlungsgürtel gegen die andrängenden Slawen von der bulgariſchen 
Küfte des Schwarzen Meeres über Philippopel bis zur unteren Struma zu 
ſchaffen, ebenſo ſcheitern laſſen, wie die Abficht der türkiſchen Regierung, 
in der Mitte des 19. Jahrhunderts durch Anfiedlung nomadiſcher Cſcherkeſſen 
einen mohammedaniſchen Riegel zwiſchen das bulgariſche und fer- 
biſche Gebiet zu legen. Die 120—150000 Einwanderer, die als Flüchtlinge 
ihre kaukaſiſche heimat vor dem ruſſiſchen Einmarſch verlaſſen hatten, 
vermochten als räuberiſche Hirten nicht auf dem ihnen zugewieſenen Boden 
ſeßhaft zu werden und verſchwanden auch bald nach der nationalen Be⸗ 
freiung der Balkanſtaaten. Beſſer haben ſich die ebenfalls als Grenzſchutz 
und Machtſtützpunkte gedachten dörflichen und bäuerlichen Siedlungen 
der Tataren gehalten. Ihre Hufgabe als Grenzwächter konnten ſie aller⸗ 
dings nicht ausüben, da der Zerfall des osmaniſchen Reiches bereits 
zu weit vorgeſchritten war. 

Eine erfolgreiche Grenzorganiſation — die „frontier“ — beſtand in 
Nordamerika gegen die Indianer während der Roloniſationszeit. Sie 
war folgerichtig auf dem Gedanken der bäuerlichen Soldatenſiedlung 
mit allen Sonderrechten aufgebaut. So vergab 3. B. Slorida an alle Siedler 
im Kampfgebiet gegen die Seminolindianer 150 Acres umſonſt gegen die 
Verpflichtung des bewaffneten Einſatzes. Eine andere Grenzorganiſation 
hatte Rußland in Sibirien aufgebaut. Die ſchnell fortſchreitende Eroberung 
Sibiriens hatte einen Schutz der Südgrenze Sibiriens notwendig gemacht. 
Diefe Aufgabe wurde den Koſakenheeren übertragen, die ſeit 1613, dem 
Jahr der Anfiedlung der Uralkoſaken am rechten Ufer des Uralfluſſes, in 
immer größerem Umfang als Grenzſiedler angeſetzt werden. Dom Staat 
erhielten fie Ländereien und die militäriſche Ausrüftung, von der Steuerlaſt 
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waren fie befreit. Dafür führten fie den militäriſchen Schuß der Grenze durch 
und eroberten durch ausgedehnte Streifzüge dem ruſſiſchen Staat neue 
Gebiete. Sie waren alſo Grenzwächter und Pioniere zugleich. War 
in dieſem Fall die Umwandlung unſteter Nomaden zu Aderbauern ge⸗ 
lungen, fo trieb fie ihre urſprüngliche Eigenſchaft zu immer tieferer Cand⸗ 
nahme: die Siedlungen wurden immer weiter nach Oſten verlegt. Im 
18. Jahrhundert konnte ein transbaikaliſches und im Jahre 1859 ein ſelb⸗ 
ſtändiges Amur=Kofatenheer aufgeſtellt werden, das aus den Koloniſten 
gebildet wurde. Mit der fortſchreitenden Zentraliſierung des ruſſiſchen 
Staates am Ausgang des 19. Jahrhunderts verſchwanden dann die Roſaken⸗ 
heere der bodenſtändigen Militärſiedler, aber der Verzicht auf dieſe Grenz⸗ 
kämpfer follte ſich im Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieg rächen. Die Bolſchewiſten 
haben an die alte Roſakenerfahrung darum wieder angeknüpft, vielleicht 
auch angeregt durch die Erfahrungen mit den Partiſanentruppen in 
Sibirien während der Revolution. 

Die mechaniſtiſch organiſierten liberalen Staaten der Vorkriegszeit haben 
für den Gedanken und das Weſen einer eigenſtändigen Grenzſiedlung mit 
ihren Sonderformen des kulturellen, wirtſchaftlichen und ſoldatiſchen Lebens 
wenig Verſtändnis beſeſſen. So hat erſt nach dem Weltkrieg der Begriff 
der Grenzſiedlung in der Politik eine Auferftehung erlebt, als die zahlreichen 
neugeſchaffenen Staaten zur Ausgeftaltung ihres Raumes ſchritten. Die 
Wurzeln der heute allenthalben in Angriff genommenen Grenzſiedlung 
liegen in dem urſprünglich ſozialen Beweggründen entſprungenen Ge⸗ 
danken der Bodenreform und im Nationalſtaats gedanken. 

Das Ziel der nationalſtaatlichen Idee iſt die völlige Übereinſtimmung des 
ftaatlichen hoheitsbereichs mit dem völkiſchen Siedlungsgebiet: ein Staat — 
ein Volk. Dieſes Ziel iſt nirgends erreicht, am wenigſten in den im völkiſch 
zerklüfteten europäiſchen Oſten begründeten jungen Staaten. Sei es daß 
die Landesgrenzen aus Gründen des Herkommens über das Siedlungs⸗ 
gebiet des Staatsvolkes hinausgriffen, ſei es daß wehrpolitiſche oder wirt⸗ 
ſchaftliche Gründe dafür maßgebend waren: das Ergebnis iſt, daß der 
nationale Raum in der Regel das ſtaatliche Kerngebiet ausmacht, die 
Rand⸗ und Grenzgebiete des fog. Nationalſtaates aber auf fremd völkiſche 
Siedlungsgebiete übergreifen. Ziel des Staates iſt nun naturgemäß, dieſes 
Grenzgebiet auch völkiſch zu erobern, d. h. im Wege der Siedlung 
völkiſch und damit zugleich wehrpolitiſch zu ſichern. Das Mittel dazu bietet 
die Bodenreform — die Enteignung und Aufteilung des in fremd⸗ 
völkiſchem und Minderheitenbeſitz befindlichen Grundeigentums. 
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Am ſuſtematiſchſten hat die Tſchechoſlowakei dieſes Verfahren der 
Grenzſiedlungspolitik durchgebildet. Als Vielvölkerſtaat bringt fie 
alle ſachlichen Dorausfegungen eines ſolchen Vorgehens mit: die an den 
Grenzen anſäſſigen, zahlenmäßig außerordentlich ſtarken Minderheiten 
der Deutſchen, Ungarn, Ruthenen und Polen find in den Augen der Tichechen 
eine Bedrohung des Staates und eine Behinderung ihrer völkiſchen Aus- 
dehnungswünſche im eigenen Staatsgebiet. Gegen dieſe Minderheiten 
richtete ſich alsbald der Stoß der zuerſt rein ſozial gedachten Bodenreform 
und Siedlungsbewegung, wobei den Tſchechen die Erfahrungen aus dem 
Nationalitätenkampf der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie 
ſehr zuſtatten kamen. Die treibende Kraft dieſer tſchechiſchen Grenzpolitik 
find die nationalen Schutzvereine, der Sokol und die Cegionärsbünde. Sie 
ſorgen für die Aufitellung der „Hranitſcharen“ (Grenzer), die im Grenz⸗ 
land als Pioniere des Tſchechentums gegen die Minderheiten alle nur er⸗ 
denklichen Möglichkeiten einer nationalen Siedlungspolitik ausſchöpfen. 

Hauptkampfmittel ijt die Bodenreform. Sie gründet fic) auf das ſpäter 
durch mehr als 50 weitere Geſetze ergänzte Beſchlagnahmegeſetz vom 
16. April 1919, deſſen § 1 lautet: 

„Zur Durchführung der Regelung des Grundeigentums wird der in der tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Republik gelegene Großgrundbeſitz einſchließlich des gebundenen 
Großgrundbeſitzes in Beſchlag genommen und ein Bodenamt geſchaffen.“ 

Als Großgrundbeſitz gilt ein Beſitz von mehr als 150 ha landwirt⸗ 
ſchaftlicher Nutzungsfläche oder ein Befi von 250 ha insgeſamt. Über das 
grenzpolitiſche Ziel dieſes Geſetzes laſſen die öffentlichen Ausführungen 
zahlreicher tſchechiſcher Politiker keinen Zweifel beſtehen. So hat der tſche⸗ 
chiſche Abgeordnete Sladty erklärt: 

„Wir müſſen daran gehen, daß die Bodenreform beſonders in den Minder⸗ 
heitengebieten beſchleunigt durchgeführt wird, weil dort nicht nur das ſoziale 
Intereſſe beſteht, den kleinen Mann zu entproletariſieren, ſondern auch das 
eminente Staatsintereſſe, den Boden in den Grenzgebieten in tſchechoſlowakiſche 
Hände zu bringen.“ 

Noch deutlicher wurde Havlena auf einer Generalverſammlung der 
tſchechiſchen Minderheiten: 

„Don unſeren nationalen Verteidigungsgeſellſchaften haben wir ganz beſtimmte 
Forderungen für die Durchführung der Bodenreform, weil wir fie mehr vom 
nationalen als vom wirtſchaftlichen Geſichtspunkt aus betrachten.“ 

Der tſchechiſche Abgeordnete Bergmann führte auf der Enquete über 
die Bodenreform aus: 
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„Mit der angeführten Art der Durchführung der Bodenreform hängt die Frage 
der Kolonifation eng zuſammen, die vor allem in erfter Reihe im Gebiete, welches 
nicht tſchechiſch ijt, durchgeführt werden follte.“ 

Und ſchließlich ging Dr. Duras bei der gleichen Gelegenheit laut kurz⸗ 
ſchriftlichem Bericht vollends aus ſich heraus: 

„Don nationaler Seite aus follte unſere Bodenreform erreichen, daß der Boden 
aus deutſchen und magyariſchen Händen in tſchechiſchen Beſitz überführt werde 
und daß fo der hiſtoriſche Frevel, der an der tſchechiſchen Nation nach der Schlacht 
am Weißen Berge verübt wurde, wiedergutgemacht werde.“ 


Die Durchführung der Bodenreform beweiſt, daß ſich die Prager Regierung 
den Siedlungsideen der nationalen tſchechiſchen Parteien und Gruppen 
voll und ganz angeſchloſſen hat. Am 51. Dezember 1931 waren 3965064 ha, 
d. h. 28,2% des geſamten Bodens beſchlagnahmt, wovon 1 650 196 ha 
enteignet worden waren, während 970 102 ha dem Bodenamt noch zu 
weiterer Verfügung ſtanden. Der Reſt war den Eigentümern belaſſen 
worden. Von der enteigneten Fläche waren rund 520 000 ha oder 50% 
deutſcher Boden, der zu 96% in tſchechiſche hände überging. Dom geſamten 
enteigneten Boden wurden bloß 41 000 ha an Deutſche zugeteilt. Don den 
bis Ende 1931 errichteten 2185 Reſtgütern waren bloß zwölf deutſchen 
Beſitzern zugeteilt worden. Dagegen waren 2824 tſchechiſche Molonijten- 
wirtſchaften mit einem Bodenbeſitz von 38 319 ha geſchaffen worden, die 
an 297 beſtehende Gemeinden angegliedert wurden, bzw. 29 neube⸗ 
gründete Gemeinden bildeten. Im tſchechiſchen Sprachgebiet ſind nur 
drei ſolcher Kolonien entſtanden, was die bodenreformatoriſche Siedlungs⸗ 
arbeit der Tſchechen eindeutig als Ausweitung des tſchechiſchen Le⸗ 
benstaumes ins Siedlungsgebiet der Minderheiten kennzeichnet. Nach 
Angaben von ungariſcher Seite ſind die Zahlen für das ungariſche Minder⸗ 
heitsgebiet noch ſchlimmer, und man kann aus der Anlage der Siedlungs- 
kolonien am linken Donauufer deutlich die Abficht, eine Militärgrenze zu 
errichten, entnehmen. 

Die tſchechiſche Siedlungspolitik hat fic) nicht allein mit der Boden⸗ 
enteignung der Minderheiten und Rolonienbegründung Siedlungsraum 
im Grenzgebiet geſchaffen, ein anderes, in großem Umfang angewandtes 
Mittel iſt die Wälderenteignung. Über Zweck und Ziel dieſer Maßnahme 
geben die amtlichen Erklärungen ebenfalls ausreichend Aufihluß: So er⸗ 
klärte der Sektionsrat des Bodenamtes Siala: 

„Die nationale Frage hängt mit der Derſtaatlichung der Grenzwälder 


zuſammen. Im Bodenamt beſteht kein Zweifel, daß dieſe in tſchechiſche hände 
gelangen müſſen.“ 
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Genauer formulierte der Präfident des Derwaltungsausiduffes, Reimon, 
auf einer Generalverſammlung der tſchechiſchen Minderheiten dieje Aufgabe: 

„Was die Grenzwälder betrifft, fo wiſſen Sie alle, daß wir aus Staatsgründen 
nicht zulaſſen können, daß die Wälder in den gemiſchten Gebieten in das Eigen⸗ 
tum der Bezirke und Gemeinden übergehen.“ 

Der Grund dafür ift die Befürchtung, daß ſonſt der Wald in den Beſitz 
der Minderheiten zurückgelangt, was unbedingt vermieden werden müſſe. 
Reimon hat ſeine Ausführungen bei der gleichen Gelegenheit darum noch 
ergänzt, um keinen Zweifel über das beabſichtigte Verfahren zu laſſen: 

„Was die Wälder betrifft, verlangen wir die Seſtſtellung, daß in den gemiſchten 
Gebieten die Wälder verſtaatlicht werden müſſen, d. h. ſie dürfen entſchieden 
nicht den Gemeinden und Bezirken zugeteilt werden, weil dadurch die deutſchen 
poſitionen gegenüber unſeren verſtärkt würden. Es iſt ſelbſtverſtändlich unſere 
Sorderung, daß das Geſetz über die Bodenreform auch in bezug auf die Wälder, 
und zwar ſo durchgeführt werde, daß der Boden in Staatsbeſitz gelangt.“ 

Was hat nun dieſe Wälderenteignung mit der Grenzfieölung zu tun? 
Darüber gab der tſchechiſche Abgeordnete Bergmann klare Auskunft: 

„Akut ift die Srage der Grenzwälder, bei deren Übernahme durch den Staat auf 
das nationale Moment geachtet werden muß mit Rüdjicht auf die Sicherſtellung der 
Grenzen, wobei die Wahl eines verläßlichen perſonals eine Hauptrolle ſpielt.“ 

Der ſpringende Punkt bei dieſer Maßnahme iſt alſo die Vertreibung der 
fremdvölkiſchen Ungeſtelltenſchaft und deren Erſetzung durch Angehörige 
des Staatsvolkes. Desgleichen forderte der Generaldirektor der Staats⸗ 
forſte, Siman, auf der Hauptverſammlung des Zentralverbandes der 
tſchechoſlowakiſchen Sorſtwirtſchaft im Jahre 1927 eine weitere Verſtaat⸗ 
lichung des Waldbeſitzes in den Grenzgebieten, um tſchechiſches Sorjt- 
perſonal unterzubringen. Die Bedingung, daß nur Schüler der inlän⸗ 
diſchen Sorſthochſchulen zum Dienſt zugelaſſen werden dürften, den 
Deutſchen aber die Gründung einer ſolchen Hochſchule verweigert 
wurde, während die Tichechen deren zwei beſitzen, bezeigt ebenfalls, daß 
es ſich bei der ganzen Maßnahme um eine ſiedlungspolitiſche Unter⸗ 
nehmung handelt, die allerdings in ihrem Weſen von dem weit abweicht, 
was man gemeinhin unter Siedlung verſteht. Zahlenmäßig hat die Wälder⸗ 
verſtaatlichung die Minderheiten noch ſtärker betroffen als die Enteignung 
des landwirtſchaftlichen Bodens. 

Die Tſchechen haben ihre Grenzſiedlungspolitik noch weiter verfeinert. 
Ankauf des ſtädtiſchen Beſitzes, Enteignung von Induſtrien, Zuwanderung 
von Beamten, Heranziehung tſchechiſcher Arbeiter im Wege der Auftrags- 
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Eifenftein im Böhmer Wald. Das Bild zeigt das tſchechiſche Verfahren der Grenzbeſiedlung: an 
ſtrategiſch wichtigen Punkten (paßübergang über die Staatsgrenze) werden die tſchechiſchen Siedler 
als politiſche Sicherung und zur Zurückdrängung der deutſchen Minderheit angeſetzt. Die umrahmten 
Teile ſtellen die alte deutſche Siedlung, die ſchwarzen Häuschen die ſeit 1919 planmäßig angelegten 
tſchechiſchen Siedlerſtellen dar! (Nach v. Schumacher, Raum als Waffe. Berlin 1955.) 

politik uſw. ſind die Mittel zur Nationaliſierung des Grenzgebietes. Unter 
dem Schlagwort „Sicherheit“ hat das tſchechiſche Landes verteidi⸗ 
gungsgeſetz vom 13. Mai 1936 mit den Durchführungsverordnungen vom 
23. Juni 1936 eine durchſchnittlich 25 km breite Grenzzone, das iſt ein 
79487 qkm großes oder 56,6% des geſamten Staatsterritoriums um⸗ 
faſſendes Gebiet unter Sonderbeſtimmungen geſtellt, die einer weiteren 
Nationaliſierung vorarbeiten ſollen. Danach iſt die Zuſtimmung der 
Militärverwaltung erforderlich für die Errichtung aller Arten von 
Baulichkeiten, von Kraftwerken, Gaſthöfen, Jorſthäuſern, Touriſtenhütten, 
für den Betrieb von Bergwerken, für die Bewirtſchaftung der Wälder, für 
die Anlage von Sernſprechleitungen, für die Erteilung von Gewerbekonzeſ⸗ 
fionen, den Aufenthalt und Bodenerwerb von Ausländern und Minderheits⸗ 
angehörigen, die Ausübung des Enteignungsrechtes an Ciegenſchaften uſw. 

Mit den ſtaatlichen Behörden arbeiten die privaten Verbände Hand in 
Hand. So hat der tſchechiſche Schutzberband Närodni Jednota pro 
jihozäpadni Moravu eine eigene „Wohnungsgenoſſenſchaft“ und eine 
„pacht- und Roloniſationsgenoſſenſchaft“ ins Leben gerufen. Die 
Närodni Jednota Posumavskä hat ebenfalls die Sörderung der 
Siedlung in den Grenzgemeinden zu ihrer Coſung gemacht. Mit Hilfe einer 
„Baugenoſſenſchaft für die Bezirke pilſen und Mies“ iſt es gelungen, eine 
Reihe deutſcher Gemeinden tſchechiſch zu majoriſieren. Dieſe Genoſſen⸗ 
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ſchaft hat in ihrem kleinen Gebiet allein 250 Käufer gebaut. Nicht weniger 
find die Narodni Jednota Severoéeska und die Narodni Jed- 
nota pro v y chodni Moravu mit eigenen Baugenoſſenſchaften an 
der Siedlungspolitik im Grenzgebiet beteiligt. 

Der Erfolg aller dieſer Maßnahmen wird am beiten durch die Zunahme 
der tſchechiſchen Bevölkerung in den deutſchen Grenzgebieten 
erläutert: 


Anteil der Cſchechen 
Politiſcher Bezirk in % der Geſamtbevölkerung . 


0 1021 1930 


Letſchen 1,27 8,09 
Dauba 3,68 17,04 
Deutſch⸗Gabel 1,03 


Bömiſch⸗Ceipa 3,00 
Kratzau 4,38 
Leitmeritz 20,43 
Rumburg 0,24 
Schludenau 0,17 
kluſſig a. d. Elbe 5,56 
Warnsdorf 4,57. 


Dem Gedanken einer völkiſchen Sicherung der ſtaatlichen Randgebiete, 
bei der militäriſche Überlegungen wohl mitſpielen, aber erſt in zweiter 
Linie in Betracht gezogen werden, folgt in ähnlicher Weiſe Ju goſlawien, 
das ſich beſonders die Auffiedlung der Miſchgebiete Makedoniens und des 
Banats angelegen fein läßt. Auf dem Skopſke Polje, dem Amſelfeld 
und in der Metohia-Ebene find ſeit 1919 faſt 100 000 Menſchen ange- 
ſiedelt worden, im Banat auf acht ungariſchen Großgütern allein 4525 
ſerbiſche Siedler. Als Siedler werden hauptſächlich ſerbiſche Kriegsteil⸗ 
nehmer, Bauern aus der Cika und Dalmatiner verwendet, die mit ſtaat⸗ 
licher Hilfe auf Grund der Bodenreformgeſetze und im Derwaltungsweg 
mit Boden verſehen werden. 

In Polen wurde eine Nationaliſierung der Grenzgebiete vornehmlich 
im Weften des Landes — in den ehemals reichsdeutſchen Gebieten — 
durchgeführt. Dort find allein 7000 von der Preußiſchen Unſiedlungs⸗ 
kommiſſion geſchaffene Bauernſtellen aufgehoben worden. Die Zerſchlagung 
des Großgrundbeſitzes wurde jo durchgeführt, daß man wenigſtens im 
Weſten des Landes von einer reinen Grenzpolitik ſprechen kann. So hat 
3. B. der Aufteilungsplan von 1927 in Poſen nur die eigentlichen Grenz⸗ 
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kreiſe der Wojwodſchaft, die einen ſtarken deutſchen Bevölkerungsanteil 
aufweiſen, betroffen, die inneren polniſchen Kreiſe dagegen überhaupt 
nicht berührt. Der klufteilungsplan von 1928 betraf die deutſchen Grenz⸗ 
kreiſe Poſens mit 5500 ha, die inneren polniſchen mit 2700 ha. 1929 ent⸗ 
fiel mehr als die Hälfte auf die ſüdlichen Grenzkreiſe. Bezeichnend iſt es auch, 
daß das Korridorgebiet immer ſtärker herangezogen wurde als Poſen. 
Insgeſamt wurden in den ehemals deutſchen Gebieten in den Jahren 1926 
bis 1929 111 deutſche Beſitzer mit zuſammen 31014 ha und 46 polniſche 
Beſitzer mit 8726 ha Boden namentlich enteignet. Die Geſamtberechnungen 
ſeit 1919 bis heute verſchieben dieſes Verhältnis nur unweſentlich. Begün⸗ 
ſtigt wurde der Anreiz zur Weſtwanderung und die tatſächliche polniſche Auf- 
ſiedlung der weſtlichen Grenzgebiete durch den Wegzug von faſt 900 000, 
zwar hauptſächlich zur nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung gehörigen 
Deutſchen nach dem Krieg, wodurch die Zuſammenſetzung viel grundlegen⸗ 
der geändert wurde, als es einer bloßen Zuſiedlung möglich geweſen wäre. 


RE: 


SJ 
XS Zahl der > 
4 Flüchtlinge nach 
Herkunfisland 


Auf 1000 Einwohner der S 
3 Provinzen rg 8 
commen Flüchtlinge: 2 . \ 


ES weniger als 50 ST 0 Hi 
re hin | 
NSS 170-200 oe uad a ms: 
WA 350-450 ----Provinzgrenzen u 7 


Die Völkerwanderung der griechiſchen Slüchtlinge und ihre fiedlungspolitifche Der- 
teilung über das Heimatland. (Nach La Gréce Actuelle.) 


20 


Bis zur äußerſten Solgerichtigfeit haben Griechenland und die 
Türkei den Gedanken einer rein bevölkerungspolitiſchen Grenzſiedlung 
durchgeführt. Nach dem verunglückten Derſuch Griechenlands vom Jahre 
1922, in den Beſitz Kleinaſiens zu gelangen, beſchloſſen beide Staaten auf 
Anregung Griechenlands in der Konvention von Lauſanne vom 
30. Januar 1923, ihre Minderheiten durch Zwangsumſiedlung aus⸗ 
zutauſchen. Dieſer griechiſch⸗türkiſche Bevölkerungstauſch hat ſich 
bald zur zweitgrößten Völkerwanderung der Gegenwart entwickelt: in 
wenigen Jahren wechſelten faſt zwei Millionen Menſchen ihre Wohn⸗ 
ſitze. Zu dieſen vertragsmäßig Umgeſiedelten kamen in beiden Ländern 
noch zahlreiche Slüchtlinge aus Rußland und den Balkanſtaaten. Die grie⸗ 
chiſche Statiſtik weiſt insgeſamt folgende Slüchtlings⸗ und Rückwanderer⸗ 
zahlen aus: 


Zählung der griechiſchen Flüchtlinge nach herkunftsländern 1928. 
(dus Annuaire Statistique de la Gréce 1931.) 


Sliichtlinge Flüchtlinge 
vor der Niederlage nach der Niederlage 
in Kleinaſien in Kleinaſien 


Geſamtzahl 
Herkunfts⸗ der Flüchtlinge 


land 


Total männer | Srauen | Total manner Srauen Total manner Srauen 


— . — — — 
Kleinaſien 626 954 293086 3⁵⁵ 868 57728 1977717951 5892261273309 315917 
Thrakien. | 2566351126837 129 798 27057 14 15512902] 229 578112682 | 116896 
Pontus. . | 182169 88271 95898 17 528 8979 8549 164641 79292 85349 
Bulgarien 49027 25070 23957 20977 10 86010 117] 28050 14210 13840 
Kaufafus . 47091| 24410| 22681 32421 1700515 418] 14670 7407 7263 
Iſtanbul 38458 20234 18224) 4109| 2449| 1660| 34549 17785 16564 
Rußland 11435 6359| 5076| 5214| 2828 2386 6221| 3551) 2690 
Serbien . 6057 3004 3053| 4611) 2365) 2246 1446 639 807 
Albanien . 2498| 1438| 1060) 1600] 852) 748 898 586 312 
Dodekanes 758 394 344 355 188 167 383 206 177 
Rumänien 722 274 448 266 127; 139 456 147 309 
Zypern. - 57 37 20 25 17 8 32 20 12 
Ägypten . 8 4| 4 1] A 1 5 4 


Gefamt. . 1221849589418 6324311151 892 79601 722911069 957 509817 


Die Unterbringung ſolcher Maſſen bereitete dem kleinen Griechenland 
zunächſt faſt unüberwindliche Schwierigkeiten. Nur mit internationaler 
Sinanz- und Organiſationshilfe konnte das Werk bewältigt werden. Eine 
umfangreiche Bodenreform, die Verwendung des von den ausgewanderten 
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Türken und Bulgaren hinterlaſſenen Beſitzes und eine in beſchränkterem 
Umfang durchgeführte Odlandkultivierung vermochte die Grundlagen 
für die Anfiedlung dieſer Million Menfchen zu bieten. Das bemerkens⸗ 
werte an dem ganzen Unternehmen iſt, daß es glückte, eine ſo umfang⸗ 
reiche bäuerliche Grenzſiedlung in den makedoniſchen und thra⸗ 
kiſchen Gebieten Griechenlands durchzuführen, daß heute dieſe Provinzen 
als gräziſiert und damit als völkiſch ziemlich geſicherter Boden des grie⸗ 
chiſchen Staates gelten können. Über den Umfang von ländlicher und 
ſtädtiſcher Slüchtlingsſiedlung und die Derteilung der Rüdwanderer 
auf Grenz⸗ und Binnengebiete gibt die folgende Zahlenaufſtellung 
Huskunft: 


| Zahl der | Slücht⸗ Don der autonomen 

Provinzen linge in Slüchtlingsſiedlungs⸗ 
Griechenlands ö | % der Be⸗ kommiſſion angeſiedelt 
völkerung 


als Bauern als Städter 


Jeſtland⸗Griechen⸗ 
land und Euböa. | 1592842} 306193 15543 

Theſſalien 493213 34.659 7628 

Joniſche Inſelnn . 213157 3291 — 


Rukladen 4782 — 

Peloponnes 3256 
Makedonien 427 297 
Epirus 4190 
Larchipel 2965 
19516 
Weſttchrakien 303 171 107607 71293 


Geſanit 6204634 1221849 19,7 | 551468 | 109612 


Wie man aus diefen Zahlen unſchwer erkennt, iſt der Hauptteil der Rück⸗ 
fieoler und Flüchtlinge planmäßig von der Autonomen Anfieölungs= 
kommiſſion in die gefährdeten Grenzgebiete Makedonien und Weſt⸗ 
thrakien verpflanzt worden. Der bäuerliche Grundzug der Siedlung geht 
aus der Catſache hervor, daß die Zahl der ländlichen Siedler die der ſtädti⸗ 
ſchen um mehr als das Fünffache übertrifft. Das Ausmaß der Nationali⸗ 
ſierung der genannten Grenzgebiete durch die Auswanderung der Sremd- 
nationalen und Anfiedlung von Griechen zeigt die folgende Überſicht, 
nach der ſich das Verhältnis der Nationalitäten in Griechiſch⸗Makedonien 
folgendermaßen verſchoben hat: 
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1912 1926 
Gejamtzahl | 75 Geſamtzahl | 


Griechen 1341000 
Mohammedaner 2000 
77000 
91000 


1205000 100,0 1511000 


Angeſichts folder Zahlen kann man mit Recht von einer vollſtändigen 
Nationaliſierung des Grenzgebietes des Staates reden. 

Die Türken und Bulgaren find mit ihren Rüdwanderern ganz ähnlich 
verfahren. Nach Auskunft des türkiſchen Innenminiſters in der National⸗ 
verſammlung find in den Jahren 1923 bis 1933 623 505 Perſonen (157 756 
Samilien) ausgetauſcht worden oder freiwillig in die Türkei zurückgekehrt. 
An dieſe Rückkehrer find 107 567 Häuſer, 16 316 Lanöftellen und 625 098 ha 
Land verteilt worden. In der Zeit vom 1. Januar 1935 bis zum 1. November 
1934 find allein 27 243 Perſonen in die Türkei zurückgewandert. 1935 ſoll 
die Zahl der Rückwanderer aus den balkaniſchen Siedlungsgebieten nach 
türkiſchen Angaben ſogar auf 60 000 geſtiegen fein. Die Türkei fördert 
dieſe Bewegung planmäßig. Ende 1956 wurde ſogar zwiſchen der Türkei 
und Rumänien ein Abkommen geſchloſſen, das die Umſiedlung der im 
Kadrilater (rumäniſche Dobrudſcha) anſäſſigen 225 000, zum Leil chriſt⸗ 
lichen Bekenntniſſen angehörigen Türken nach der Türkei vorfieht. Das Ab- 
kommen tritt am 1. April 1937 in Kraft. Die Ausfiedlung ſoll im Zeitraum 
von fünf Jahren gebietsweiſe erfolgen, um die klufſiedlung mit Rumänen 
in den leer werdenden Bezirken zu erleichtern. Der rumäniſche Staat hat 
ein Vorkaufsrecht auf den Boden, für den er 6000 Lei je Hektar bezahlt. 
Im geſamten handelt es ſich um 100 000 ha und etwa 35 000 Samilien, 
die unmittelbar unter das Abkommen fallen. 

Die türkiſche Republik ſiedelt dieſe Heimkehrer vorwiegend in den 
Grenzgebieten, beſonders in dem durch die Kriege entvölkerten Oſt⸗ 
thrakien an, wo unter der Leitung des früheren Generalinſpektors 
der Oftvilayete, Dr. Tali Ongören, in den Bezirken Corlu, Epres, 
Tetirdagi, Canakkale, Erenköy, Gelibolu, Saray, Malkara, 
Regau, Kirklareli uſw. zum Geil in erweiterten Städten, zum Teil 
in neuangelegten Dörfern bereits 50000 Dobrudſchatürken angeſiedelt 
wurden. 
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Der rumäniſche Staat befiedelt die frei werdenden Gebiete in der 
Dobrudſcha und Beſſarabien planmäßig mit Aromunen aus Make⸗ 
donien. Nach W. Stubenrauch ſind auf Grund von Angaben der Bukareſter 
Roloniſationsdirektion im Judetul Duroſtor 4669 und Judetul Caliacra 
7326 rumäniſche Familien (etwa 55 000 Perſonen) bis 1933 angeſiedelt 
worden. 

In Bulgarien waren nach dem Kriege rund 400 000 Flüchtlinge unter⸗ 
zubringen. Selbſtverſtändlich beſtand auch hier das Beſtreben, die Grenz⸗ 
gebiete aufzufüllen, aber bezeichnenderweiſe verboten die Bedingungen 
der internationalen Slüchtlingsanleihe die Anfiedlung an den Grenzen. 
Lediglich Petritic wurde ſpäter freigegeben. Es ließ ſich aber nicht verhin⸗ 
dern, daß die Flüchtlinge aus den abgetrennten Gebieten ſich in den benach⸗ 
barten bulgariſchen Grenzgebieten niederließen, wo ſie die ihnen am beſten 
entſprechenden Lebensbedingungen vorfanden. Der Verſuch, makedoniſche 
Slüchtlinge in Nordbulgarien anzuſiedeln, iſt deshalb mißglückt. Die in den 
Kreifen plewen, Schumen und Tirnowo angeſetzten 1957 Familien ſind 
alsbald in das bulgariſch⸗makedoniſche Gebiet von Petritſch gewandert. 
Im ganzen find außer den ebengenannten 1937 Familien im weſtlichen 
Grenzgebiet in den Kreiſen Widin, Wratza und petritſch 5 313 Slücht⸗ 
lingsfamilien auf 12 692 ha zugeteilten Bodens angeſiedelt worden. Im 
oſtbulgariſchen Grenzgebiet find allein in den Kreiſen Warna und 
Ruſſe 1882 Samilien mit 6902 ha verſehen, im ganzen Gebiet bis 1931 
6700 Slüchtlingsfamilien angeſiedelt worden. In den ſüdlichen Grenz⸗ 
gebieten wurden 5931 Samilien auf 15 766 ha angeſiedelt. Die Bulgari⸗ 
ſierung der Grenzſtriche macht ſich beſonders ſtark im Deli Orman (Gſt⸗ 
grenze) bemerkbar, wo die Bulgarenſiedlung von einer ſtarken Türken⸗ 
abwanderung begleitet war. 

während die Balkanſtaaten und Polen im Weſten ſeines Landes in erſter 
Linie auf die völkiſche Durchdringung ihrer Grenz- und Randgebiete be⸗ 
dacht find, alſo die Derwurzelung des Staatsvolkes im Grenzgebiet als 
oberſte Aufgabe anſehen, haben andere Lander ihrer Grenzſiedlung rein 
militäriſche Erwägungen zugrunde gelegt: die Sowjetunion, Japan 
in der Mandſchurei und Polen im Often ſeines Landes. 

Am bemerkenswerteſten ift die ruſſiſche Arbeit in dieſer Hinſicht, weil 
ſie am beſten offenbart, daß die Grenzſiedlung ein von eigentümlichen, 
immer wiederkehrenden Grundſätzen abhängiges Unternehmen iſt, 
denen auch der Bolſchewismus weitgehend Rechnung tragen mußte. 
Hauptziel der bolſchewiſtiſchen Grenzſiedlungspolitik war nach den 
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negativen Erfahrungen des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges der Aufbau eines 
fich ſelbſt verſorgenden Heeres in Sibirien, um auf dieſe allein mögliche 
Weiſe die ſibiriſche Nachſchubfrage zu löſen. Zahlreiche Sehlſchläge 
belehrten die Sowjets, daß es gänzlich unmöglich iſt, ihrem Ziel mit den 
bolſchewiſtiſchen Grundſätzen einigermaßen näherzukommen, weshalb 
dieſe kurzerhand über Bord geworfen wurden. Heute ijt der klufſied⸗ 
lungsplan weitgehend durchgeführt und der ruſſiſche Ferne Oſten durch 
Siedlung und wirtſchaftliche Maßnahmen ſo weit erſchloſſen, daß das auf 
dieſen Grundlagen aufgebaute Heer ein höchſt ſchlagkräftiges Angriffs⸗ 
werkzeug darſtellt. 

Möglich war die ſiedlungsmäßige Erſchließung nur durch den Ausbau 
des ebenfalls vorwiegend Kriegszweden dienenden Wege- und Bahn⸗ 
netzes, das das Rüdgrat des neuen Landwirtſchafts⸗ und Induſtrie⸗ 
gebietes bildet. Dieſes Netz iſt heute faſt fertig, womit die wirtſchaftliche 
flusgleichs möglichkeit zwiſchen den landwirtſchaftlichen Erſchließungszonen 
und den induſtriellen Zentren hergeſtellt und die Selbſtverſorgung der 
roten Sernoftarmee geſichert iſt. Das wichtigſte Ergebnis der bolſchewiſtiſchen 
Kolonijationsarbeit iſt jedoch, daß die nach dem Sernen Often verſchobenen 
Siedlermaſſen auch an Ort und Stelle der Fernoſtarmee das Refrutie- 
rungsmaterial liefern und nach dem Muſter der Partiſanentruppen der 
Revolution in einem von den Sowjets ſtrategiſch vorbereiteten Klein⸗ und 
Sranktireurkrieg eingeſetzt werden können. Dieſe Notwendigkeit einer ört⸗ 
lichen Auffüllung der Menſchenbeſtände des Heeres hat die Sowjets be⸗ 
ſonders gezwungen, auf ihre an anderen Orten, z. B. in Karelien, ange⸗ 
wandten Zwangsmaßnahmen zu verzichten. 

Entſcheidend für die fernöſtliche Siedelarbeit waren die Erlaſſe vom 
11. Dezember 1933 und 5. Sebruar 1934, die im Gebiet des Oſtſibiriſchen 
und des Sernoftgaues und in der Burjäto-Mongoliſchentlutonomen 
Republik die zwangsweiſe Ablieferung des Getreides bis zu fünf bzw. 
zehn Jahren aufheben, die unmittelbaren Grenzbezirke von den Zwangs- 
ablieferungen von Milch, Butter, Kartoffeln, Gemüſe, Fleiſch, Wolle 
und Flachs ganz oder zur hälfte befreien, die Arbeitslöhne bis zu 30 und 
die Soldatenlöhne bis zu 50% erhöhen. Mit dieſen Erlaſſen hat der Bol⸗ 
ſchewismus das Derſagen feiner Auffaflung vom Menſchen bekannt: Der 
Grenzſiedler verlangt überall und immer eine beſondere Würdigung 
ſeines Sondereinſatzes für den Staat. Gleichmacheriſchen Grundſätzen 
bringt er ſehr wenig Verſtändnis entgegen. Das galt ſchon in der Antike 
und im byzantiniſchen Reich, dem mußten ſich auch die Sowjets beugen, 
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wollten fie nicht von vornherein ſcheitern. Die der Grenzſiedlung inne⸗ 
wohnenden kämpferiſchen Lebensgeſetze wurden den Sowjets auch 
bei dem Derjuch von Biro⸗Bidſchan vor Augen geführt. Das am mittleren 
Amur zwiſchen Blagowjeſchtſchenſk und Chabarowſk gelegene Grenz⸗ 
gebiet von Biro⸗Bidòſchan ſollte eine zweite — bolſchewiſtiſche — „Hei m⸗ 
ſtätte“ des Judentums werden. Der Plan ſcheiterte völlig: von den 
jüdiſchen Siedlern verließen 1928 48 %, 1929 63% das Gebiet. Heute 
befinden ſich erſt 13 000 Juden dort. Mit einem händleriſchen Volkstum 
läßt fic) eben kein Menſchenwall errichten. Der eigentliche Zweck, das Welt⸗ 
judentum für japaniſche „Grenzverletzungen“ im Gebiet von 
Biro⸗Bidſchan zu intereſſieren, dürfte allerdings erfüllt fein, und vielleicht 
auch der Wunſch, dem weniger kontrollierbaren chineſiſchen händler den 
jüdiſchen entgegenzufegen — die als „bäuerliche“ Siedler angeſetzten 
Juden verſtreuten ſich nämlich zum größten Teil über die neugeſchaffenen 
ſtädtiſchen Sammelpunkte des Fernen Oſtens. 

Die zweite reine Militärſiedlung hat Japan an der Nordgrenze der 
Mandſchurei geſchaffen. Die Siedlungsangelegenheiten in der Mand⸗ 
ſchurei unterſtehen dem Stab der Kwantung-Armee, finanziert werden 
ſie vom Stab und den halbſtaatlichen japaniſchen Erſchließungsgeſellſchaften. 
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Geplant ift für die nächſten 15—20 Jahre die Umſiedlung von einer Million 
Japanern nach der Mandſchurei. Bis jetzt find aber nach Angaben von 
Sodler-haufe nur etwa 10 000 Bauern in Wehrſiedlungen angeſetzt 
worden. Die japaniſche Soldaten⸗Bauern⸗Siedlung iſt alſo nicht beſonders 
erfolgreich. Der Japaner verträgt weder das harte Kontinentaltlima, 
noch kann er ſich an die ſchweren Böden des Seftlandes gewöhnen. Beſſer 
geglückt ijt dagegen der Verſuch der japaniſchen Militärbehörden, ruſſiſche 
Emigranten in militäriſch ſtraff organiſierten Siedlungen in der Barga 
und am Amur zu ſammeln, mongoliſche Grenzſtämme als Grenztruppen 
im Weſten des Landes zu verwenden und Roreaner als Bauernſiedler 
dem chineſiſchen Wanderdruck entgegenzuſtellen. 

In Europa iſt an zwei Stellen der Gedanke der Militärſiedlung in 
reiner Geſtalt aufgegriffen worden: im Weſten Rußlands, beſonders an 
der finniſchen Grenze, und im Oſten polens. Im finniſchen Grenzgebiet 
verfahren die Sowjets grundſätzlich anders als in Sibirien. Zweck iſt zwar 
auch hier der Ausbau einer flufmarſchſtellung. Zur Erreichung dieſes Zieles 
werden aber ſeit 1928 erſt die einheimiſchen, den Sinnen verwandten 
Rarelier zwangsweiſe „ausgeſiedelt“ — verbannt —, während die „Auf- 
ſiedlung“ ebenfalls im Wege der Verbannung erfolgt. „Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft“ ift die Cſcheka. Die ihr zugehörigen Wirtſchaftsunternehmungen 
werden mit Hilfe von Strafgefangenen betrieben, die nach der Ent⸗ 
laſſung aus den zahlreichen kareliſchen Lagern in dieſen nördlichen Gebieten 
zwangsweiſe angeſiedelt werden. Die Sowjets wollen auf dieſem 
weg die nach nationaler Selbſtändigkeit und knſchluß an Finnland ſtrebende 
kareliſche Bevölkerung in dem künftigen Operationsgebiet ausrotten 
und eine willenloſe ruſſiſche Schicht an ihre Stelle ſetzen. Wie weit ihnen 
das geglückt iſt, veranſchaulichen die folgenden finniſchen Schätzungen 
der Nationalitätenentwidlung in Karelien. Danach lebten in Karelien: 


Karelier Ruſſen 
1920 90000 55 000 
1933 112000 212000 


Inzwiſchen dürfte ſich das Verhältnis weiter zuungunſten der Karelier 
verſchoben haben, da die entſcheidenden Maßnahmen der GPU. erſt in 
die Jahre 1934 bis 1935 fallen. 

Anders iſt Polen in ſeinen öſtlichen Wojwodſchaften — Bialuſtok, 
Wilna, Nowogrodek, Polefien, Wolhynien — vorgegangen. Es wurden 
zwei Wege eingeſchlagen, deren Erfahrungen außerordentlich wichtig ſind. 
Neben der Durchführung der Bodenreform, die in dieſen weißruſſiſchen 
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Gebieten möglichſt den polniſchen Großgrundbeſitz verſchonte, aljo 
rein völkiſchen Zwecken diente, und der Bildung einer polniſchen Erb⸗ 
pächterſchicht, wurden ausgediente Soldaten ſeit 1921 in geſchloſſenen 
Kolonien in den Oſtgebieten angeſiedelt. Den Umfang dieſer Soldaten— 
ſiedlung während der Jahre 1921 bis 1933 veranſchaulicht die folgende 
Hufſtellung: 


Soldatenſiedlungen 


Wojwodſchaft = 
Zahl der Stellen zugeteilte Fläche in ha 


— — — —ä—ä—b ũ b̃ — ——Ud — — 


Bialuſtock 11923,3 
14.493,5 
Nowogrodek 32726, 1 
Poleſien 27565,5 
Wolhynien 55 535,1 


142 245,5 


Dieſe Militärſiedlung hat ſich nicht ſonderlich bewährt. Ihren höhepunkt 
erreichte fie im Jahre 1923 mit der Zuteilung von 2090 Stellen. 1955 wur⸗ 
den nurmehr 8 Stellen geſchaffen. Der Grund dafür iſt die mangelnde 
Bodenkenntnis der ehemaligen Soldaten und vielfach auch die fehlende 
landwirtſchaftliche Schulung. Weitaus beſſer hat ſich dagegen die andere 
Sorm bewährt: die Betrauung der ſtehenden, durchweg aus Nationalpolen 
gebildeten Grenzſchutzabteilungen mit koloniſatoriſchen Huf⸗ 
gaben. W. Marquardt berichtet darüber: „Die Aufgaben des Grenz⸗ 
ſchutzkorps ... find zwiefach. Einmal Gewinn von Neuland, Rodung und 
Urbarmachung der Wald- und Sumpfgebiete, alſo wirkliche Siedlungs⸗ 
tätigkeit. Es kann ſich hierbei naturgemäß nur um kleine Slächen handeln, 
die dem Odland abgerungen werden... Die Hauptaufgaben des Grenz⸗ 
ſchutzkorps liegen ja auf anderen Gebieten. Über das Grenzſchutzkorps 
verſuchen die polen den Weg zu den nationalen Minderheiten in ihren 
Oſtmarken zu finden. Die Bibliotheken in den Standorten der höheren 
Einheiten ſtehen auch der Zivilbevölkerung offen. Durch Kino- und Theater⸗ 
aufführungen, durch Konzerte der Militärkapellen u. a. m. will man die 
nichtpolniſche Bevölkerung gewinnen ... Die Poloniſierungs⸗ und elſſimi⸗ 
lierungsbeſtrebungen der polniſchen Regierung mit hilfe des Grenzwach⸗ 
korps werden außerdem gefördert durch die ſtaatlich geregelte militäriſche 
Jugenderziehung, die Militär und nichtpolniſche Grenzbevölkerung zu⸗ 
ſammenführt, durch Speiſung von Armen und Bedürftigen und Geld⸗ 
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ſammlungen für dieſe, die von den einzelnen Formationen durchgeführt 
werden.“ Hier verbindet ſich alſo ähnlich der Aufgabe der früheren öſter⸗ 
reichiſchen Militärgrenze mit dem militäriſchen und koloniſatoriſchen Zweck 
der Grenzſiedlung ein propagandiſtiſcher — ob mit dem gleichen Miß⸗ 
erfolg wie dort, wird die Zukunft weiſen. 

Ein Rundgang durch die Grenzſiedlungsverfahren lehrt, daß zwar kein 
Mittel zur Nationaliſierung eines Grenzraumes und zur grenzpolitiſchen 
Sicherung des Staatsgebietes unverſucht bleibt, aber letztlich immer der 
bäuerliche Siedler den Sieg davonträgt, wobei die Gegenleiſtung des 
Staates für die notwendige Opferbereitwilligkeit in verſchiedenen Ver⸗ 
günſtigungen beſtehen muß, wenn auf Dauerhaftigkeit und Bewährung im 
Ernſtfall gerechnet werden ſoll. Der Gang durch die ſiedlungspolitiſchen 
Verfahren lehrt aber auch, daß die Gegenwart die Betreuung der Grenze 
nicht mehr lediglich verwaltungsmäßigen Einrichtungen (Zollwache) über⸗ 
läßt, ſondern daß die Grenzaufgabe wieder Inhalt und Richtſchnur einer 
kämpferiſchen Auslefe jedes lebenstüchtigen Volkes zu werden beginnt, 
daß die Grenzſiedlung wieder in den Mittelpunkt des ſtaatspolitiſchen 
Denkens rückt. 


Siedlung und Koloniſation. 


Kolonifation iſt nicht eine beſtimmte politiſche Art der Siedlung. Kolo ni⸗ 
ſation iſt im allgemeinen nichts anderes als Urbarmachung von Neu⸗ 
land, Erſchließung eines unbekannten Bodens oder Raumes. Koloniz 
ſation kann ſtädtiſcher, landwirtſchaftlicher oder induſtrieller Art fein. 
Darüber entſcheiden raſſiſche Dorausſetzungen, Ort und Zeit. Allen Koloni- 
ſationsarten — ob es ſich nun um ſtaatliche oder „wilde“, landwirtſchaft⸗ 
liche oder ſtädtiſche handelt — iſt ein verſuchs mäßiger Zug eigentümlich, 
der einen beſonderen Unternehmungsgeiſt und Wagemut voraus- 
ſetzt. Kolonifation ijt deshalb eine Angelegenheit der Jugend — des 
ver sacrum —, und der Pionier iſt oft das Gegenteil des ſeßhaften Menſchen. 
Es iſt nicht ſelten gerade der unſtete Wanderer, der dem nachfolgenden 
Bauern neue Räume öffnet. 

Heute wird man zwei Arten der Kolonifation unterſcheiden müſſen: 
auf der einen Seite die ſog. Innenkoloniſation, auf der anderen die 
Hußenkoloniſation — die Erwerbung und Erſchließung neuer, außer⸗ 
halb des völkiſchen oder ſtaatlichen Macht- oder Siedlungsbereiches gelegener 
Kolonialgebiete. Als Innenkoloniſation kann man im weſentlichen die 
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Urbarmachung von Gdlandreſten in alten Kulturländern und bereits erſchloſ⸗ 
ſenen jungen Siedlungsräumen bezeichnen. Die Innenkoloniſation erſtreckt 
ſich auf urſprüngliches oder durch Derrottung aus Kulturboden entſtandenes 
Od⸗ und Waldland oder extenſiv bewirtſchaftete Böden. Eine geringe Rolle 
ſpielt die Candgewinnung aus Meer und Seen, die Aufbereitung von Un⸗ 
land. Unter innerer Kolonifation verſteht man auch die völkiſche Durch⸗ 
dringung eines fremdſtämmigen Siedlungsgebietes innerhalb eines Staats⸗ 
raumes. 

Im Gegenſatz dazu kann man die „äußere“ Roloniſation als eine ,wa- 
gende Kolonifation“ bezeichnen, weil in ihr das Weſen des Verſuchs, 
das wirtſchaftliche und kulturelle Rififo, viel ſtärker hervortritt. Bei der 
inneren Roloniſation wird dem Einzelnen das Wagnis vom Staat oder 
einer anderen Gemeinſchaft faſt gänzlich abgenommen, und der Weg ins 
Neuland bedeutet kein Abbrechen von Beziehungen zur alten Heimat, 
zum Doltsganzen, zum Staats- und Wirtſchafts⸗ und Siedlungsraum der 
eigenen Volksgemeinſchaft, während mit der wagenden Roloniſation immer 
ein Herauslöſen des Einzelnen aus den alten Bindungen verbunden iſt. 
Wohl wird ſich, rein machtpolitiſch geſehen, in der ſtaatlich aufgeteilten 
welt von heute, die äußere Kolonifation ebenfalls innerhalb der Grenzen 
eines geordneten Staatsweſens abſpielen, aber der Roloniſator wird, ge⸗ 
wiſſermaßen die Grenzen der Ziviliſation überſchreitend, einen Raum 
mit fremden Weſenszügen betreten und im wahrſten Sinne des Wortes 
Verſuche anſtellen müſſen, ehe er den neuen Raum als der Kultur gewonnen 
betrachten kann. Scharfe Unterſchiede zwiſchen beiden Arten der Koloniſation 
werden kaum zu ziehen fein. Allzu mannigfaltig find die koloniſatoriſchen 
Erſcheinungsformen, als daß fie fic) in Regeln preſſen ließen. Vielleicht 
aber darf man als allgemeinſtes Merkmal gelten laſſen, daß die wa⸗ 
gende Kolonifation ihren Menſchen und Gemeinſchaften, fet es ein Staat, 
ein Volk, eine Raſſe oder eine ſonſt beſtimmte Menfchengruppe, den eigen⸗ 
tümlichen kolonialen Zug des Unfertigen, Gärenden, Aus3ureifen- 
den aufprägt, während ſich umgekehrt bei der Innenkoloniſation die koloni⸗ 
ſatoriſche Arbeit nicht mehr im Bild der Geſamtheit abzeichnet, ſondern der 
Raum den Zügen der Geſamtheit unterworfen wird, die ihm ihr 
fertiges Kulturbild aufdrückt. 

Die Geſchichte der Nachkriegszeit hat mit ihrem verſtärkten Zug zu Boden 
und Bodenverwurzelung großartige innenkoloniſatoriſche Leiſtungen her⸗ 
vorgebracht. Der Mangel an Lebensraum hat die Völker aber auch dort, wo 
ſie für die neue Cebensrichtung weltanſchaulich nicht aufgeſchloſſen waren, 
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gezwungen, dem Boden wieder ein ftarferes Hugenmerk zuzuwenden. 
Das Bemerkenswerte und Lehrreiche an dieſen Dorgängen ift es, wie 
ſich das Weſen jedes Volkes in ſeiner vollſten Eigenart dabei ſpiegelt, 
wie geſchichtliche und räumliche Gegebenheiten den Urbeiten ganz be⸗ 
ſtimmte Züge verleihen, die jeder Leiſtung auf dieſem Gebiet eine ein⸗ 
malige, von anderen Ländern in dieſer Geſtalt nicht zu wiederholende 
Prägung geben. 

In Europa ſind außerhalb Deutſchlands in den Jahren nach dem Weltkrieg 
einige innenkoloniſatoriſche Werke größten Stils vollbracht worden. An 
erſter Stelle ſteht die beginnende Trockenlegung der Zuiderſee, die 
eine unmittelbare Erweiterung des holländiſchen und europäiſchen Lebens⸗ 
raumes bedeutet. Daneben reiht ſich, ebenbürtig in der Planung und noch 
größer im Ergebnis, die Trockenlegung der Pontiniſchen Sümpfe, 
durch die altes, aber verrottetes Kulturland wieder unter den Pflug ge⸗ 
bracht und damit zum Siedlungsraum gemacht wurde. Die ausgedehnte 
Kolonijationsarbeit in Bulgarien erhielt ihre eigentümliche Geſtal⸗ 
tung durch den erſtmaligen Einſatz eines ſtaatlichen Arbeitsdienftes, und die 
Innenkoloniſation in Griechenlandiſt mit der gänzlichen Umgeſtaltung 
der völkiſchen Lebensräume im Südoſten für immer verknüpft. 

Das holländiſche Unternehmen iſt durchaus einzigartig. Angewiefen auf 
ſeinen engen Lebensraum (7 600 000 Einwohner auf 34 220 qkm: 221 Men⸗ 
ſchen auf 1 qkm), bleibt den Niederlanden als einem der dichteſtbevölkerten 
und geburtenreichſten Staaten Europas nur noch der Ausweg, aus dem 
Meer ſelbſt, dem ſchon ein großer Teil ihres Bodens abgetrotzt iſt, weiteren 
Lebensraum zu gewinnen. Jedes Fleckchen des feſten Landes iſt bereits fo 
genutzt, daß es, abgeſehen von der Erſchließbarkeit einiger Moorflächen, 
keine Möglichkeit mehr zu einer Ausweitung und Derdichtung der Siedlung 
bietet. Der Kampf mit dem Meer iſt an zahlloſen Abjchnitten ſeit Jahr⸗ 
hunderten ununterbrochen im Gang. In 110 Jahren wurden bis 1924 
99 290 ha durch Eindeichung gewonnen. Das reicht aber einſchließlich der im 
ſelben Zeitraum aufbereiteten 510 000 ha Moor- und Gdlandflächen nicht 
aus, um den künftigen Bodenbedarf eines jährlichen Geburtenüberſchuſſes 
von 100 000 Menſchen zu ſichern. Darum tauchte ſchon 1849 der Plan auf, 
die Zuiderſee einzudeichen und trockenzulegen. 1886 wurde die Zuiderſee⸗ 
vereinigung zum Studium dieſer Pläne gegründet, 1894 eine Regierungs⸗ 
kommiſſion ernannt, aber erſt am 14. Juni 1920 wurden die Vorſchläge als 
Geſetz angenommen. Das Ziel war die völlige Abjchließung der Zuider⸗ 
jee durch einen 27,5 km langen Damm von Stiesland zur Inſel Wie⸗ 
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ringen und die Gewinnung von 225 000 ha trodengelegten Bodens aus 
dem entſtehenden Binnenſee, der auf 125 000 ha Waſſerfläche eingeſchränkt 
werden ſollte. Das in vier Polder zu 20, 55, 95 und 50 000 ha gegliederte 
Neuland umfaßt 7% des geſamten Staatsgebietes der Niederlande, 10% 
der geſamten landwirtſchaftlich genutzten Slähe. Man kann daran den 
rieſigen Umfang des Werkes ermeſſen. Für die Inangriffnahme des Werkes 
war überdies maßgebend, daß 
4 mit dem Damm eine kürzere 
Derkehrsverbindungzwi⸗ 
ſchen Friesland und Amijter- 
dam geſchaffen, das Land 
um die Zuiderſee gründlicher 
vor Sturmfluten geſchützt, 
die Entwäſſerung weiter 
Candſtrecken durch Verbeſſe⸗ 
Nee Kuss; rung der Grundwaſſerverhält⸗ 

>; Mei niſſe und die Süßwaſſer⸗ 
verſorgung für Trinkwaſ⸗ 
fer, Candwirtſchaft und In⸗ 
duſtrie verbeſſert werden 
konnten. Die Geſamtkoſten 
ſchätzte man auf 1,5 Milli⸗ 
arden AA, den Nutzungs- 
eee wert auf rund 1 Milliarde. 
Der große Damm koſtete 
164 Millionen LA. 

Die Arbeiten wurden am 29. Juni 1920 begonnen. Infolge äußerſt 
günſtiger techniſcher und wirtſchaftlicher Bedingungen konnte der Abſchluß⸗ 
damm mit 25 Schleufen bereits am 28. Mai 1932 geſchloſſen, am 25. Sep⸗ 
tember 1933 dem öffentlichen Verkehr übergeben werden. Ohne erſt die 
Fertigſtellung des Dammes abzuwarten, war man ſchon 1927 an die Ein⸗ 
deichung des Wieringermeer-Polders geſchritten. Nach der Sertig⸗ 
ſtellung des Deiches im Sebruar 1950 begann man ſofort mit dem flus⸗ 
pumpen der Waſſermaſſen, die am 21. Auguft 1930 mit der Trockenlegung 
von 20 000 ha beendet war. Die Arbeiten auf dieſem Polder follten Der- 
ſuchszwecken dienen, aus denen die Erfahrungen für die weitere Neuland⸗ 
gewinnung gewonnen werden ſollten. Die Ergebniſſe waren allerdings 
nicht ſehr ermutigend. Die Verſalzung war nicht in der beabſichtigten 
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5 


Die Trockenlegung der Zuiderſee. (Nach Paul.) 


Zeit zu beheben, Derjandung und Dünenbildung trat ein, Ver⸗ 
unkrautung machte ſich unangenehm bemerkbar und ſchließlich entſtand 
Malariagefahr. Die umfangreichen und koſtſpieligen Bodenverbeſſe⸗ 
rungsarbeiten beweiſen eine Bauernſiedlung einſtweilen als nicht einträg⸗ 
lich, weshalb nur landwirtſchaftliche Großbetriebe eingerichtet wurden, 
und der Staat, um wenigſtens einen Teil der aufgewandten Gelder heraus⸗ 
zuarbeiten, den Boden nur in Pacht vergibt. Trotz der Schwierigkeiten 
wurden aber bereits im Jahre 1952 8600 ha der beſten Böden des Polders 
beſtellt und gute Ernteergebniſſe erzielt. Eine Reihe von Dörfern wurde 
gegründet. Gleichwohl wurde von der Eindeichung der weiteren Polder 
einſtweilen Abjtand genommen. Offenbar will man erſt die Verſüßung 
und Anſchlickung des Seebodens des nunmehrigen Binnenſees abwarten, 
um die übermäßige Roſten verurſachenden Fragen der Süßwaſſerverſor⸗ 
gung, Derfandung und Entſalzung auf den anderen Poldern leichter löſen 
zu können. Nach der künftigen Sertigſtellung aller vier Polder werden die 
Niederlande Cebens- und Nahrungsraum für mehr als eine Million Men⸗ 
ſchen gewonnen haben. 

Ähnliche Ausmaße beſitzt die Urbarmachung und Kufſiedlung der Pon⸗ 
tiniſchen Sümpfe. Die Arbeit im Agro Pontino ijt aber nicht die einzige 
innenkoloniſatoriſche Ceiſtung Italiens, ſie iſt eigentlich nur Sumbol für 
das Geſamtwerk unter dem Zeichen der Bonifica integrale. Raubbau, 
Derrottung, ſoziale Mißſtände hatten in Italien weite Candſtriche verödet. 
Die Siedlung erforderte daher viel weitergehende Vorbereitungen als in 
anderen Ländern. Beſeitigung der agrarſozialen Anarchie (Maffia), 
Regelung des Großgrundbeſitzes, Entſeuchung (Malaria), Auf- 
forſtung, Entſumpfung mußten vorangehen. Die räumlichen Urſachen 
der Derrottung der Böden in den Küftenebenen lagen in den Gebirgen. 
Durch Vernichtung der Wälder wurde in den Berggegenden der natürliche 
Waſſerhaushalt geſtört und eine übermäßige Abtragung verurſacht. 
Die Ergebniſſe dieſer Bodenausſpülung traten in den Ebenen als Auf- 
ſchotterung, Verſchlammung oder in Geſtalt plötzlicher hochwäſſer 
auf. Sollte der Siedlung Land erſchloſſen werden, ſo mußten erſt dieſe 
Schäden gründlich beſeitigt werden. Das trifft in erſter Linie für die Kam⸗ 
pania, Apulien und die anderen Teile des Südens zu, der jahrhunderte⸗ 
lang und beſonders nach der Einigung vernachläſſigt wurde. Die Schwierig⸗ 
keiten des Südens, die „Questione meridionale“, waren das Sorgengeſpenſt 
aller früheren Regierungen. Erſt der Faſchismus hat dieſer Sorge ein 
Ende gemacht. Infolge dieſer ſchwierigen Vorausſetzungen find die mittel⸗ 
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baren Maßnahmen (Aufforſtung, Wildbachregulierung, Errichtung von 
Schutzbauten) weitaus umfangreicher und koſtſpieliger als die eigent⸗ 
liche Kolonifation. Die Bonifica integrale — gegründet auf das Geſetz 
über die „totale Urbarmachung des nationalen Territoriums“ 
vom 24. Dezember 1928 — iſt daher eine Angelegenheit des Staates und 
einer ſtändiſch aufgebauten Wirtſchaft, da der einzelne gar nicht die Vor⸗ 
ausſetzung für eine Bodenverbeſſerung und Siedlung zu ſchaffen vermag. 
Der Staat trägt die Koften der Maßnahmen bis zu 92%. Das Geſetz 
ſpricht deshalb mit Recht von einer „integralen“, d. h. völligen Wieder⸗ 
herſtellung des Bodens. Es will die alten Schäden an der Wurzel anfaſſen. 
Siedlung ſoll nur das Endergebnis einer langen Reihe von Dor- 
arbeiten fein. Eine Dorftellung von dem Geſamtumfang der Bonifica gibt 
die Ausdehnung der in Bearbeitung befindlichen Flächen (Stand 1. Juli 
1955): 


Rene 5 0 fo © o 38000 ha | Latium. ... 2... 451197 ha 
Sonbasd eee 27 349 bre 58281 „ 
Grid. Venetien. 29485 „ | Kampania . ..... 518 797 „ 
Eigentl. Denetien . . . 690163 „ Apüllen o @ o 850908 „ 
Juliſches Venetien.. 366389 „ | Lucania .....-. - 557343 „ 
Er om = 6 2 m6 1115343 „ Kalabrie 345911 „ 
Hast een 458167 , Sizilien 273409 „ 
Mast 0 © 00 u mo 271649 „ | Sardinien ..-.-. > 826 115 „ 
Her ee 59 210 „ 


Die Gründlichkeit, mit der das Werk in Angriff genommen wurde, und 
die bisherigen Erfolge verleihen dem Faſchismus die Gewißheit, daß mit 
Hilfe der Ruralizzazione — der „Derländlichung“ — die Zukunft des 
Volkes ſichergeſtellt wird. 

Das ſchwierigſte Problem der Innenkoloniſation waren die Pontiniſchen 
Sümpfe. Alle Regierungen des geeinigten Italien haben daran herum⸗ 
verſucht, ohne das Übel beheben zu können. Der jüngſte Roloniſations⸗ 
abſchnitt ſetzte mit dem Jahre 1918 ein. Zur Erſchließung des öſtlichen 
Bezirkes, der Pontina, wurde 1918 das Conſorzio della Bonificazione Pon⸗ 
tina, für das Land rechts des Siſto, die Piscinara, 1919 das Conſorzio di 
Piscinara gegründet. Beide Geſellſchaften kamen nicht vom Sled. Es 
fehlten ihnen die Möglichkeiten einer umfaſſenden Bearbeitung. Erſt mit 
dem Geſetz über die Bonifica integrale änderte ſich die Lage. Mit der In⸗ 
angriffnahme der umfangreichen Vorarbeiten wurde ſofort begonnen. 
Zuerſt wurde die Bahn Rom —Sezze-Meapel fertiggeſtellt und Bahnhöfe 
im Erſchließungsgebiet angelegt. Daran ſchloß ſich die Dermefjung und 
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wiſſenſchaftliche Erforſchung der Waſſerverhältniſſe, die einſtweilige Der- 
ſorgung der ſpärlichen Bevölkerung mit Chinin, die Ableitung der Gebirgs⸗ 
wäſſer und Niederſchlagsmengen durch ein neues Kanalnetz, die Reinigung 
der malariaverſeuchten Strandſeen durch Einleitung des ſalzhaltigen Meer⸗ 
waſſers, die Rodung des Buſchwaldes, das Trockenlegen der Tümpel und 
ſchließlich das Umpflügen des Bodens. Dieſe Vorarbeiten führte die Regie⸗ 
rung ſelbſt durch. Der weitere Ausbau der Urbarmachung — Anlage der 
Seitenkanäle, weitere Rodung — und die Siedlung wurde verſchiedenen 
Rörperſchaften, wie den genannten Conſorzi, übertragen. Am 28. fluguſt 
1931 wurde die Opera Nazionale per i Combattenti (Stontfampferwerf) 
mit der Kolonifation von 18 000 ha beauftragt, am 10. November desſelben 
Jahres begann fie mit der flufſchließung von 6280 ha. Im ganzen wurden 
vom Dezember 1931 bis zum Oktober 1932 10 317 ha, im zweiten Ab- 
ſchnitt bis zum 1. Januar 1934 15 200 ha, im dritten Abjdynitt 17 000 ha 
urbar gemacht. 1952 wurden 410 km Kanäle und 360 km Straßen, 1955 
370 km Straßen, 1934 1756 km Kanäle gebaut. 

Das Land vergeben die Conſorzi an die Siedler, die es nach 30 Jahren 
als Eigentum erhalten, wenn ſie ſich bewährt haben. 1931/32 wurden von 
den Frontkämpfern 515, 1933/34 850, bis Oktober 1954 im ganzen 2392 
Siedlerſtellen errichtet. Die durchſchnittliche Größe beträgt 20 ha, ſie iſt 
ſo gewählt, daß eine Großfamilie ſich von ihrem Boden ſelbſt ernähren 
kann. Die Siedlerhäufer find als Einzelhöfe in einem Abjtand von 500 m 
rechts und links der Straße errichtet. Je 100 Siedlerſtellen erhalten eine 
Unterzentrale — „Borgo“ genannt —, die die Derwaltungsgebaude, Kirche, 
Schule, Lichtſpielhaus, Laden enthält. Bis jetzt ſind zwölf ſolcher Borgos 
fertiggeftellt. Im ganzen ſollen 200000 ha urbar gemacht werden, auf 
denen 60000 Menſchen ihre Nahrung und Heimſtatt finden können. Am 
18. Dezember 1934 ijt als Krönung der bisherigen Arbeiten die Provinz 
Cittoria zwiſchen den Mündungen des klſturio und Garigliano ein⸗ 
ſchließlich der pontiniſchen Inſeln gegründet worden. Die Hauptſtadt 
iſt die neugegründete Stadt Littoria. Die Botſchaft Muſſolinis vom 
28. Oktober 1928 beginnt ſich damit zu verwirklichen: „Die Bonifica inte⸗ 
grale wird den Millionen von Italienern, die da kommen werden, Land 
und Brot geben.“ 

Ebenfalls das Endergebis einer langen Rette voraufgehender Arbeiten 
iſt die Siedlung in Bulgarien, wo das Fehlen eines aufteilbaren Groß⸗ 
grundbeſitzes einem ſtarken ländlichen Geburtenzuwachs und einer Bevölke⸗ 
rungsvermehrung durch die in den Heimatſtaat flutenden Slüchtlinge aus 
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den abgetrennten Randgebieten gegenüberſtand. Unter diefen Umſtänden 
mußte auf das Od- und Waldland zurückgegriffen werden. Die Siedlung 
wurde ſeit 1929 von der in Sofia vom Völkerbund gegründeten „Direktion 
zur Unſiedlung von Slüchtlingen“ unter Leitung eines Völkerbunds⸗ 
kommiſſars beaufſichtigt und mit Hilfe einer Dölkerbundsanleihe 
durchgeführt. Im ganzen waren, einſchließlich der bis nach dem Weltkrieg 
vielfach noch ohne Heimſtätte gebliebenen Slüchtlinge aus den Balkan⸗ 
kriegen, bis 1922 416 140 Slüchtlinge in das heutige bulgariſche Staats⸗ 
gebiet geſtrömt, worunter 36500 Armenier und 37 780 Ruſſen waren. 
Don letzteren verließen wieder 8140 Perjonen Bulgarien. Als ſiedlungs⸗ 
berechtigt galten 193400 Perſonen. Bis zum 1. Januar 1922 waren 
24 558 Familien auf 86 679 ha zugeteilten Landes angefiedelt worden. 
Der größte Teil dieſer Siedler wurde im Bezirk von Burgas angeſetzt, 
wo allein 42 392 ha aufgebeſſerten Bodens an die Slüchtlinge abgegeben 
wurden. 5740 ha ſtellte das Gebiet von Warna, ſo daß das bis dahin ver⸗ 
hältnismäßig unerſchloſſene, zum Teil malariaverſeuchte Küftengebiet 
Bulgariens mehr als die hälfte aufnahm. Bis 1927 ſind im Kreis Burgas 
allein 12823 Stück Vieh, 8550 Wagen und 11051 pflüge verteilt und 
9555 Häufer erbaut worden. Die innenkoloniſatoriſche Ceiſtung des ver⸗ 
armten Bulgarien wird daraus erſichtlich, daß von 1221091031 Cewa 
Geſamtkoſten bis 1927 allein in Burgas 733 394 670 Cewa aufgewandt 
wurden, die ſich folgendermaßen verteilen: 


Dermeſſungskoſten. 6126740 Lewa Bau neuer häuſ er. 286050000 Cewa 


Umbrechung von Verteilung von Dieh 76938 000 „ 

Wieſen u. Weiden 38 266 150 „ Verteilung von 
OUI e Ay BS 149564900 „ loggen een 38511000 „ 
Umbrechen des Derteilung von 

gerodeten Landes 44869470 „ Pflügen . 23279800 „ 
Trockenlegung von Verteilung von 

Sümpfen . 23075000 „ Siſchereigeräſten. 5600000 „ 
Verbeſſerung Verteilung v. Hand⸗ 

alter häuſer . 21161000 „ werksgeräten 1640000 „ 


Da die Auffiedlung des bulgariſchen Gebiets am Schwarzen Meer von 
einer Auswanderung zahlreicher andersſtämmiger Minderheitsangehöriger 
begleitet war, hat hier auch eine ſtarke Umſchichtung der Dolksgruppen 
ſtattgefunden. Die folgende Aufftellung zeigt jo das eigentliche Ergebnis 
der Siedlung: die Bulgariſierung des Landes: 
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Der Nationalität nach waren im Jahre 1900 und 1920 
(nach Res. du Rec. de la Pop. 1906, 1928): 


1900 1920 


2 dür- von ins⸗ Tür⸗ von ins⸗ 

im Bezirk ken u. Grie⸗ geſamt | Buls ken u. Grie⸗ geſamt 
Ta: chen Ein⸗ garen Ta- chen Ein⸗ 

taren wohnern taren wohnern 


55% 57 % 59,5 % 

20% 61,5% | 13,5% 
Warna⸗Cand 23305 72 % 16,5 % 
Prawadija . 55 9% 42 0% 70 0% 26 9% 


Nach Schätzung von Gellert-Corenz war die Verteilung im Jahre 1928: 


Türken und | Griechen von insgefamt 


im Bezirk Bulgaren Tataren Einwohnern 


Anhialo . . - 78% 
Warna⸗Cand 77 90 
Prawadija 173% 23% — 101000 


12% 5% 35000 


Bing o 60% | 38% = 46000 
16% — 70 000 


Das kennzeichnende Merkmal der bulgariſchen Innenkoloniſation liegt 
darin, daß fie an die Dorausſetzung beſtimmter politiſcher und organiſato⸗ 
riſcher Einrichtungen gebunden war, die aus der Eigenart der Lage des 
bulgariſchen Staates in der Nachkriegszeit entſtanden waren. Es handelt 
ſich um die Einrichtung des Arbeitsdienſtes, der durch das Geſetz vom 
23. Mai 1920 geſchaffen worden war, als das einzig taugliche Mittel, das 
durch drei Kriege völlig zerrüttete Land wieder aufzubauen. Das Geſetz 
beſtimmte als Hauptaufgabe des Arbeitsdienſtes den Ausbau des 
Wege⸗ und Bahnnetzes, die Wildbachverbauung, Entſumpfung 
und Flußregelung. Mit der Durchführung dieſer Arbeiten — beſonders 
in den Gebieten am Schwarzen Meer und in der Donauebene — wurde erſt 
der für die Siedlung nötige Lebensraum gewonnen. 

Im Aufbau zeigt eine gewiſſe Derwandtſchaft mit der bulgariſchen 
Innenkoloniſation die türkiſche inſofern, als zu den Verbeſſerungs⸗ 
arbeiten in Sumpf- und Trockengebieten kurzerhand die geſamte Bauern⸗ 
ſchaft der Umgebung zur Gemeinſchaftsarbeit herangeholt wird. Der 
Zweck der türkiſchen Arbeiten iſt vor allem die wirtſchaftliche Stärkung des 
Landes und auch die Vorbereitung von Siedlungsgebieten. Nach Angaben 
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von Kral find bei halo va am Golf von Izmit durch Trockenlegung 25000 ha 
Aderland gewonnen worden. Durch Bewäſſerung oder Entſumpfung wur⸗ 
den große Slächen, teils für den Ackerbau, teils für den Baumwollanbau 
bei Tarſin, ſüdweſtlich von Adana, bei Nazili am Menderes, aus dem 
Mermerſee, nordöſtlich von Maniſa, gewonnen. Größere Arbeitsvorhaben 
find auf Grund des Malariabekämpfungsgeſetzes in Angriff genommen 
oder geplant, ſoweit die beſchränkten Mittel des Staates es erlauben. 

Ganz anders als in Italien war in Griechenland die Siedlung nicht 
das Endergebnis einer langen vorbereitenden Innenkoloniſation, ſondern 
gewiſſermaßen deren Ausgangspunkt. Der plötzliche Zuſtrom von rund 
1,5 Millionen Menſchen oder 28% der damaligen Geſamtbevölkerung 
zwang den griechiſchen Staat und den ſpäter gebildeten Unſiedlungsausſchuß, 
die erſte Frage, die Unterbringung dieſer Maſſen, dagegen die ſich daraus 
ergebenden innenkoloniſatoriſchen Aufgaben nebenher oder nachträglich 
zu löſen. Die Eigenart der griechiſchen Kolonifation beſteht ſomit eigent⸗ 
lich in der Notwendigkeit und Dringlichkeit der Unterbringung obdach— 
und mittelloſer Menſchen. 

Der Anfturm der Flüchtlinge ſetzte unmittelbar nach dem Zuſammenbruch 
des griechiſchen Heeres im September 1922 ein. Der Staat mußte deshalb 
ſofort die Frage der Behauſung in größter Eile löſen. Da er allein dazu 
nicht imſtande war, wurde die mit Dölferbundsmitteln reichlich ausgeſtattete 
Siedlungskommiſſion gegründet, der ebenfalls für koloniſatoriſche Dor- 
arbeiten keine Zeit blieb. Bereits in den erſten ſieben Monaten ihrer Catig- 
keit (Januar bis Juli 1924) hat die Rommiſſion 23 300 Bauernfamilien 
in den beſtehenden Siedlungen untergebracht, 8600 Häufer gebaut und 
15 228 Pflüge, ſowie rieſige Mengen Saatgut verteilt. Dom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 1924 hatte die Kommiſſion in ihrem Cätigkeitsbereich 
62 583 Bauernfamilien angeſiedelt, dazu noch die Unſiedlung von 72 581 
vom Staat in der Zeit von September 1922 bis Dezember 1925 untergebrach⸗ 
ter Familien vollendet; 11359 Haujer hatte dieſe Rommiſſion, 5023 
der Staat erbaut, und etwa 50 000 waren aus dem Beſitz ausgetauſchter 
Türken und Bulgaren übergeben worden und inſtand geſetzt. Die Behau⸗ 
ſungsfrage blieb hier völlig im Vordergrund. Bis zum 1. Auguft 1950 waren 
von der Kommiffion 143 402 Bauernfamilien mit mehr als 500 000 Köpfen 
angeſiedelt worden, für die 63 886 Häufer von ausgetauſchten Türken und 
Bulgaren übernommen und wiederhergeſtellt, 13 487 Häuſer vom Staat 
und 51718 von der Rommiſſion erbaut worden waren. Die zweite Rern⸗ 
frage bildete die Derforgung der Flüchtlinge und Siedler mit den wichtigſten 
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Betriebsmitteln. Bis zum 30. Juni 1926 waren 74993 Zugtiere, 45 162 
Schafe und Ziegen, 55 854 Pflüge, 20 855 Wagen, 21 954 t Saatgut, 
44 490 t Futtermittel verteilt worden. Das Beſondere der griechiſchen 
Siedlung iſt alſo, daß der rein koloniſatoriſche Beweggrund zurücktritt. 
Erſt allmählich ſetzt eine umfangreiche Seuchenbekämpfung, Entwäſſerung, 
Entſumpfung, Urbarmachung des Odlandes uſw. ein. Im allgemeinen nahm 
man den Boden der verlaſſenen Dorffluren und ehemaligen tür— 
kiſchen Großgüter (Tiiflits), teilweiſe auch Staatsländereien. Die 
koloniſatoriſche Arbeit beſchränkte fic) anfangs hauptſächlich auf die Waſſer⸗ 
beſchaffung. In Weſtthrakien wurden allein bis 1926 32 arteſiſche 
Brunnen gebohrt. Da nicht einmal eine Bodenvermeſſung vorgenommen 
worden war und keine Grundbücher beſtanden, trug die Bodenverteilung 
einen durchaus behelfsmäßigen Zug. Erſt 1927 begann man mit der Der- 
meſſung. Bis zum 1. Auguſt 1950 waren 1 261 126 ha vermeſſen und 
411 347 ha verteilt, wovon nach Angaben von J. H. Schultze nur der Bruch⸗ 
teil von 10 550 ha urbar gemachter Boden war. Dem entſprach auch die 
geringe Anzahl völlig neu geſchaffener Bauerndörfer. Die Urbarmachung 
führten zum großen Geil die Siedler ſelbſt durch. Erſt ſpäter ging der Staat 
an die Entwäſſerungs⸗ und hochwaſſerſchutzarbeiten, beſonders in der 
Strymonebene, heran, und die neue königliche Regierung ſoll bereits 
25 000 Samilien in dieſe Gebiete verpflanzt haben. 

Die griechiſche Siedlung wird vielfach deshalb nicht als innere Koloni= 
ſation angeſehen, weil fie mehr den Charakter der Erſchließung eines 
Neuraumes beſitzt. Tatſächlich leitet fie ihrer politiſchen Weſensart nach 
zu den außenkoloniſatoriſchen Unternehmungen der Gegenwart über. 

Europa verfügt über einen eigentlichen Koloniſationsraum nur 
noch in den nördlichen Zonen, wo vor allem Schweden 11500 qkm 
kulturfähigen Bodens in Norrland beſitzt. Vorausſetzung der Siedlung in 
den nördlichen Gebieten iſt die Urbarmachung der ausgedehnten Moore 
und Waldflächen und die Züchtung winterharter und ſchnellreifen— 
der Nutzpflanzen. Im nördlichen Rußland wird der noch tolonifier- 
bare Raum auf ſechs Millionen Hektar geſchätzt. Hier iſt eine Siedlung aufs 
engſte mit der Holzinduſtrie verknüpft, die die Rodung durchführt und mit 
ihrer Arbeiterſchaft die örtliche Abnehmer|chaft der landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe bildet. Dieſe vor dem Weltkrieg keimende Cebensgemeinſchaft 
zwiſchen bäuerlicher Kolonifation und forſtwirtſchaftlich⸗induſtrieller Er⸗ 
ſchließung iſt durch die Sowjets geſtört worden, die zwar Unmaſſen von 
Menſchen in die leeren Gebiete des Nordens verſchicken, aber die Koloni- 
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ſationsaufgabe mit Hilfe von Derbannten und zwangsweiſe Umgeſiedelten 
zu löſen verſuchen. Das Ergebnis iſt ein verheerender Raubbau mit 
allen Gefahren der Verödung und Klimaverſchlechterung fowie 
ein ungeheurer Menſchenverbrauch der dem Klima meiſt nicht ge⸗ 
wachſenen Verſchickten. Man kann hier füglich nur von einer vorſätzlichen 
Dernichtungsarbeit, aber keinesfalls von einer aufbauenden Koloni- 
ſation ſprechen. 

Die ruſſiſche Kolonifation greift neueſtens über die nördliche Wald⸗ 
(Taiga⸗) Zone hinaus in den arktiſchen Tundrengürtel der Eismeerküſte. 
Der Grund für dieſe Kolonifationsarbeit im eiſigen Norden ijt in einer 
bolſchewiſtiſchen Regierungserklärung mit der „Stärkung der Wehrhaftig⸗ 
keit des Landes" angegeben worden. Dementſprechend wurden die ſtra⸗ 
tegiſchen Aufgaben der Kolonifation zuerſt in Angriff genommen: Der 
Umbau von Murmanſk und Klexandrowſk zu Kriegshäfen, die Gründung 
und der Aufbau von Verkehrs- und Wirtſchaftszentren (Werftſtadt Noga⸗ 
jewo, Mahadan mit 8000 Einwohnern, Gbdorſk, Igarka, Uſt⸗Cena an der 
Tikſibucht, Kohlenbaſis auf der Dikſon⸗Inſel uſw.), die Induſtrialiſierung 
von Roluma. In zweiter Linie kommen die eigentlichen Siedlungs⸗ und 
Kolonijationsarbeiten, die aber hier ebenfalls keinen anderen Zweck als 
den der wirtſchaftlichen Unterſtützung der Hufmarſchgebiete der Roten 
Armee im Norden haben. So find die erfolgreichen Aderbauverjuche in 
Kolyma zu verſtehen, die Seßhaftmachung der tunguſiſchen Nomaden und 
die Schaffung einer modernen Diehzucht in dieſen Regionen. Die Ergeb⸗ 
niſſe dieſer Arbeiten ſind recht beträchtlich und dürfen von den durch die 
Sowjetunion bedrohten Staaten nicht überſehen werden. Nach Ed find 
17 Renntierfarmen mit einem Beſtand von 167000 Tieren geſchaffen worden. 
Die Zahl der mit Nomaden gebildeten Farmen betrug nach der gleichen Quelle 
1932: 421, 1933: 597, 1934: 563. Die ungeheure Gefahr, die in dieſer Kolo- 
niſation insbeſondere für den europäiſchen Norden liegt, haben verſchiedene 
Zwiſchenfälle im nördlichen Skandinavien ſehr deutlich bewieſen. 

In den öſtlichen Räumen der Sowjetunion, dem alten Siedlungs⸗ 
und Roloniſationsgebiet des ruſſiſchen Reiches, iſt die eigentliche Koloni- 
ſation in erſter Linie eine Frage der Derkehrserſchließung. Mit der 
Erbauung der Sibiriſchen Bahn hat die Auswanderung aus dem euro⸗ 
päiſchen Rußland einen gewaltigen klufſchwung erfahren. Im Jahrzehnt 
vor dem Weltkrieg find allein drei Millionen, 1908 und 1909 etwa 1 300 000 
Menſchen in die leeren aſiatiſchen Räume der fruchtbaren weſt⸗ und ſüd⸗ 
oſtſibiriſchen Candſtriche geſtrömt. Krieg und Revolution haben das Roloni⸗ 
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ſationswerk unterbrochen, und die ſowjetiſtiſche Nationalitätenpolitik 
hat vielfach zur reſtloſen Dernichtung und Dertreibung der europäiſchen 
Siedler geführt. Erſt allmählich hat ſich ſo etwas wie eine bolſchewiſtiſche 
Kolonifationspolitif herausgebildet. Sreie Landnahme iſt ebenſowenig mehr 
geſtattet wie freier Bodenbeſitz. Freizügigkeit und freie Wanderung ſind 
ebenfalls aufgehoben. Das wirtſchaftliche Ziel iſt die Getreidefabrik. 
Eine weitere Einengung iſt durch die Einſchränkung der verfügbaren Cän⸗ 
dereien vorhanden. Das der Beſiedlung freigegebene Land ijt in jeder 
Derwaltungseinheit genau feſtgelegt. Die Beſiedlung bedarf beſonderer 
Bewilligung. Die örtlichen Siedlungswilligen werden aus politiſchen 
Gründen den Zuwanderern aus anderen Staatsgebieten vorgezogen. 
Trotz dieſer Beſchränkungen find aus den ruſſiſchen Übervölkerungsgebieten 
auch unter der Sowjetherrſchaft wieder Hunderttauſende in die öſtlichen 
Räume abgewandert, wenn auch die Dorfriegszahlen bei weitem nicht 
erreicht wurden. Für die Jahre 1923 bis 1928 war die planmäßige Um⸗ 
ſiedlung von 630 000 Bauern vorgeſehen. Dafür waren insgeſamt rund 
812 000 Roloniſtenſtellen bereitgeſtellt, von denen 3,5% auf den Sernen 
Oſten, 15,1% auf Sibirien, 10,7% auf das Uralgebiet, 50,9% auf das 
Wolgagebiet und Nordfaufafien und 19,8% auf den europäiſchen Norden 
entfielen. Tatſächlich betrug die Zuwanderung im gleichen Zeitraum in 
die vorgeſehenen Siedlungsbezirke 401 000 Menſchen, wovon ſich 25,9 % 
im Sernen Often, 39,6% in Sibirien, 10,5% im Uralgebiet, 26,2% im 
Wolgagebiet und in Nordkaukaſien anſiedelten, fo daß der Plan, weder 
hinſichtlich der Geſamtzahl noch im hinblick auf den Anteil der einzelnen 
Bezirke gehalten wurde. Die eigenmächtige Wanderung und Beſiedlung 
belief ſich auf rund 262 000 Siedler, wovon ein Ceil in der obigen Ziffer 
der im Zuge des Plans angeſetzten Roloniſten eingeſchloſſen iſt. Im ganzen 
zogen 605 000 Menſchen in die Kolonijationsgebiete, denen eine beträcht⸗ 
liche Abwanderung der Eingeſeſſenen und Rückwanderung der Einwan⸗ 
derer gegenüberſtand, ſo daß die tatſächliche Zuwanderung nur 581 000 
Seelen erreichte. Auf dem Kolonifationsland find im geſamten nur 200 000 
Siedler bis 1928 angeſiedelt worden. Wirtſchaftlich war die Siedlung nur 
im Fernen Oſten und im Wolgagebiet von Erfolg begleitet und der große 
Umfang der Rückwanderung erklärte ſich daraus, daß das Roloniſations⸗ 
land lediglich vermeſſen, ſonſt aber völlig im Urzuſtand dem Siedler über⸗ 
geben wurde, der alle Rodungs⸗, Entwäſſerungs⸗ und ſonſtigen Derbefje- 
rungsarbeiten ſelbſt vornehmen mußte. Auf eine innenkoloniſatoriſche 
Durchſiedlung der landwirtſchaftlichen Übervölkerungsgebiete haben die 
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Sowjets bewußt keinen Wert gelegt, um eine Stärkung des Bauern- 
tums zu vermeiden. Die Siedlung in den Randgebieten verfolgte, ab- 
geſehen von grenzpolitiſchen und nationalen Vermiſchungsabſichten, eigent⸗ 
lich das Ziel eines das Sowjetdumping ermöglichenden Raubbaues. 

Der Siedlungsvorſtoß der Ruſſen in die Mandſchurei und Mongolei iſt 
mißglückt. Der machtpolitiſche Einfluß in der klußeren Mongolei hat den 
Maſſen ruſſiſcher Bauern keinen koloniſatoriſchen Gewinn gebracht, in der 
Mandſchurei hat machtpolitiſch Japan, bevölkerungspolitiſch China den 
Sieg davongetragen. Die Mandſchurei ift wohl das bemerkenswerteſte 
Koloniſationsgebiet der Erde. Sie iſt der Berührungsraum der pio— 
niertätigkeit zweier Raſſen. Zugleich prallen hier die machtpolitiſch 
vorgetragene Kolonijation der Japaner und die völkiſche der Chineſen 
aufeinander. Überdies machen die rieſigen Ausmaße der chineſiſchen Wan⸗ 
derungen die Roloniſation dieſes Landes zu einer einzigartigen Erſchei⸗ 
nung, die in ihrer Wucht und Bedeutung nur mit der deutſchen Beſiedlung 
des Oftens im Mittelalter oder der europäiſchen Landnahme in Amerika 
verglichen werden kann. 

Die chineſiſche Völkerwanderung verlief trotz gelegentlicher Sör⸗ 
derung durch die chineſiſchen Behörden ſeit der Mitte des vorigen Jahr⸗ 
hunderts vollſtändig ungeregelt als die Lebenserſcheinung eines Dolfs- 
körpers von durchaus urwüchſigem Gepräge. Bürgerkrieg, Mißernten, 
Hungerjahre, Unterdrückung und Wanderarbeit bildeten die Urſachen einer 
ſtetigen Auswanderung in erſter Reihe aus der übervölkerten Provinz 
Schantung. Die furchtbaren chineſiſchen Wirren der erſten Jahrzehnte 
dieſes Jahrhunderts trieben die Auswandererzahlen nach der Mandſchurei 
jäh in die höhe, und zugleich ſtiegen die Zahlen derjenigen, die ſich auf den 
fruchtbaren mandſchuriſchen Böden ſeßhaft machten. Dor 1925 erreichte die 
Auswanderetzahl bereits eine halbe Million im Jahre, 1926 ſtieg fie auf 
600 000, 1927 wurden 1 178 254, 1928 938 472, 1929 1 046 291 chineſiſche 
Einwanderer in der Mandſchurei gezählt. Die Zahl der chineſiſchen Siedler 
die ſich in der Zeit von 1925 —1929 beſonders in der Nordmandſchurei 
niedergelaſſen haben, wird auf 2 Millionen geſchätzt. In Wirklichkeit dürften 
die Zahlen weitaus größer fein. 

Der chineſiſche Siedler ijt Bauer. Don einer überraſchenden Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit an fremdes Klima und fremde Böden, einer unwahrſcheinlichen 
Genügſamkeit, einer ſtarken koloniſatoriſchen Begabung und in- 
folge feiner Sippen⸗ und Genoſſenſchaftsbindungen und wirtſchaftlichen 
knſpruchsloſigkeit von erſtaunlicher Unempfindlichkeit gegenüber Not⸗ 
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zeiten, bildet er eine Bevölkerung, mit der es ſelbſt der genügſame Kuſſe, 
vor allem aber der kulturell viel empfindlichere Japaner nicht aufnehmen 
kann. Japan hat ſeinerzeit gehofft, nach der Eroberung der Mandſchurei 
jährlich bis zu 500 000 Menſchen ſeines Bevölkerungsüberſchuſſes nach den 
mandſchuriſchen Roloniſationsgebieten umſiedeln zu können, iſt aber über 
die Anfiedlung weniger tauſend aus den nördlichen Inſeln ſtammender 
Bauern nicht hinausgekommen. Mehr Glück war Japan mit der Anjieölung 
von Koreanern beſchieden, aber alle dieſe Maßnahmen vermochten ebenſo⸗ 
wenig wie das Aufhören der chineſiſchen Einwanderung das überwiegend 
chineſiſche Gepräge des Landes zu ändern. Die nationaljapaniſche 
Siedlungspolitik ſteht in der Mandſchurei auf verlorenem Poſten. 

In weitaus geringerem Umfang ſind die Chineſen in den letzten Jahr⸗ 
zehnten auch in die Steppen und Grasländer der Inneren Mongolei 
eingedrungen. Bleibenden Erfolg verzeichnete dieſe auf einige zehntauſend 
Koloniften geſchätzte Gruppe jedoch nur im Gebiet von Kalgan. Der zweite 
große Strom der chineſiſchen Auswanderung fließt nach den Monſun⸗ 
ländern, wo fie weniger koloniſatoriſch — die Monſunländer ſind dicht 
bevölkerter, zum Teil alter Kulturboden — als in der bezeichnenden Ge⸗ 
ſtalt der ſozialen Unterwanderung in Erſcheinung tritt: Als Kuli, 
Wanderarbeiter, Geldwechſler, Zwiſchenhändler, Handwerker ſchiebt ſich 
der Chineſe langſam, aber ſicher in dieſe Länder ein, wo er in zunehmendem 
Maße das Wirtſchaftsleben zu beherrſchen beginnt. 

Auf den Philippinen, nach denen trotz des Einwanderungsverbotes 
monatlich rund 2000 Chineſen eingeſchmuggelt werden, beherrſchen dieſe 
heute faſt 90% des Zwiſchenhandels. Noch überragender iſt ihre Stellung 
im Leben Singapurs und Penangs, wo der Chineſe die Iweidrittelmehr⸗ 
heit der Bevölkerung ſtellt, und ähnlich in Siam, das faſt fünf Millionen 
Chineſen unter einer Zwölfmillionenbevölkerung zählt. Zwei Millionen 
Chineſen in Niederländiſch⸗Indien, feds bis ſieben Millionen in Franzöſiſch⸗ 
Indochina, zwei Millionen in Formoſa, eine Million in Birma und den 
Straits Settlements, das ſind Zahlen eines ungeheuren Wanderdrucks, 
einer regelrechten Völkerwanderung, die als Ergebnis eines Tages eine 
völlig neue ſiedlungspolitiſche Verteilung der Raſſen auf der Erde zeitigen 
wird. Ahnlich wie China iſt Indien ein bevölkerungspolitiſcher Dampf⸗ 
keſſel unter Hochſpannung und Exploſionsgefahr. Eine ſteigende Aus- 
wanderung geht nach Süd⸗ und Oſtafrika und nach Amerifa. In Natal 
(Südafrikaniſche Union) haben die Inder mit einer Zahl von rund 
140000 Köpfen die Weißen bereits überflügelt, und es kann nicht über⸗ 


45 


raſchen, daß auf afrikaniſchem Boden bereits die indiſche Forderung „Hier 
iſt unſer Land, wir werden es nach unſerer eigenen Art und Weiſe re⸗ 
gieren“, laut wurde. In Kenya und Tanganjika haben die Inder Handel 
und Gewerbe, die unteren Derwaltungsitellen und in Tanganjifa auch 
große Bodenreſerven und teilweiſe das Bankweſen in ihre Hand gebracht. 
Im ehemaligen Deutſch⸗Oſtafrika (Canganjika) hat ſich die Zahl der Inder 
von 9411 im Jahre 1921 auf 23422 im Jahre 1932 vermehrt. Ahnlich find 
Mauritius, die Sioſchi⸗Inſeln und, was beſonders bemerkenswert iſt, 
Trinidad und Britiſch⸗Guayana indiſche Auswanderer- und Siedlerländer 
geworden, jo daß ſelbſt Amerifa heute ein indiſches Raſſeproblem erhält. 

Die ungeregelte chineſiſche und indiſche Siedlung außerhalb des eigenen 
Volksraumes und die ſtaatlich geleitete Siedlungspolitik Japans find die 
zwingenden Folgen eines ungeheuren Bevölkerungsüberdrucks. Japan 
leinſchließlich Koreas) allein beſitzt einen jährlichen Geburtenüberſchuß 
zwiſchen 900 000 und 1 Million. Zwangsläufig muß das mit ſtaatlichen 
Maßnahmen für die Unterbringung feines Geburtenüberſchuſſes ſorgende 
Inſelreich das Augenmerk auf die leeren Räume lenken, wobei in erſter 
Reihe das menſchenarme kluſtralien politiſche Codwirtungen ausüben muß. 

kluſtralien ijt ein ſiedlungs⸗ und kolonialgeſchichtlicher Sonderfall: 
Es entſtand aus einer Sträflingskolonie. Dieſes Menſchentum hat 
ſich wohl als Trager der Beſitzergreifung des Erdteils durch die 
Weißen bewährt, nicht aber bei der Eroberung des Bodens. Der bäuer⸗ 
liche Siedler iſt erſt ſehr ſpät ins Cand gekommen. heute iſt Auftralien 
der am meiſten verſtädterte Erdteil. Die Landwirtichaft wird zum 
größten Teil von der ſchafzüchtenden Sarmwirtſchaft gebildet. Ob⸗ 
wohl ausgedehnte Strecken des 
Seſtlandes infolge der geo⸗ 
graphiſchen Verhältniſſe für 
immer land wirtſchaftlicher 
Nutzung verſchloſſen bleiben 
werden, ſchätzt man die mög⸗ 
liche Tragfähigkeit Aujtraliens 
als Lebensraum ſehr hoch 
ein. Weſtauſtralien gibt das 
für Candwirtſchaft geeignete 
Land mit 180000 qkm an, 


Auftralien als Siedlungsraum. Die geſtrichelten Teile ſtellen i a 
die künftigen Siedlungsböden des Kontinents dar. u a ſü ö ii 1 = rechnet 
Mach Stephen 5. Roberts.) mit einer möglichen Der- 
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achtfachung feiner Weizenbaugebiete. Es ijt klar, daß unter ſolchen Um⸗ 
ſtänden die auſtraliſche Regierung ſich die Siedlungspolitik beſonders ange⸗ 
legen fein läßt: Nur ein voll beſiedeltes Auftralien vermag auf die Dauer 
dem oſtaſiatiſchen und indiſchen Unſpruch auf ſeine leeren Räume ſeeliſch 
und machtpolitiſch zu begegnen; andererſeits iſt nur eine ausgedehnte Land⸗ 
bevölkerung den Gefahren der ungeheuren Derftädterung gewachſen. 
Die auſtraliſche Einwanderungsgeſetzgebung iſt daher im Grunde ein⸗ 
wandererfreundlich. Ihre mannigfaltigen hemmungen entſpringen nur der 
ſehr berechtigten Sorge vor einem Zuzug unerwünſchter Raſſen und vor 
der Gefahr einer Vermehrung der ſtädtiſchen Bevölkerung. Die Siedlungs⸗ 
geſetzgebung ſucht dementſprechend einer weiteren Derftädterung vorzu⸗ 
beugen. Das höchſtmaß des erwerbbaren Bodens iſt zur Ausjchaltung ſtädti⸗ 
ſcher Gewinnmacher für die Perſon auf 400 ha bei Aderboden, 1000 ha bei 
Weideland beſchränkt. Der Eigentümer muß auf feinem Grundſtück Boden⸗ 
verbeſſerungen in einem beſtimmten Verhältnis zum Wert vornehmen. Wenn 
er fein Grundſtück nicht bewohnen will, muß der Aufwand für Verbeſſerungen 
um 50% höher fein, als wenn er auf feinem Grund und Boden lebt. Sir 
minderbemittelte Siedler iſt die Einrichtung der heimſtättenfarmen vor⸗ 
geſehen. Bei dieſen iſt der Beſitzer verpflichtet, mindeſtens fünf Jahre auf 
ſeinem Grundſtück zu wohnen und ebenfalls Bodenverbeſſerungen in einer 
beſtimmten höhe vorzunehmen, wogegen ihm der Staat den Boden in 
ausreichendem Umfang unentgeltlich zur Derfügung ſtellt. Mit Hilfe dieſer 
Beſtimmungen will man den Siedler und pionier an den Boden binden und 
ſeine Abwanderung in die Städte verhindern. Weftauftralien hat zu dieſem 
Zweck ein anderes Verfahren entwickelt: die Gruppenſiedlung (group- 
settlement). Auf dieſem Wege werden verheiratete Männer, die eine Prüf⸗ 
ſtelle auf ihre Eignung unterſucht, in Gruppen zu elf Samilien im Rolonial⸗ 
land angeſiedelt. Die Organiſation ift äußerſt ſtraff. Den Siedlungsplan 
entwirft die Siedlungsbehörde, die auch das Land zuteilt. Die Männer 
ziehen unter Leitung eines Dorarbeiters in den Buſch, wo fie die Rodung 
und den Aufbau der heimſtätte durchführen. Die Familie kann nachkommen, 
wenn ein vorläufiges Lager errichtet ift. Die gemeinſame Rodungs⸗ und 
Bauarbeit dauert fo lange, bis für jeden Siedler 10 ha gerodet und die 
Häuſer im Rohbau fertig find. Dann werden die Grundſtücke verloſt. Der 
Haupterwerb der Siedler iſt die Milchwirtſchaft. Staatliche Beihilfen ſollen 
die Neufiedler zu weiterer Rodung veranlaſſen. Huf dieſe Weiſe ſind in 
ſechs Jahren 10 000 Siedler angeſetzt worden. Den größten Teil ſtellten 
Einwanderer. Der Auftralier ſelbſt beſitzt wenig Neigung zum Siedeln. Im 
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allgemeinen iſt der Boden in großen Teilen Auftraliens fo wenig auf ſeine 
landwirtſchaftliche Eignung unterſucht, und über die, als Dorausſetzung 
einer raſcheren Beſiedlung notwendigen, ſtaatlichen Verbeſſerungsmaß⸗ 
nahmen iſt fo wenig Klarheit vorhanden, daß als erſte Arbeit eine allgemeine 
wiſſenſchaftliche Erforſchung angeſehen wird, wenn nicht wiederholte 
Kückſchläge die Koloniſationsverſuche erfolglos machen ſollen. 

Nicht geringeren Schwierigkeiten begegnet die Siedlungspolitik in der 
Südafrikaniſchen Union, wo angeſichts der Rafjenfrage im Lande 
ſelbſt die Siedlungspolitik zur Verſtärkung der weißen Bevölkerung dient. 
Nach dem Weltkrieg wurden weite Landflächen an ehemalige Soldaten 
vergeben. Heute iſt das freie Land bereits ſehr eingeengt. Lediglich ein 
ſchmaler Saum im Norden bildet die Pionierzone, deren anbaufähiger 
Boden im Beſitz der Regierung oder in den händen von Bodengeſellſchaften 
iſt. Anders als in Auftralien betätigt ſich hier in erſter Reihe der einheimiſche 
bäuerliche Dolfsteil der Buren als Siedler. Die CLandbeſiedlungsgeſetze 
erſtreben eine enge Derfledy- 
tung des Koloniſten mit ſeinem 
Boden durch die Beſtimmung, 
daß der Beſitzer elf Monate auf 
ſeinem Gut ſelbſt zubringen und 
Verbeſſerungsarbeiten in be⸗ 
ſtimmtem Umfang vornehmen 
muß. 

Auf die einzelnen Siedlungs⸗ 
methoden und ⸗ziele der afri⸗ 
kaniſchen Kolonialmächte ein⸗ 
zugehen, hieße Bände füllen. 
Auf einen groben Nenner ge⸗ 
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bracht, kann man die britiſche 


koloniſatoriſche Siedlungstätig⸗ 


keit als vorwiegend wirtſchaft⸗ 
lich, die italieniſche als be⸗ 
völkerungspolitiſch und die 
franzöſiſche als machtpoli— 
tiſch beſtimmt anſehen. Italien 
hauptſächlich iſt gezwungen, 
ſeinen Bevölkerungsüberſchuß 
unterzubringen. Srankreich ſucht 


feine Macht auf der Gegenküſte zu verankern, England ift beſtrebt, die Ge⸗ 
ſchloſſenheit und Selbſtverſorgung feines Weltreiches zu verwirklichen. 
Bäuerliche Siedlung (im ſüdeuropäiſchen Sinne) findet ſich nur in Nord⸗ 
afrika, wo übrigens Frankreich infolge ſeines Menſchenmangels auch viel⸗ 
fach fremde, insbeſondere italieniſche Siedler herangezogen hat. Im Gegen⸗ 
ſatz zur ſüdafrikaniſchen Union glaubt Frankreich, den Zweck der ſiedlungs⸗ 
politiſchen Raumdurchdringung nur auf dem Wege einer gründlichen 
Raſſendurchmiſchung zu erreichen. 

In Umerika zeigt die Kolonifierung alle Spielarten von der Cätig⸗ 
keit des Pioniers im Neuraum bis zur Stadtrandſiedlung europäiſchen 
Gepräges. Die von manchen ſehr günſtig beurteilte Frage einer Lebens⸗ 
raumerweiterung der weißen Raſſe in das nördliche Kanada und nach 
Hlaska hinein ift ziemlich ungeklärt. In Alaska ijt der Siedlungsverſuch 
einſtweilen geſcheitert; in Nordweſtkanada, dem „gaſtlichen Norden“, 
dagegen iſt das Vordringen der Pioniere von einem unverkennbaren Erfolg 
begleitet. So hat nach Angaben von Colin Roß das Peace-River-Tal auf 
ſeinen 73000 qkm beſten Weizenbodens ſeine Bevölkerung von 2000 
Röpfen im Jahre 1911 auf rund 60 000 im Jahre 1931 geſteigert, und 
Landwirtſchaft wird ſogar noch jenſeits des Polarkreiſes betrieben! In den 
Vereinigten Staaten zielt die eigentliche koloniſatoriſche Siedlung auf die 
Rettung des durch unverſtändigen Raubbau gefährdeten Kulturbodens 
und die Erſchließung der Wüſten des Weſtens durch künſtliche Bewäſſerung. 
Mit Hilfe der Berieſelung hat man in Kolorado und Kalifornien bis 1929 
19 Millionen Acres Kulturland gewonnen, auf 50 Millionen Acres oder 
rund 20 Millionen Hektar wird das auf dieſe Weiſe anbaubare und beſied⸗ 
lungsfähige Land geſchätzt. Ein wahrhaft „totales“ Siedlungsvorhaben 
iſt der bereits in Angriff genommene Tenneſſee⸗Pplan, der das ganze 
Einzugsgebiet des Sluſſes erfaſſen ſoll. Rieſige zum Ceil ſchon fertige Stau⸗ 
becken ſollen der Waſſerverſorgung der vorhandenen, aber notleidenden 
und der künftig zu ſchaffenden landwirtſchaftlichen Siedlung dienen und 
durch ein ausgedehntes Stromverſorgungsnetz die Ausführung eines 
induſtriellen Siedlungsentwurfs ermöglichen. Eine eigene Behörde — die 
Tennefjee-Dalley-Authority — iſt zur Durchführung der Haupt- 
planung und zur Verwirklichung des Vorhabens ins Leben gerufen worden. 
Übrigens hat das Berieſelungsland eine eigenartige, in Amerika un⸗ 
gewohnte, nämlich eine durch die gemeinſame Waſſerwirtſchaft bedingte 
genoſſenſchaftliche Siedlungsart hervorgebracht. 

Starken Schwankungen ihrer Ziele und Verfahren iſt die koloniſatoriſche 
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Siedlungspolitik der ſüdamerikaniſchen Länder unterworfen. „Die 
geringe Hochſchätzung, welche man im lateiniſchen Amerifa der von den 
neuen Einwanderern propagierten Siedlungskoloniſation in weiten Kreiſen 
entgegenbringt, dürfte gewiß Beweis genug dafür ſein, daß man ſich hier 
auf einem hiſtoriſch völlig andersartigen Boden befindet. Das Siedlungs⸗ 
problem ſteht hier durchaus nicht ſo ſehr im Mittelpunkt des Denkens, 
als wir Nordeuropäer meinen, oder als es in Nordamerika wirklich iſt“ 
(W. Hagemann). Kolonifation im Sinne einer planmäßigen Beſied⸗ 
lungspolitik findet fic) deshalb nur in ſpärlichen Anjagen. Im weſent⸗ 
lichen beherrſchen Induſtrialiſierung und kapitaliſtiſche landwirtſchaftliche 
Monokultur die koloniſatoriſche Erſchließung, der allerdings ungeheure 
Slächen offen ſtehen. Wirtſchaftskriſen, Kriege, Revolutionen und Rämpfe 
der Großgrundbeſitzer in manchen Ländern gegen den Siedler haben viel⸗ 
fach zu Zuſammenbrüchen ganzer Siedlungsgebiete geführt, denen nur 
verhältnismäßig ſchmale koloniſatoriſche Gewinne durch künſtliche Bewäſſe⸗ 
rung und Rodung gegenüberſtehen. 


Städtiſche Siedlungspolitik. 


Der Begriff der ſtädtiſchen Siedlungspolitik umfaßt von der Ein⸗ 
ſickerung einer fremden Bevölkerung in eine beſtehende Stadtſiedlung 
(Umvolfung) bis zur Neugründung einer Stadt aus wilder Wurzel 
von beſtimmten Geftaltungen der Wohnbaupolitik bis zur Stage der 
Hauptſtadtverlegung die verſchiedenſten ſozialen, volkstumspolitiſchen, 
ſtaatspolitiſchen und techniſchen Vorgänge und Erſcheinungen. 

Die ſtädtiſche Siedlungspolitik im Sinne einer völkiſchen Umgeſtaltung 
hat in vollendeter Sorm die Tſchechoſlowakei entwickelt. Die ſtaatlichen 
Mittel diefer politik find denkbar einfach. Sie beſtehen in einer gründlichen 
völkiſchen Umſchichtung des ſtaatlichen Derwaltungsapparates und 
in einer Bevorzugung und Begünſtigung der tſchechiſch-nationalen 
Induſtrie durch den Staat. 

Die Tſchechiſierung der Verwaltung verbindet mit dem Nebenzweck, die 
Minderheiten von der Anteilnahme an den Staatsgeſchäften auszuſchließen, 
auch die Aufgabe, in den deutſchen und ungariſchen Städten tſchechiſche 
Bevölkerungszellen zu ſchaffen. Der Umfang dieſes Derfahrens inner⸗ 
halb der tſchechiſchen Siedlungsarbeit läßt ſich nur mittelbar aus der völ⸗ 
kiſchen Umſchichtung der Staatsangeſtelltenſchaft und aus dem Verhältnis 
des deutſchen Angeftelltenteils zum Anteil des Deutſchtums an der Geſamt⸗ 
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bevölkerung erſchließen. So find in Mähren und Schlejien unter den 
Konzeptsbeamten der politiſchen Landesverwaltung nur 10% Deutſche, 
unter den Kanzleibeamten nur 11%. In Böhmen gibt es überhaupt keine 
deutſchen Polizeibeamten, in Mähren keine deutſchen Polizeiärzte. Der 
Anteil der deutſchen Rechtspraktikanten (Gerichtsdienſtanwärter) beträgt 
5,6%. In Weipert find trotz 99,5% deutſcher Bevölkerung nur fünf von 
30 Poſtangeſtellten Deutſche. Bei den Behörden in Eger waren vor 1918 
156 Deutſche und ein Eſcheche tätig, 1950 dagegen 71 Deutſche und 148 
Tichechen. Das Gericht in Tuſchkau hat bei 85 % deutſcher Bevölkerung 
drei Cſchechen und einen Deutſchen. Ein noch kraſſeres Bild zeigt die Über- 
ſicht der Eiſenbahnangeſtellten im deutſchen Gebiet der Tſchechoſlowakei. 
Danach waren: 


1920 1930 
von ins geſamt 37953 39223 Eiſenbahnangeſtellten 
Deutſche .. 21903 11404 


Der Anteil der Deutſchen an der Eiſenbahnerſchaft ift demnach von 57% 
auf 30% innerhalb von 10 Jahren geſunken, obwohl fic) die Geſamtzahl 
der Angeftellten erhöht hat. 

Ein gern benutztes Mittel iſt die Verlegung tſchechiſcher Garni- 
ſonen ins deutſche Gebiet. Das Wahlrecht der Soldaten dient dann 
der Majoriſierung deutſcher Städte mit all ihren Solgen der Iſchechiſierung 
in Schule und Verwaltung. 

Als wirtſchaftliche Mittel werden angewandt: 

Uſchechiſierung der Staatsbetriebe im Minderheitengebiet, 

Bevorzugungen von national⸗tſchechiſchen Sirmen bei Vergebung von 
Staatsaufträgen, 

Vergebung von öffentlichen Aufträgen an deutſche Sirmen unter der Be⸗ 
dingung der Einſtellung tſchechiſcher Arbeiter, 

Stillegung deutſcher Betriebe durch Nichtberückſichtigung beim klußen⸗ 
handel und der Deviſenzuteilung, wodurch der Zuwanderung tſchechiſcher 
Betriebe freie Bahn geſchaffen wird, 

Enteignung landwirtſchaftlicher Induſtriebetriebe im Zuge der Boden⸗ 
reform und deren Übergabe an Tichechen, 

Bevorzugung tſchechiſcher Bewerber bei der gewerblichen Genehmigungs⸗ 
erteilung. 

Nach D. Bleibtreu find das Ergebnis der Nationaliſierung der Berg⸗ 
arbeiterſchaft im Kohlenbergbau an einigen ſtaatlichen Schächten folgende 
Zahlen: 
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Bergarbeiter 


% ſſchechiſch 


Julius 2 243 
Julius 3 
Julius 5 
Preſchen 


Nach dem Bevölkerungsſchlüſſel müßte der deutſche Anteil aber 55 % 
betragen! Das Verfahren veranſchaulichen die Zahlen vom Hedwigsſchacht. 
Dort waren: 


1919 1950 
Deutſche.. 444 241 
Tihehen- - - 195 644 


Uber das Dorgehen bei der öffentlichen Auftragsvergebung be- 
richtet eine deutſche Denkſchrift an den tſchechiſchen Miniſterpräſidenten. 
Danach find im Jahre 1934 von den vom Miniſterium für öffentliche Ar⸗ 
beiten im deutſchen Gebiet ausgeſchriebenen Arbeiten 552 an Cſchechen 
und 64 an Deutſche vergeben worden, wobei die den Deutſchen über⸗ 
laſſenen Arbeiten die nebenſächlichen waren. Das Finanzamt im rein 
deutſchen Eiſenſtein wurde nur von Cſchechen gebaut. Die Schulneubauten 
in den deutſchen Städten Reichenberg und Saaz, die Bachregulierung in 
dem zu 99,5 % deutſchen Städtchen Brandau wurden ausſchließlich von 
tſchechiſchen Handwerkern und Arbeitern ausgeführt. Dieſes Verfahren 
wird vom tſchechiſchen Candesverteidigungsgeſetz vom 13. Mai 1956 nicht 
nur anerkannt, ſondern auch noch geſetzlich untermauert! 

Auf Grund der Bodenreformgeſetze hat man 60 Zuckerfabriken, 195 
Brauereien, 608 Spiritusbrennereien, 496 Ziegeleien, 276 Mühlen, 406 Brett⸗ 
ſägen, 68 Meiereien, Bäder, Gaſthäuſer, Hallen, ſtädtiſchen Hausbefik be⸗ 
ſchlagnahmt und zum Geil durch Dergenofjenihaftlihung enteignet. 

Ziel aller dieſer halbamtlichen und amtlichen Mittel iſt die bevölkerungs⸗ 
politiſche Eroberung und Umvolkung alteingewurzelter ſtädtiſcher Sied⸗ 
lungen des Deutſchtums. Ergänzt werden ſie durch ein planmäßiges Dor- 
gehen nichtſtaatlicher Geſellſchaften und Derbände, durch eine volks⸗ 
bewußte Mitarbeit des Einzelnen. Die Tſchechen haben zur ſiedlungs⸗ 
politiſchen Eroberung von völkiſch feſtgefügten Städten anderen Dolkstums 
eine aus geſprochene Strategie entwickelt. Sie wird in der tſchechiſchen 
Seſtſchrift für den tſchechiſchen „Eroberer“ von Budweis, Dr. Zatka, ein⸗ 
gehend geſchildert: 
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„Wem der Boden gehört, dem gehört das Land. Deshalb fommt es darauf an, 
den Boden in die Hand zu bekommen. Ein Muſterbeiſpiel ijt Budweis. In den 
90er Jahren gelangte das erſte Haus auf dem Marktplatz in tſchechiſche hände. 
Und heute hat das alte Budweis nicht einmal die nötigen 20% Deutſche, um 
eine gemiſchtſprachige Stadt zu fein. Das Derdienit in dieſer hinſicht hat 
Dr. fl. Zatka, der Sührer der Budweiſer Cſchechen und ihr erſter Bürgermeiſter, 
der bewies, wie Boden erobert werden kann ohne große Geſten und ſtarke Worte. 
Budweis war keine nur deutſch angeſtrichene Stadt. Es war eine alte deutſche 
Stadt, die ſchrittweiſe erobert werden mußte. Es wurden planmäßig Unter⸗ 
nehmungen gegründet, die Tichechen nach Budweis und jeinen deutſchen Dörfern 
zogen: Je eine Bleiſtiftfabrik, Maſchinenfabrik, Aktienbrauerei, Emailfabrik, 
Saßbinderei, chemiſche Fabrik. Dann kamen eine Reihe von Schulen, darunter 
auch Sachſchulen, Gewerbeſchulen, eine Staatsrealſchule und eine Lehrerbildungs⸗ 
anſtalt. In fünfzigjähriger Arbeit wurde die Stadt in eine tſchechiſche verwandelt. 
Zu einer Zeit, wo die öſterreichiſche Regierung die Deutſchen noch unterſtützte. 
Für die Zukunft kann man nur eines tun: Boden und Immobilien erwerben, 
dort Handwerker, Advofaten, Ärzte anſiedeln. Die erſten Objekte, die erworben 
werden müſſen, ſind gute Hotels.“ 


Einen anderen, nicht weniger erfolgreichen Weg zur ſiedlungspolitiſchen 
Eroberung von ſtädtiſchen Minderheitenzentren hat Rumänien in Sieben⸗ 
bürgen eingeſchlagen, wo es keinen rumäniſchen Stadtbeſitz und kein ru⸗ 
mäniſches Bürgertum gab. Da das ſoziale Gefüge und der vorwiegend 
bäuerliche Grundzug des Rumänentums eine Aushöhlung der deutſchen 
und ungariſchen Städte von innen her nicht geſtattete, ſuchte man die 
Minderheitenſtädte mit einem Ring rumäniſcher Neuſiedlungen ein- 
zuſchnüren und von der geſellſchaftlich unentwickelteren Doritadt her in 
den allmählichen Beſitz der Stadt zu gelangen. Dieſem Ziel wurde das Ent⸗ 
eignungsverfahren der Bodenreform in eigenartiger Weiſe dienſtbar ge- 
macht. Die Durchführungsverordnung für Siebenbürgen vom 31. Oktober 
1921 zum Dekretgeſetz Nr. 5911 vom Jahre 1919 und klgrargeſetz von 1921 
beſtimmt in 8 6: 

„Es werden gänzlich enteignet: 

a) alle ländlichen und extravillanen ſtädtiſchen Beſitzungen aller juriſtiſchen 
perſonen, die einen öffentlichen Zweck verfolgen, wie: Körperjchaften, Stiftungs⸗ 
fonds, Anſtalten, Kirchen, Klöſter, Kapitel, Univerſitäten, Schulen, Spitäler, 
Komitate, Gemeinden uſw.“ 


In $ 8 beſtimmt dieſelbe Verordnung: 
„Auf Grund dieſes Paragraphen wird der anbaufähige ländliche und extra⸗ 
villan⸗ſtädtiſche Boden der Privateigentümer enteignet, und zwar: 


a) in Landgemeinden der 30 Joch und in Städten der 10 Joch (5,75 ha) über⸗ 
ſteigende Geil aller Güter, welche in der Zeit zwiſchen 1904 und 1918 durch zehn 
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Wirtſchaftsjahre verpachtet waren, falls das ganze Gut verpachtet war. Wenn 
das Gut nur teilweiſe verpachtet war, ſo fällt nur der verpachtete Teil unter die 
Beſtimmung dieſes Punktes.“ 

Mit hilfe der erſten Beſtimmung wurde der reiche Gemeindebeſitz 
vor allem der deutſchen Städte getroffen, der als Candvorrat dem Ge⸗ 
burtenüberſchuß und als Vermögensrückhalt den Rörperſchaften diente. 
Die zweite Beſtimmung richtet ſich gegen das deutſche und ungariſche 
ſtädtiſche Bürgertum, das umfangreichen landwirtſchaftlichen Beſitz 
hatte, ihn aber nicht mehr ſelbſt bewirtſchaftete. Sowohl das unter die erſte 
wie auch das unter die zweite Beſtimmung fallende Grundeigentum be⸗ 
fand ſich, räumlich geſehen, innerhalb der Gemarkung der Städte, bot 
ſomit die Möglichkeit zu einer die Städte regelrecht einkreiſenden Beſied⸗ 
lung. Daß es ſich nicht um bäuerliche Neuſiedlung handeln ſollte, geht aus 
der niederen unteren Enteignungsgrenze hervor, die einer Enteignung 
von Kleinbeſitz gleichkam. Punkt 3 von § 1 der Verordnung beſtätigt die in 
der Beſtimmung über die Größenordnung zum Ausdruck kommende Ab⸗ 
ſicht einer vorſtädtiſchen Einſiedlung (Einſickerung), indem das Enteig⸗ 
nungsrecht u. a. geltend gemacht wird „zur Erleichterung der Lebens⸗ 
führung in den Städten und in den Bergwerks-, Induſtrie- und Bade⸗ 
orten durch Dorbehaltung von Boden zur Schaffung von kleinen Haus⸗ 
haltungen für Arbeiter, Beamte und andere Einwohner mit beſcheidenen 
Exiſtenzmitteln ...“ 

Geradezu ausgeſprochen wird aber die ſiedlungspolitiſche Einkreiſungs⸗ 
abſicht in § 14: 

„Wenn ſich die Notwendigkeit ergibt, zum Zwecke der Löfung der Wohnungs⸗ 
probleme Grundſtücke zu enteignen, die in unmittelbarer Nähe der Gemeinden 
liegen, ſo iſt nach Maßgabe des Bedarfes zu einer allmählichen Enteignung über⸗ 
zugehen, und zwar in Landgemeinden zu der Enteignung der in einem höchſtens 
600 m breiten, vom Rande der Gemeinde ausgehenden Streifen, in Städten, 
Bergwerks-, Induſtrie- und Badeorten der in einem höchſtens 1000 m breiten 
Streifen gelegenen Grundſtücke, ohne Rückſicht auf das Ausmaß des Grundſtücks.“ 

In dieſem Fall verbindet ſich das Bodenreformrecht mit Stadterweite⸗ 
rungsplanungen zu einem Angriff auf die ſtädtiſchen Minderheitenſied⸗ 
lungen in einer Weiſe, die, auf den geſellſchaftlichen Grundzug des Staats⸗ 
volkes und der Minderheit zugeſchnitten, den Erfolg des ſiedlungspolitiſchen 
Angriffs verbürgt. 

Das gleiche Verfahren zur Bildung und Gründung nationaliſierter Dor- 
ſtadtgürtel benutzen die baltiſchen Bodenreformen. So beſtimmt das 
eſtniſche Agrargeje& vom 10. Oktober 1919 in § 19: 
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„In der Nähe von Städten und Sleden wird ein entſprechendes Stück Landes 
für die Bedürfniſſe der Städte und lecken und ihrer Bewohner reſerviert.“ 

Das lettiſche Agrargejeg vom 16. September 1920 verfügt ähnlich 
in Artifel 36: 

„In der Nähe der Städte und Sleden ijt Land zur Erweiterung der Städte 
und Sleden zu belaſſen ...“ 

Am deutlichſten iſt das litauiſche Candreformgeſetz vom 15. Februar 
1922, das nicht nur Cand für die Erweiterung der Städte im allgemeinen 
bereitſtellt (§ 18, Punkt f), fondern in einem je nach der Größe der Städte 
bis zu A km breitem Randgiirtel das enteignete Land ausdrücklich der 
ſtädtiſchen landloſen Bevölkerung vorbehält (88 48—50), wobei das ſoziale 
Merkmal der Candloſigkeit als völkiſches Kennzeichen der Zugehörigkeit 
zum litauiſchen Volk erſcheint, während die Enteignung und Vorſtadt⸗ 
ſiedlung ſich gegen die polniſchen und ruſſiſchen Großbeſitzer richtet. Nach 
517 „werden Bodenplätze zum Häuſerbau und zur Anlage von Gärten ab⸗ 
gegeben“: 

„An ſtädtiſche Arbeiter und an die Arbeiter und Angeftellten von Induſtrie⸗, 
Handels-, Derkehrs⸗ und anderen ſowohl privaten als auch ſtaatlichen Unter⸗ 
nehmungen im allgemeinen, welche kein unbewegliches Eigentum beſitzen ..“ 

Daß es ſich weder um eine rein ſtädtebauliche noch um eine ſoziale Sied⸗ 
lungsmaßnahme allein, ſondern um einen völkiſchen Siedlungsangriff 
handelt, geht daraus hervor, daß nach § 10 Cändereien, die den Selbjt- 
verwaltungen der Städte gehören, d. h. ſich in litauiſchem Beſitz befinden, 
nicht für dieſe Siedlungszwecke enteignet werden dürfen. 

Es iſt bemerkenswert, daß die jüdiſche Koloniſation in paläſtina 
dieſelben ſiedlungspolitiſchen Eroberungsverfahren des Einſickerns in die 
Städte von einem um den Stadtkern gelegten Neuſiedlungsgürtel 
aus anwendet, wobei das altanſäſſige Judentum Paläſtinas ſeit 1860 
ebenſo vorgeht, wie die ſpäter eingewanderten Zioniſten. Mag bei der 
Orthodoxie ein ghettoartiges Abſchließungsbedürfnis mitgeſpielt haben, 
ſo iſt bei den Siedlungsgeſellſchaften ſehr früh daraus eine bewußte 
Taktik geworden. Nach Angabe von Seibt erbaute der Montefiorefond 
bereits 1860 das erſte jüdiſche Stadtviertel in Jeruſalem außerhalb der 
Stadtmauer. Undere Siedlungsgeſellſchaften bauten nacheinander die Sied⸗ 
lungen Nahlat Shiwa, Mea Shearim, Even Iſrael, Mishgenot Iſrael, 
Beth Iſrael und Beth Jakov. Die Neueinwanderer legten in den Jahr⸗ 
zehnten vor dem Krieg mit Hilfe der zioniſtiſchen Derbände die Viertel 
Ahwar, Mahne Yehuda, Sukkat Shalom, Nahlat Zion, Hahlat Zadok und 
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Zikhron Moshe an, fo daß Jerufalem in kurzer Zeit von einem Kranz ge⸗ 
ſchloſſener jüdiſcher Dorftädte umgeben war, die den arabiſchen 
Stadtkern einſchloſſen und in gewiſſem Sinn erſtickten. In Jaffa ent⸗ 
ſtanden nach 1887 am Stadtrand die Judenviertel Newe Shalom und 
Newe Zedek, in Haifa 1910 das Viertel Herzliya. 

Nach dem Krieg verſtärkte fic) dieſe Bewegung. Die ländliche Siedlung 
der Juden in Paläſtina blieb verhältnismäßig gering, der Hauptzuzug 
ging in die Städte: 1932 ſtanden 128 541 in den Städten wohnenden 
Juden nur 46 465 ländliche jüdiſche Siedler gegenüber. Im gleichen Zeit⸗ 
punkt lebten allein in Jeruſalem 51 416, in Tel Awiw 45 606 Juden. 
Urſache dieſer Entwicklung iſt nicht bloß das verſtädterte Weſen des ein⸗ 
wandernden Judentums, ſondern ein planmäßiges Derfahren der großen 
jüdiſchen Siedlungsgeſellſchaften, allen voran des 1920 gegründeten 
„Allgemeinen Jüdiſchen Aufbaufonds” (Keren Hajeſſod). Seibt ſagt hierzu: 
„Beſonders die gefährlichen und verantwortungsloſen Grundſtücksſpeku⸗ 
lationen in Tel Awiw ließen dieſe nationale Bodenkaufgeſellſchaft nachdrück⸗ 
lich ihr Augenmert auf Bodenreſerven am Rande der Städte richten, in 
denen ein wirtſchaftlicher Aufihwung und in Verbindung damit Zuzug 
jüdiſcher Einwanderer zu erwarten war.“ Hinzu trat angeſichts der Span⸗ 
nungen mit den klrabern der Wunſch nach möglichſt geſchloſſenen 
jüdiſchen Stadtvierteln, alſo eine faſt ſtrategiſche Überlegung. Die eigent⸗ 
liche Abjicht war jedoch eindeutig auf das Ziel gerichtet, die arabiſchen Alt- 
ſtädte von jeder llusdehnungsmöglichkeitabzuſchnüren, und damit die 
Entwicklungsmöglichkeiten der Städte unter jüdiſche Überwachung 
zu bringen, um den zioniſtiſchen Einwanderern genügend Spielraum frei⸗ 
zuhalten. Der Abwehrkampf der Araber richtet ſich deshalb mit beſonderer 
Hlufmerkſamkeit gegen die jüdiſche Bodenpolitik an den Stadträndern. 

Gänzlich anderer Art als die Umvolkungs⸗ und Einſickerungspolitik ift 
die auf koloniſatoriſche Neugründung von Städten gerichtete Sied⸗ 
lungspolitik. Nachdem die Welt das raſende Wachstum der aus dem Nichts 
geſchaffenen amerikaniſchen Städte erlebt hat, iſt man allgemein der 
Meinung, daß die Zeit der Stadtgründungen vorüber ſei, und das um ſo 
mehr, als heute in den meiſten Ländern als Widerſtand gegen die Über⸗ 
ſtädterung das ſiedlungspolitiſche Schwergewicht auf die landwirtſchaft⸗ 
liche Siedlung gelegt wird. Trotzdem iſt die Zeit der Städtegründungen 
ſelbſt in den alten Rulturländern nicht vorbei. Die erſtaunlichſte 
Regſamkeit in dieſer Hinficht entfaltet Italien, das auf dem neugewon⸗ 
nenen Kulturland in den Pontiniſchen Sümpfen bis jetzt vier Städte aus 
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völlig wilder Wurzel geſchaffen hat: Littoria — die Hauptſtadt der neu⸗ 
geſchaffenen Provinz gleichen Namens —, Sabaudia, Dontinia und 
Aprilia. Die Erbauung dieſer Städte ift in amerikaniſchem Tempo erfolgt: 
Den Aufbau Littorias hat Muſſolini am 5. April 1952 angeordnet, am 
18. Dezember 1932 konnte die Stadt bereits eingeweiht werden. Am Tage 
der Einweihung hatte Littoria bereits 6308 ſtändige und über 11 000 zeit⸗ 
weilige Einwohner. Sabaudia, eine Stadt für 50 000 Einwohner, wurde 
im Süden des Kolonijationsgebietes am 5. Auguft 1955 gegründet und 
am 15. April 1934 als fertig erklärt. In derſelben Kürze wurden Pontinia 
an der Bahnlinie kom-Meapel bis zum 28. Oktober 1935 und Aprilia bis 
zum 25. April 1956 fertiggeſtellt. 

Dieſe italieniſchen Koloniſationsſtädte find erſtaunliche Zeugniſſe eines 
unbändigen Schöpferwillens, eines neuen Runſtgefühls und einer neuen 
Kuffaſſung geſellſchaftlichen Lebens. Sie find als echte Mittel- und Sam⸗ 
melpunkte erbaut. Sie umfaſſen nur jene Glieder des Gemeinſchafts⸗ 
lebens, die weder im Dorf, noch in der Einzelhofſiedlung vorhanden 
fein können: Kirche, Schule, Poft, Sascio, Rathaus, Bank. Die öffentlichen 
Bauten bilden, um einen Platz angeordnet, den Kern der Anlage. Daran 
ſchließen die Wohnviertel an. Die Geſchäfts⸗ und Wirtſchaftsbezirke ſind 
an den Stadtrand verlegt. Sie ſtellen die unmittelbare Verbindung zwi⸗ 
ſchen Cand und der Stadt her. Der Stadtkern iſt auf dieſe Weiſe der Ge⸗ 
fahr der Citubildung entzogen, die unlösbare ſtädtebauliche Aufgaben 
nach fic zieht und letztlich durch die materialiſtiſche Auffaſſung des Sied⸗ 
lungszweckes jeden Gemeinſchaftsgeiſt zerſtört. Der Stadtkern der neuen 
Städte iſt gewiſſermaßen heiliger Boden, wo ſich das ſtaatliche und 
kirchliche Leben, nicht entwürdigt durch das Geſchäft, abſpielt. Er ift der 
mittelpunkt der Gedankenwelt der Siedlung, der Stolz des zum 
Gemeinweſen gehörigen Volksgenoſſen, der Ort, wo die Gemeinſchaft 
in Bauten, Seſten und Erſcheinungen der Macht ihren Ausdrud findet 
und ihre Geſtalt erhält. Es iſt der Gedanke des antiken Sorums und ebenſo 
des deutſchen Stadtplatzes (Marktes) mit ſeinem Dom, Schloß und Rat⸗ 
haus, der fic) hier, unter völliger Abkehr von der ſchachbrettartigen 
Wohnſiedlung ohne ſichtbaren Mittelpunkt der Gemeinſchaft, wiederfindet. 
Man kann füglich von einer Runſtſprache des Faſchismus reden; denn 
überall im italieniſchen Machtbereich, ſo z. B. auch in Libyen, wachſen 
ſolche Städte aus dem Boden. 

In völligem Gegenſatz zum faſchiſtiſchen Leitgedanken des koloniſatori⸗ 
ſchen Städtebaues ſtehen die Städtegründungen des Bolſchewis mus, 
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die unter dem Zeichen der völligen Derneinung eines gegliederten Gefüges 
der Gemeinſchaft ſtehen. Der Wohnblod ijt bloß Beſtandteil des in⸗ 
duſtriellen Kombinats, ſo wie der Menſch nur als materieller Beſtand⸗ 
teil einer Maſchine — der „Wohnmaſchine“ — gilt. Im Bild der bolſche⸗ 
wiſtiſchen Stadt rückt die Maſchine als das mechaniſtiſche Prinzip des 
Erwerbs derartig in den Mittelpunkt, daß zwiſchen Menſch und Maſchine 
überhaupt kein kbſtand mehr bleibt und das fittliche, geiſtige und kulturelle 
Leben der Gemeinſchaft ſich nicht entfalten, geſchweige ſeinen ſtädte⸗ 
baulichen Ausdruck finden kann. Der bolſchewiſtiſche Städtebau will ſchon 
äußerlich ſichtbar die Zuordnung des Menſchen zu einem über dem 
Einzelnen ſtehenden ſittlichen und kulturellen Mittelpunkt vermeiden. Eine 
erzwungene und ausgeklügelte Wohnweiſe ſoll den Einzelnen willenlos 
machen und einer peinlichen Beaufſichtigung des Eigenlebens bis in die 
letzten Einzelheiten unterwerfen, weshalb der Wohnblock und das „Induſtrie⸗ 
kombinat“ den Hauptzweck der bolſchewiſtiſchen Städtebau, idee“ darſtellt. 
Ausgangspunft der bolſchewiſtiſchen Stadtſiedlung ift das Einküchen⸗ 
haus, in dem die Auflöfung der Familie mit der Zerſtörung des eigenen 
Herdes und der Einrichtung der Gemeinſchaftsküche begann, die zweite 
Stufe iſt das Gemeinſchaftshaus mit dem gemeinſamen Speiſeſaal und 
Erholungsplatz, die dritte das Kommunehaus, in dem die Wohnräume 
nur mehr Schlafniſchen ſind, während ſich das Familienleben zu einem 
Zuſammenleben aller Bewohner in Gemeinſchaftsküche, Speiſeſaal, gemein⸗ 
ſamem Erholungsraum, Kinderkrippe aufgelöſt hat. Auf dem Kommune⸗ 
haus baut die haus kommune auf, das iſt eine kommuniſtiſche Vergeſell⸗ 
ſchaftung aller Bewohner, die ſoweit geht, daß auch der Derdienft des ein⸗ 
zelnen Bewohners abgeliefert und von der Wohnkommune verwaltet 
wird. Die Steigerung des Kommunehauſes ergibt dann das Wohnkom— 
binat, das bis zu 3000 und mehr Menſchen beherbergt. Nur unter dieſen 
Geſichtspunkten iſt der bolſchewiſtiſche Städtebau zu verſtehen. Der Bol⸗ 
ſchewismus braucht die Stadt, um die menſchliche Geſellſchaft verſchwinden 
zu laſſen, willenlos und gleich zu machen, um alle ſittlichen Bindungen 
aufzuheben und ſeine entwurzelten, enterbten und geknechteten Jani⸗ 
tſcharen zu züchten. Folgerichtig gelten für die zahlreichen Städteneugrün⸗ 
dungen und den Umbau faſt aller ruſſiſchen Städte folgende Grundſätze: 
Rollektivverſorgung aller Bewohner. 
klusrichtung der Stadtplanung auf die Bedürfniſſe der Arbeiterichaft. 
Das Wohnkombinat iſt Teil des Induſtriekombinats, das Mittelpunkt 
der Stadt iſt. 
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Schaffung der Dorausfebungen für die „Sozialiſierung“ des Privat-, 
Geiſtes⸗ und Kulturlebens durch bauliche Maßnahmen. 

Bau und Planung eines gleichmäßig über das Staatsgebiet verbreiteten 
Stadtnetzes zur Entländlichung der Aderbaugebiete. 

Im bolſchewiſtiſchen Städtebau ſteht alſo nicht die ſittliche, ſondern die 
wirtſchaftliche Kraft — die Maſchine — voran, der Zweck iſt nicht die Sied⸗ 
lungs-, ſondern die Induſtrialiſierungs⸗ und Dermaffungsaufgabe. 

Dem entſpricht die raſende Verſtädterung des ruſſiſchen Volkes, die 
durch die planmäßige Zerjtörung des Bauerntums und die mangel⸗ 
hafte und durch den Gedanken der bäuerlichen Rollektivwirtſchaft tat⸗ 
fachlich gegenſtandslos gemachte landwirtſchaftliche Siedlung unterſtützt 
wird. Mos kau iſt von 1 207 000 Einwohnern im Jahre 1920 auf 2 800 000 
im Jahre 1931 gewachſen. Leningrad nimmt im Zeitraum von 1926 
bis 1931 um 38% zu, die geſamte ruſſiſche Stadtbevölkerung wächſt in 
derſelben Zeit von 26,8 auf 33,9 Millionen an. Omſk zählt 1910 127 900, 
1931 178 500 Einwohner. Nowo-Sibirſk fteigt von 114000 im Jahre 
1926 auf 250 000 im Jahre 1935. Beſonders in Sibirien werden zahlreiche 
Städte völlig neu gegründet. Aus einer Winterniederlaſſung entſteht am 
Jeniſſei Igarka in fünf Jahren mit 25 000 Einwohnern. Ro mſomolſk, 
in der Wildnis am Amur gegründet, iſt nach zweieinhalb Jahren eine 
Stadt mit 50 000 Menſchen. Stalinſk iſt aus einem kleinen Dorf zu einer 
Stadt von 180 000 Einwohnern geworden. Ähnliche Neuanlagen mit glei⸗ 
chem Wachstum find Magnitogorſk, KRusnetzki, Prokopjewſk, 
Remerowo, klwtoſtroj, Slawgorod, Rubzowſk, Minuſinſk und 
Ulala. Mit den ruſſiſchen Stadtgründungen läßt ſich am eheſten das 1907 
gegründete, ſeinem Geiſt und ſeiner Zuſammenſetzung nach nur dem 
Geſchäft und der Spekulation gewidmete Tel Awiw vergleichen — dem 
Mittelpunkt der Juden in Paläſtina, der auch darin den Bolſchewiſten⸗ 
gründungen ähnelt, daß er ein faſt rein oſteuropäiſch⸗aſiatiſches Weſen 
hinter einem amerikaniſierten Augeren verbirgt. Die Stadt zählt heute 
rund 50 000 Einwohner. 

Mit einem ſolchen Städtebolſchewismus haben die Städtegründungen 
anderwärts ebenſowenig wie die italieniſchen Neuſchöpfungen zu tun. 
Dor allem find die Neugründungen von Hauptſtädten einer anderen 
Auffaffung vom Weſen und Zweck der Stadt entſprungen. Der Neubau, 
einer Hauptſtadt verfolgt, abgeſehen von Zweckmäßigkeitsgeſichtspunkten 
faſt immer die Aufgabe, eine neue politiſche Idee zu verfinnbild- 
lichen, einer neuen politiſchen Gemeinſchaft einen äußerlich ſicht⸗ 
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baren Mittelpunkt zu geben, eine neue Überlieferung zu ſchaffen. 
Beſonders deutlich tritt dieſe Abſicht bei der 1913 aus wilder Wurzel er⸗ 
folgten Gründung Canberras, der auſtraliſchen Bundeshauptſtadt, her⸗ 
vor, die ein Sinnbild der 1901 erfolgten Einigung der auſtraliſchen Staaten 
ſein ſollte. Ebenſo iſt 
dieſer Gedanke ſichtbar 
beim Um⸗ und Neu⸗ 
aufbau Nankings als 
der neuen chineſiſchen 
Hauptſtadt, Hſinkings 
als der neuen man⸗ 
dſchuriſchen Hauptſtadt, 


Die Verlegung der türklſchen Hauptſtadt aus dem wehrpolttiſch gee bei der 1935 erfolgten 
fährdeten Iſtanbul in das in zentraler Cage neugegründete Antara. 2 10 x 
e inner⸗ 
Mach v. Schumacher, Raum als Waffe, Berlin 1935.) Gründung L 
mongoliſchen Hauptſtadt 


in der Nähe von Pailingmiao und bei der Gründung Unkaras, die das 
Vorbild der Stadtgriindungen in der Nachkriegszeit ſchlechthin geworden iſt. 

In Verbindung mit der Slüchtlingsfrage hat Griechenland der ſtädti⸗ 
ſchen Kolonifation und Siedlung beſondere Hufmerkſamkeit zuwenden 
müſſen. Unter den griechiſchen Slüchtlingen befanden fic) rund 615 000 
ſtädtiſcher herkunft. Der plötzliche Anfturm einer ſolchen Menge in das kleine 
Land mit feinen wenigen größeren Städten warf Sragen auf, deren Cöſung 
allgemeine Beachtung verdient. Mit Rückſicht auf den Mangel geeigneter 
unausgenutzter Lagen verzichtete man auf Städteneugründungen. Die 
neuerſtandenen Stadtviertel der Flüchtlinge in den alten Mittelpunkten 
haben aber das Geſicht vieler griechiſcher Städte von Grund auf geändert. 
Das Ausmaß diefer Veränderungen läßt fic) mittelbar aus der Zahl der 
eingeſiedelten Slüchtlinge erkennen. Athen erhielt zu einem Bevölke⸗ 
rungsſtand von 292 991 Einwohnern einen Zuwachs von 129 380 Slücht- 
lingen, der Piräus zu 135 482 Einwohnern 101 185 Flüchtlinge, Kavalla 
zu 22 939 Einwohnern 25 702 Slüchtlinge. Serres vermehrte feine Be⸗ 
völkerung durch die Flüchtlinge um 59%, Nigrita um 80%, Sidero- 
kaſtron um 98%. In 89 Städten wurden insgeſamt 27343 Häufer 
durch die Siedlungskommiſſion oder den Staat neu erbaut. Dielfach 
entſtanden notgedrungen unerfreuliche Reihenſiedlungen von Zwei⸗ 
familienhäuſern. Der reſtliche Bedarf wurde durch Übernahme und In⸗ 
ſtandſetzung der Hauler der türkiſchen und bulgariſchen klustauſchaus⸗ 
wanderer gedeckt. 
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Das ſtädtiſche Anſiedlungswerk in Griechenland war von dem bewährten 
Grundſatz beherrſcht, daß die Flüchtlinge ſtädtiſcher Herkunft nicht als 
ländliche Siedler angeſetzt werden können und dürfen. Auf Grund ihrer 
Erfahrungen gliederte die Siedlungskommiſſion die ſtädtiſchen Flüchtlinge 
in fünf Gruppen: 

a) Kaufleute, Bankleute, Fabrikanten, freie Berufe. 

b) Kleine Kaufleute und Ladenbeſitzer. 

c) Handwerker und gelernte Arbeiter. 

d) Dienſtperſonal, handlungsgehilfen, Bootseigentümer, Kutfcher, Hilfs- 

arbeiter. 

e) Candeigentümer, die als handwerker in den Städten lebten und 

ihren Beſitz bearbeiten ließen. 

Die Erfahrung ergab, daß die erſte Gruppe keine Siedlungshilfe benö⸗ 
tigte, ſondern ſich in einem natürlichen Eingliederungsvorgang in die 
geſamte durch die Siedlung entſtandene Entwicklung einfügte. Die anderen 
Gruppen mußten in zweierlei Hinficht unterſtützt werden: durch Bereit⸗ 
ſtellung von Wohnſtätten und Schaffung von Erwerbsmöglichkeiten. Die 
erſte Aufgabe war ſelbſtverſtändlich leichter zu löſen als die zweite. Dieſer 
konnte man nur durch den Aufbau von Induſtrien zu Leibe rücken, wobei 
die handwerklichen Kenntniſſe der Slüchtlinge (3. B. Teppichweberei) weiteſt⸗ 
gehende Berückſichtigung finden mußten, wollte man unangenehme Über⸗ 
gangserſcheinungen vermeiden. Im Endergebnis hat ſich dieſer Weg als 
der richtige erwieſen. Die Anfiedlung der ſtädtiſchen Slüchtlinge wurde 
im großen und ganzen ohne allzu ſchwere Erſchütterungen vollendet und 
Griechenland konnte ohne nennenswerte Verſtädterungserſcheinungen eine 
Reihe von Induſtrien aufbauen. 

Ziemlich umfangreich und beachtenswert ſind auch die ſtädtebaulichen 
Aufgaben der türkiſchen Siedlungspolitik. Im Zuge des Neuaufbaues des 
verarmten und zerſtörten Landes mußte das Hauptaugenmerk auf die 
Städteplanung und -fiedlung gelegt werden. Die Türkei hat darin Muſter⸗ 
gültiges geleiſtet. Nach Angaben des türkiſchen Innenminiſters Sükrü Kaya 
ſind nach dem Inkrafttreten des neuen türkiſchen Städtegeſetzes im Jahre 1931 
und des Enteignungsgeſetzes bis Ende 1935 in den Städten 477 Marktplätze, 
352 Gärten, 261 Sportplätze, 190 Ausflugspläße angelegt und 3287 öffent⸗ 
liche Gebäude, 4041 Knſtalten, 5 Armen- und 24 Krankenhäuſer, 68 Ambula⸗ 
torien, 94 Kliniken, 152 Schlachthäuſer, 1471 Brücken, 112 Denkmäler ge⸗ 
baut worden; 212 Städte erhielten Waſſer⸗, 116 Städte Stromverſorgungs⸗ 
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anlagen. Eine in Vorbereitung befindliche allgemeine Stadtplanung ſoll 
die ſtädtebauliche Tätigkeit in der Türkei unter einheitliche Geſichtspunkte 
bringen. Es handelt ſich um einen völligen Um⸗ und Neubau der türkiſchen 
Städte, wobei nach den Äußerungen des Innenminiſters die überlieferten 
Werte uneingeſchränkt erhalten bleiben ſollen. 

Einen anderen Weg als das größte planmäßige Anfiedlungswerf der 
Nachkriegszeit in Europa — die griechiſche Maſſenanſiedlung — beſchreitet 
bewußt die amerikaniſche Siedlungspolitik. Während in Griechenland 
Wert auf eine ſcharfe Trennung zwiſchen landwirtſchaftlicher und in⸗ 
duſtriell⸗ſtädtiſcher Siedlung gelegt wurde, will man in Amerika Land und 
Stadt, Induſtrie und Candwirtſchaft miteinander verbinden. Im all⸗ 
gemeinen herrſchen in den Vereinigten Staaten überhaupt die ſtädtiſchen 
Geſichtspunkte in der Innenkoloniſation und Siedlung auch heute noch vor. 
Der Städtetaumel iſt noch lange nicht zu Ende. Städte wachſen heute genau 
ſo aus dem Boden wie zur Gründerzeit, andere, ſchon beſtehende erleben 
plötzlich aus irgendeinem wirtſchaftlichen Grund ein hochſchnellen wie 
Houfton am Golf von Mexiko oder Los Angeles. Die „Stadt“ beherrſcht 
auch die gegenwärtigen Planungsgedanken, die unter Rooſevelt zu An- 
ſätzen einer Art von Raumordnung geführt haben. Allerdings ſchwebt 
auch den amerikaniſchen Siedlungspolitikern als Ziel nicht mehr die 
Rieſenſtadt und die induſtrielle Ballung vor, ſondern eine Art von länd⸗ 
licher Klein⸗ und Gartenſtadt, aber die Stadt iſt doch das Entſcheidende 
aller Planungsentwürfe. So iſt z. B. die von der Tennejjee-Dalley-Authority 
begründete Stadt Norris der Vorläufer einer ganzen Reihe geplanter ähn⸗ 
licher Anlagen. 

Das Cenneſſee⸗Projekt ſoll das Ziel der Verſchmelzung von Stadt und 
Cand zum erſten Male in die Wirklichkeit umſetzen. Man darf dieſes Vor⸗ 
haben der amerikaniſchen Siedlungspolitik indeſſen nicht mit dem Ge⸗ 
danken der in Europa üblichen industriellen Nebenerwerbsſiedlung verwech⸗ 
ſeln. Nur der Wunſch nach einer Auseinanderlegung der Induſtrie iſt bei⸗ 
den Vorſtellungskreiſen gemeinſam. Der Grundgedanke, den henry Sord 
in ſeinem Werk „Das große Heute, das größere Morgen“ unter dem Stich⸗ 
wort „Zurück zur Dorfinduſtrie“ erſtmalig überſichtlich entwickelt und in 
ſeinen Betrieben tatſächlich angewandt hatte, iſt auf eine landwirt⸗ 
ſchaftliche Siedlung mit induſtriellem Nebenerwerb, nicht aber 
auf eine Induſtriearbeiterſiedlung mit landwirtſchaftlichem 
Nebenerwerb gerichtet. Ford folgt dabei der Überlegung, daß die Land⸗ 
wirtſchaft das Wichtigere iſt, weil ſie mehr Kraft und Zeitaufwand erfordere 
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als die induftrielle Cätigkeit, wenn fie für den Einzelnen und die Geſamt⸗ 
heit nutzbringend fein folle. Die induſtrielle Nebenerwerbsſiedlung bleibt 
ſowohl induſtriell wie landwirtſchaftlich Bruchſtück. Sie „verländlicht“ den 
Induſtriearbeiter nicht, ſondern wirkt im Gegenteil auf eine bäuerliche 
Umgebung verſtädternd. Eine vergewerblichte, aufgegliederte Induſtrie 
kann dagegen der Landwirtſchaft als Ausgleich der Erträgnis⸗ und jahres⸗ 
zeitlichen Arbeitsſchwankungen dienen. Dorausſetzung des Erfolgs iſt je⸗ 
doch, daß in die verdörflichte Induſtrie keinerlei ſtädtiſche Arbeiter ein⸗ 
geſetzt werden, womit alſo Ford hinſichtlich des Menſchen die gleiche kluf⸗ 
faſſung vertritt, wie ſie bei der griechiſchen Siedlung tatſächlich angewandt 
worden iſt. 

Der Fordſche Gedanke iſt nicht grundſätzlich neu. Jedes tüchtige Bauern⸗ 
tum entwickelt beſonders in weniger ertragsreichen Gegenden ſeit jeher 
handwerkliche Nebenberufe. Die deutſche Haus- und Kleininduſtrien in 
den Mittelgebirgen und Alpen find Zeugniſſe eines ſolchen Ausgleichs. 
Wo fic) dieſe Verbindung in die heutige induſtrielle Entwicklung rettete, 
wie in Württemberg oder in der Schweiz (Fremden, induſtrie“), dort 
hat ſich eine geringe Derjtäöterung bemerkbar gemacht und die Wirt⸗ 
ſchaft geringere Erſchütterungen erlebt. Die amerikaniſche Siedlungs⸗ 
politik will nun den Fordſchen Gedanken in der Form in die Tat um⸗ 
ſetzen, daß anſtatt Dörfern ländliche Kleinſtädte mit landwirtſchaftlicher 
Erwerbsgrundlage und gewerblichen Nebenerwerbsmöglichkeiten, ähnlich 
den oſteuropäiſchen Ackerbürgerſtädten, gegründet werden. Nach Schmöl⸗ 
ders iſt es der Tennefjee-Dalley-Authority in einigen Landſtädten ihres 
Bezirks, wie in Kingſport, Greenville, Elizabethtown, gelungen, 
dieſe Verſchmelzung von Stadt und Land, Gewerbe und Landwirtſchaft 
fo weit durchzuführen, daß bis zu 75% der Arbeitskräfte Kleinland⸗ 
wirte ſind. 

während man in Amerifa an der ſtädtiſchen Siedlung haften bleibt, aber 
immerhin mit Kückſicht auf die Verfallserſcheinungen der Rieſenſtädte nach 
landwirtſchaftlichen Ausgleichs möglichkeiten ſucht, iſt die engliſche Sied⸗ 
lungspolitik, ſoweit eine ſolche überhaupt beſteht, rein ſtädtiſch ausgerichtet. 
Wie die Houfing-Bill von 1935 und verſchiedene Siedlungsvorſchläge in 
Umriſſen erkennen laſſen, will man ſich bei der Neugeſtaltung der heutigen 
Siedlungslage mit der Gründung mittelgroßer Gartenſtädte begnügen. 
fluch der „Agriculture Land Utiliſation Act” von 1931 iſt aus ſtädtiſcher 
Mentalität entſtanden, wie aus ſeinem Zweck — Schaffung einer Neben 
erwerbsſiedlung — hervorgeht. 
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Bevdlferungs= und fozialpolitifhe Siedlung. 


Siedlung und Siedlungspolitik werden in allen ihren Abwandlungen 
von ſozialpolitiſchen Geſichtspunkten beeinflußt und geleitet. Im 
weſen der Siedlung liegt es, daß ſich ihre ſoziale Seite von der bevölkerungs⸗ 
politiſchen nicht trennen läßt. Nur eine einſeitig ſtädtiſche Betrachtungsweiſe 
konnte auf dem Papier unerreichbare Sozialideen dem Siedlungsgedanken 
unterſchieben, und die anderen Zielſetzungen der Siedlungspolitik überſehen. 

Soweit der Siedlung eine wirtſchaftliche Aufgabe zukommt, läßt ſie ſich 
auf den einfachen Nenner bringen, daß Siedlung eine geſteigerte Sicher- 
heit des Lebensunterhalts und eine Verringerung der Kriſen⸗ 
anfälligkeit des Einzelnen wie auch der Geſamtheit bedeutet. Kriſen⸗ 
feſtigkeit und Sicherung einer grundlegenden oder zuſätzlichen Ernährungs⸗ 
quelle iſt aber nur zu erreichen durch weiteſtgehende Beſtändigkeit 
des Bodenbeſitzes und damit der Bodenbearbeitung, durch Eindämmung 
der Wanderbewegung und durch Bindung möglichſt breiter Schichten an 
den Boden, durch Erzielung möglichſter Stetigkeit der wirtſchaftlichen 
Beziehungen innerhalb der Geſamtheit, kurzum durch ſtärkſte Derwur⸗ 
zelung des Einzelnen und der Geſamtheit im Boden. Siedlung bedeutet, 
dem Menſchen das Gefühl einer inneren Sicherheit zu geben und das 
übel der beruflichen Unruhe entwurzelter Maſſen von Grund aufzuheben. 
Sie ſoll Menſchen wirtſchaftlich, rechtlich und ſeeliſch binden, die entweder, 
vom Boden her geſehen, beſitzlos ſind oder in Gefahr ſtehen, eine ſolche 
Beſitzloſigkeit für fic) oder andere heraufzubeſchwören (3. B. Beſitzzerſplitte⸗ 
rung durch Erbgang). Aus dieſer Aufgabe folgt für die Siedlungspolitik 
die Notwendigkeit der Auslefe eines für die Erfüllung der ſiedlungs⸗ 
politiſchen Zielſetzungen geeigneten Menſchentums, woran ſich natur⸗ 
gemäß das Beſtreben ſchließen muß, gerade dieſer Ausleje die Vermehrung 
zu begünftigen. Andererfeits führt die natürliche oder planmäßig erzielte 
Dolfsvermehrung zu wirtſchaftlichen, ſozialen und Wanderungsfragen, die 
ihrerſeits wieder zu einer Löfung durch eine Bodenverwurzelung und wirt⸗ 
ſchaftliche Seftigung drängen. 

Es iſt klar, daß nicht immer und überall auf dieſe vier Geſichtspunkte, 
nämlich 

Lebensſicherung, 
Bodenverwurzelung, 
Auslefe, 
Dolfsvermehrung, 
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gleichmäßig Gewicht gelegt wird. Den örtlichen und zeitlichen Verhältniſſen 
und Bedingungen entſprechend wird ſich die eine oder andere Frage in 
den Vordergrund ſchieben. Die Betonung der wirtſchaftlichen Sicherſtellung 
wird deshalb das Bild einer mehr ſozialpolitiſch ausgerichteten, die Der- 
legung des Schwergewichts auf den klusleſegedanken das einer rein raſſiſch 
und bevölkerungspolitiſch gedachten Siedlungspolitik ergeben. Der Zu⸗ 
ſammenhang braucht deswegen nicht verloren zu gehen. Die Entwicklung 
einzelner Siedlungswerke zeigt immer wieder das Fortſchreiten von der 
wirtſchaftlichen zur bevölkerungspolitiſchen Zielſetzung und damit auch 
einem Wandel im äußeren Verfahren im Sinne einer Vertiefung und Der- 
beſſerung der Praxis und der Erfolge. 

Eine ausgeſprochen ſoziale Note haftet urſprünglich allen Boden⸗ 
reformen an. Sie bleibt auch noch ſichtbar, nachdem die Bodenreformen 
zum Werkzeug völkiſcher Machtpolitik geworden iſt. Die Umwandlung 
von Pacht⸗ und ähnlichen Rechtsverhältniſſen in Eigentumsrechte, die in 
faſt allen Bodenreformen vorgeſehene Bereitſtellung von Grund und 
Boden für die nachgeborenen Bauernſöhne, die Verteilung an verſorgungs⸗ 
bedürftige Bevölkerungsgruppen — 3. B. Kriegsopfer — und die Anlieger= 
ſiedlung, durch die der bäuerliche Klein⸗ und Kleinſtbeſitz lebensfähig und 
lohnend gemacht werden ſoll, ſind Zeugniſſe für dieſen ſozialen Urſprung 
der landwirtſchaftlichen Umwälzungen. 

Das Gegenſtück zu dem Gedanken der Bodenreformen iſt der der 
Induſtriearbeiterſiedlung, die dem Arbeiter einen wirtſchaftlichen 
Rückhalt am Boden geben und ihn gegen firbeitslofigfeit und Erſchütte⸗ 
rungen ſchützen ſoll. Die in vielen Tändern errichteten Werkſiedlungen 
entſprechen dieſem Gedanken und zugleich dem Beſtreben, dem Betrieb 
über ſchwierige Zeiten hinweg eine Stammarbeiterſchaft zu ſichern. Dieſe 
und andere Arten der Nebenerwerbsſiedlung ſtehen aber ſchon weniger 
unter dem Zeichen der Sozialreform als unter dem des Wunſches nach einer 
ſtärkeren Bodenverwurzelung. Sie wollen die wirtſchaftlichen Schäden 
und ſeeliſchen Derheerungen der Unſtetigkeit der modernen Großſtadt⸗ 
bevölkerung beſeitigen. Trotzdem finden dieſe Siedlungsarten gerade bei 
den Vertretern der ſiedlungspolitiſchen Bindung des Menſchen an den 
Boden ſo 3. B. bei henry Ford — keinen knklang, weil fie als unzuläng⸗ 
licher Derjud; zur Heilung eines ſozialen Übelſtandes angeſehen werden, 
gegen den nur ein gründliches Vorbeugungs verfahren am Platze wäre. 
Vorbeugung bedeutet aber Derhinderung der Landflucht, d. h. An⸗ 
ſiedlung des bäuerlichen Bevölkerungsüberſchuſſes, womit die Frage der 
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„karitativen“ ſtädtiſchen Siedlungsarten wieder zur landwirtſchaftlichen 
Neuordnung, zur Innen- und Außenkoloniſation zurückkehrt. 

Dieſe Folgerung, wie ſie Deutſchland mit ſeiner auf die Neubildung 
des Bauerntums gerichteten Politik gezogen hat, findet ſich indeſſen 
im Ausland nirgends in ſolcher Klarheit. Cediglich Italien hat mit der 
Ruralizzazione — der „Verländlichung“ — einen ähnlichen Weg einge⸗ 
ſchlagen, der jedoch die Rückſiedlung ſchon auf dem Wege der Verſtädterung 
befindlicher Kreiſe einſchließt. Die Riidfiedlung der ſtädtiſchen krbeitsloſen 
auf das Land wurde in Umerika mit geringem Erfolg zur Erörterung ge⸗ 
ſtellt. Gänzlich geſcheitert ijt man in kluſtralien mit dem Verſuch, verſtädter⸗ 
tes Menſchentum als Kolonifatoren zu verwenden. 

Eine eigenartige Rechtsform der Siedlung — die fog. „Heimſtätten⸗ 
fiedlung” — wurde unter dem Geſichtspunkt der Bodenverwurzelung 
des Siedlers in der nordamerikaniſchen Kolonijation entwickelt. Unter 
Heimſtätte verſteht man im allgemeinen eine mittlere, kleine oder kleinſte 
ländliche Siedlerſtelle, die koſtenlos oder gegen geringe Entſchädigung 
an den Siedlungswilligen unter der Beſchränkung gegeben wird, daß er 
den Boden ſelbſt beftellen und ſeine Wohnſtatt darauf errichten muß 
und das Land innerhalb einer beſtimmten Zeit nicht veräußern und nur 
ungeteilt an beſtimmte Nachkommen vererben darf, wogegen ihm 
geſetzliche Befreiung des Grundeigentums von jeder Belaſtbarkeit und 
Verſteigerungsfähigkeit zugeſichert wird. 

Für die Entſtehung dieſer Siedlungsart waren in Nordamerika verſchie⸗ 
dene Urſachen maßgebend. Junächſt ſollte der Neuſiedler vor dem Zugriff 
früherer Gläubiger geſichert werden. Dann wurde ſie zur Gewinnung von 
Siedlern für weniger ertragreiche Candſtriche und zur Schaffung von Siedler⸗ 
zonen nach Art der Militärgrenzen in Indianergebieten angewandt. Schließ⸗ 
lich wollte man die allzu raſche Abwanderung des Siedlers nach verlocken⸗ 
deren Gegenden, die Verdrängung des Roloniſten durch den Großgrund⸗ 
beſitz (im Süden) und die rückſichtsloſen Verfahren der Bodenſpekulation 
und Eiſenbahngeſellſchaften verhindern. 

Das erſte, am 26. Januar 1839 erlaſſene homeſtead⸗Exemption⸗Caw 
ſtammt aus dem damals den bereinigten Staaten noch nicht angehörigen 
Staate Cexas; es ſchützt im Gegenſatz zu ſpäteren Geſetzen auch den ſtädti⸗ 
ſchen Koloniften. Es folgten 1842 New Vork, 1849 Penniylvanien, Vermont, 
Wisconſin, 1850 Michigan, 1851 Indiana, New Jerſey, Delaware, 1861 
Nevada, 1862 die Vereinigten Staaten als Ganzes, 1865 Virginia und 
Slorida, 1868 Arfanjas und Alabama, 1870 Miſſiſſippi und Georgia uſw. 
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Der Gedanke diefer Siedlungsart machte alsbald in Europa und den an⸗ 
deren Erdteilen Schule. Oſterreich erließ am 1. Mai 1888, Frankreich 1894, 
Belgien 1909 ſolche Heimſtättengeſetze. Das Schweizer Heimjtättenrecht 
zeichnet ſich dadurch aus, daß es im neuen Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuch 
von 1907 geregelt ijt. Die tſchechoſlowakiſche Heimſtätte wurde durch das 
Zuteilungsgeſetz der Bodenreform vom 50. Januar 1920, die ungariſche 
durch das Agrarreformgeje vom 7. Dezember 1920 begründet. Erfah⸗ 
rungen und Erfolge der Heimjtättenfiedlung haben dieſe heute überall 
als Mittel der Verwurzelung des Siedlers in den Vordergrund der Siedlungs⸗ 
politik gerückt. Eine noch viel weitergehende Verfeſtigung des Siedlungs⸗ 
beſitzes plant man übrigens in Ungarn mit der Errichtung des fog. fidei⸗ 
kommiſſariſchen Kleingrundbeſitzes, der vom Eigentümer weder 
verkauft, noch belaſtet, noch im Erbgang geteilt werden kann. 

Nicht bloß der Verwurzelung des einzelnen Siedlers, ſondern der Seß⸗ 
haftmachung ganzer Bevölkerungsteile und Völker diente 3. B. die An⸗ 
fiedlung der Kofaten, die unter Kemal Atatürk in Angriff genommene 
Zwangsumſiedlung der kurdiſchen Wanderſtämme in die weſtlichen Teile 
der Türkei und der Verſuch der Seßhaftmachung der Zigeuner in der 
Tichechoflowatei. Aus ähnlichen Gedankengängen iſt auch ſeinerzeit der 
zioniſtiſche Plan einer jüdiſchen Heimftätte und die Paläftinafiedlung ent⸗ 
ſprungen. 

Die Heimſtätte iſt einem gefunden Widerſtand gegen die liberale 
Beweglichkeit des Bodens entſprungen. Von ihr bis zu einer zielklaren 
flusleſepolitik im Siedlungsweſen war kein weiter Schritt: Eine dauer⸗ 
hafte Siedlung erfordert nicht allein die Sicherſtellung des Bodens, man 
mußte auch den geeigneten Menſchen finden. Der erſte Anſtoß zur Aus⸗ 
leſepflicht wurde mittelbar durch die Einwanderungsgeſetze der jungen 
überſeeiſchen Kolonialländer gegeben. Die Bodenreformwerke haben den 
flusleſegedanken auf die Siedlungspolitik ſelbſt übertragen. Die Auslefe 
erfolgt nach verſchiedenen Geſichtspunkten. Körperliche Tauglichkeit, land⸗ 
wirtſchaftliche Eignung, völkiſche Zuverläſſigkeit ſtehen an erſter Stelle. 
Hinſichtlich der körperlichen Eignung beſtimmt das tſchechoſlowakiſche 
Zuteilungsgeſetz in § 3: 

„Boden kann ſolchen Bewerbern nicht zugeteilt werden, die ... körperlich 
oder geiſtig unfähig ſind, ſich den Zwecken zu widmen, für welche der Boden zu⸗ 
geteilt wird..." 

Eine verwandte Beſtimmung befindet fi) im ungariſchen Agrarreform- 
geſetz in 8 3: 
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„Auf Grund dieſes Geſetzes find Grundſtücke nicht zuzuwenden: 

2. Geiſteskranken oder Schwachſinnigen 

6. demjenigen, von dem, ... weil er eine verſteckte, ordnungsſtörende, ver⸗ 
ſchwenderiſche, trunkſüchtige, unſittliche oder arbeitsſcheue Lebensweiſe führt, 
nicht zu hoffen iſt, daß er ein nützliches und arbeitſames Mitglied der Geſellſchaft 
fein wird..." 

Dieſe eugeniſchen Auslefegrundfabe haben urſprünglich noch das Aus- 
fehen eines Mittels zum Zweck der fozialen Aufgabe der Siedlung, d. h. 
ſie ſollten den wirtſchaftlichen Erfolg der Siedlung in ihrer Geſamtheit 
verbürgen. Allmabhlich wird aber aus dem Mittel zum Zweck das eigentliche 
Ziel der Siedlung: die Siedlung wird ihrerſeits das Mittel zur Züchtung 
einer tüchtigen, verläßlichen und geſunden Bevölkerungsſchicht — ſie wird 
zum Mittel der Bevölkerungspolitik. 

Zuerſt macht ſich dieſer Geſichtspunkt in der allerdings auch von ſtarken 
ſozialen Rückſichten beſtimmten Soldatenſiedlung geltend, durch die man 
verläßliche und tüchtige Kreiſe zu gewinnen ſuchte. Saft alle Bodenreformen 
und Siedlungswerke enthalten Beſtimmungen, die dem Soldaten und 
Kämpfer für Volk und Staat den Vorrang vor allen anderen Bewerbern 
geben. So verfügt § 21 des eſtniſchen klgrargeſetzes vom 10. Oktober 1919: 

„In erſter Linie erhalten Cand: 1. Bürger, die im eſtniſchen Befreiungskriege 
an der Sront beſondere Tapferkeit bewieſen haben; 2. Krieger, die im Sreiheits⸗ 
kriege verwundet worden find; 5. die Familien der im Sreiheitskriege gefallenen 
Krieger; 4. Krieger, die im Sreiheitstriege an den Operationen gegen den Seind 
teilgenommen haben, unter der Berüdfichtigung der Dauer ihrer Cätigkeit.“ 

Abnlice Beſtimmungen enthalten das lettiſche Agrargefek vom 16. Sep⸗ 
tember 1920, das polniſche Enteignungsgeſetz vom 14. Juli 1920, das 
ungariſche Algrarreformgeſetz vom 7. Dezember 1920 uſw. Beſondere 
Beachtung finden in Litauen die Angehörigen der freiwilligenschützen⸗ 
verbände und Partiſanen, in der Tſchechoſlowakei die Legionäre. 

Allein auf die völkiſche Zuverläſſigkeit und Dermehrung der erwünſchten 
Bevölkerungsteile zielen die Begünſtigungen heimkehrender Auswan- 
der er als Siedler ab (tſchechiſches Zuteilungsgeſetz § 17, rumäniſches Ugrar⸗ 
geſetz § 92, türkiſche und griechiſche Rückſiedlungsbeſtimmungen). 

Wie ſehr der Auslejegedanfe der Siedlungspolitik die Gemüter auch im 
Ausland bewegt, beweiſt klar der klusſpruch des Präfidenten des tſchecho⸗ 
ſlowakiſchen Bodenamtes, Disfovsfy, daß mit der Bodenreform eine 
neue Schicht „tſchechiſcher Landedelleute” entſtände. Die Korruptions- 
erſcheinungen bei der tſchechoſlowakiſchen Bodenreform haben allerdings 
dieſe Hoffnung ſehr hinfällig gemacht. Dagegen hat Ungarn in der heute 
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im ganzen Ausland vollendetiten Weiſe die Begründung eines „Heuadels 
aus Blut und Boden“ mit der Schaffung des Ditez=(„Helden“"-)Ordens 
gefördert, der mit der Derleihung von Grundbeſitz verbunden iſt. Die Der- 
ordnung über die ungariſchen Heldengüter, das italieniſche Verfahren der 
Ruralizzazione, die unentgeltliche Candverleihung durch die türkiſche Re⸗ 
gierung und die Heimſtättengeſetzgebung ſind zugleich die ſtärkſten Abſagen 
an die liberale, die Siedlung lähmende Bodenpolitik. 

Der Erhaltung und Förderung des Geburtenüberſchuſſes und der Der- 
hinderung einer Verſtädterung der bäuerlichen Bevölkerung find die ſied⸗ 
lungspolitiſchen Erwägungen und Maßnahmen insbeſonders Italiens, 
Japans und der Türkei gewidmet. Japan und Italien ſuchen Siedlungs⸗ 
räume für ihren Bevölkerungsüberſchuß, die Türkei ſucht Menſchen für 
das entvölkerte Thrakien und Anatolien. Die Türkei hofft, durch die Ein⸗ 
wanderungsförderung ihre Bevölkerungszahl in verhältnismäßig kurzer 
Zeit zu verdoppeln. Als Einwanderer und Siedler find nur die jog. Heim⸗ 
kehrer, das find Angehörige der türkiſchen Minderheiten oder auch mo⸗ 
hammedaniſcher Volksgruppen im Ausland (3. B. der bulgariſchen Po⸗ 
maken), zugelaſſen. Die Türkei ſteht alſo auf dem Standpunkt eines mit reli⸗ 
giöſen Geſichtspunkten vermiſchten völkiſchen Auslejegedantens. 

Einen anderen Standpunkt vertritt Frankreich, das ebenfalls aus be⸗ 
völkerungspolitiſchen Gründen die Einwanderung, Siedlung und Innen⸗ 
koloniſation miteinander verbindet. Frankreich läßt als klusleſegrundſatz 
nur den Geburtenreichtum des Siedlers gelten. Raſſiſche und völkiſche 
Geſichtspunkte fehlen völlig. Jedermann iſt willkommen, die Bedingung 
iſt bloß, daß er zur Hebung der franzöſiſchen Geburtenziffer beiträgt. Im 
Vertrauen auf die einſchmelzende Kraft der franzöſiſchen Kultur — das 
Verfahren der Streuſiedlung (placements interlocaux) ſoll dem ent⸗ 
gegenkommen — hofft man, die Siedler anderer Völker und Raſſen bald zu 
Stanzojen umzubilden. Bedenken an der Gültigkeit dieſer Auffaljung haben 
ſich nach ſchlechten Erfahrungen erſt in den letzten Jahren gemeldet, aber 
ſie konnten es nicht mehr ändern, daß große Teile Frankreichs bereits mit 
fremden Roloniſten und Siedlerkolonien durchſetzt ſind. 

Die franzöſiſchen Behörden wurden zu einer innenkoloniſatoriſchen Sied- 
lungspolitik durch eine die Geburtenabnahme begleitende Verödung und 
Derrottung großer bäuerlicher Candſtriche im Süden des Landes veranlaßt. 
So wies das Departement Gers um die Mitte der zwanziger Jahre 50 000 ha 
verödeten Aderlandes und etwa 2500 verlaſſene Bauernhöfe auf. Die 
Gascogne hat durch die Geburtenabnahme und kluswanderung von 1911 
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bis 1923 83 000 alteingefeffene Leute verloren. Dieſer drohenden Entvölke⸗ 
rung ganzer Landesteile wollte man durch die Anfiedlung von Ausländern 
und geburtenreichen Bauernfamilien aus den keltiſchen Gebieten Frank⸗ 
reichs begegnen. Die Unſiedlung leitet das Office Central de la Main- 
d' Euvre étrangére, das die „einſickernden“ Einwanderer nach den 
vorgeſehenen Gebieten lenkt 
oder in Zuſammenarbeit mit 
ähnlichen Behörden des Hei- 
matſtaates der Siedler die 
Roloniſation leitet. Beſonders 
Italiener, Spanier, Portu⸗ 
gieſen, Schweizer und Belgier, 
aber auch Bretonen und El⸗ 
ſäſſer haben den ſüdfranzöſi⸗ 
ſchen Boden wieder unter den 
Pflug genommen. Die Spanier 
wenden ſich hauptſächlich in 
die benachbarte Gascogne, ſie 
dringen aber bis zur Vendée 
AI Spanier KISS Bretonen und ins Cimouſin vor. Ihre 
alien. Elsässer 5 2 1175 5 
D Schweizer FREER Polen, Slowaken usw, Afrikaner Zahl ijt beträchtlich; bis 1925 
Die Verteilung der ausländifhen Koloniften über das waren im Departement Gers 
franzöſiſche Staatsgebiet. (Nach Barmſen.) allein g 1 Spanier angeſie⸗ 
delt. In Verbindung mit dem Eidgenöſſiſchen Auswanderungsamt und dem 
Schweizer Siedlungsdienſt wurden zahlreiche ſchweizeriſche Samilien in die 
Departements Tarn-et-Garonne, Lot-et-Garonne und weiter weſtlich ver⸗ 
pflanzt. In der Dordogne und in Perigord wurden Bretonen angeſetzt, die in 
geſchloſſenen Siedlungen (um ihre Geburtenfreudigkeit zu erhalten), unterge⸗ 
bracht wurden. Nach Angaben von Harmſen haben ſie in zwei Jahren 15000 ha 
Brachland wieder bebaut. Die Elſäſſer werden, um ſie ſchneller zu entnatio⸗ 
naliſieren, in Sermen (Einzelgehöften) in gebirgigen Gegenden untergebracht. 
Einen beſonderen Fall für ſich bilden die italieniſchen Roloniſten, bei 
deren Anfiedlung ebenſo der franzöſiſche Bedarf an Menſchen wie der 
italieniſche Wunſch nach einer planmäßigen Ausdehnung des völkiſchen 
Lebensraumes mitſprach. Der Leitgedanke der franzöſiſchen Innenkoloni⸗ 
ſation, insbeſondere bei der Anfiedlung der Italiener, geht aus einem von 
Harmſen wiedergegebenen Aufruf der franzöſiſchen „Union d’Etudes 
sociaux des Catholiques Provengales“ hervor, in dem es heißt: 
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„In der Überzeugung, daß das Problem der bäuerlichen und induſtriellen 
Arbeitskräfte aufs innigſte mit dem Stand der Einwanderung fremder, insbeſon⸗ 
dere italieniſcher Arbeiter verknüpft iſt, ſpricht der Verband die Wünſche aus: 

1. daß die Einwanderung italieniſcher Samilien in die Provence dadurch ge⸗ 
fördert werde, daß namentlich kinderreichen Samilien beſondere Erleichterung 
für den Erwerb ländlichen Eigentums gewährt und daß angeſtrebt werde, die 
Kojten für die Einbürgerung weſentlich zu vermindern. 

2. daß das Parlamentsgeſetz vom 6. November 1922 über die Eigentumsrechte 
in Frankreich, das zur Zeit der Prüfung des Senats unterliegt, eine Ergänzung 
in dem Sinne erfahre, daß die Wahrung der allgemeinen Sonderintereſſen mit 
der Notwendigkeit in Einklang gebracht werde, der Entvölkerung unſerer länd⸗ 
lichen Bezirke und unſerer Geburtenarmut bis zu einem gewiſſen Grad entgegen⸗ 
zuarbeiten.“ 

Der italieniſche Leitgedanke folgt klar aus der Tatjache, daß die italieniſche 
Regierung nicht nur eine Zentralſtelle in Rom für dieſe Siedlung errichtet, 
ſondern ſeinen Einwanderern regelrechte Minderheitenrechte geſichert 
hat und tatſächlich mit Staatsgeldern auf mittelbarem Weg die Siedlungs⸗ 
maßnahmen unterſtützt. Der Umfang der italieniſchen Roloniſation in 
Frankreich iſt beträchtlich. Allein im Departement Lot-et-Garonne haben 
in wenigen Jahren 5000 Samilien mehr als 25 000 ha verödeten Bodens 
wieder unter den Pflug genommen. Man darf in dieſem Sall mit Recht — 
beſonders wenn man die Geſamteinwanderung der Italiener einſchließlich 
der Arbeiter in Betracht zieht, die insgeſamt eine Million weit überſteigt — 
von einer planmäßigen Anwendung ſiedlungspolitiſcher Verfahren zu 
einer zielbewußten pénétration pacifique ſprechen: Siedlungspolitik als 
Angriffsmittel, als Waffe unter dem Zeichen der Bevölkerungspolitik zur 
Durchdringung machtpolitiſch verſchloſſener Räume! 

Ahnlich hat Japan die Inſelſchwärme und Küften des Stillen Ozeans 
in den Bereich feiner Wanderungs- und Siedlungsſtrahlung gezogen. Wenn 
die Einwanderungsgeſetze der Dereinigten Staaten nicht einen Riegel vor⸗ 
geſchoben hätten, wären die 458 065 Acres kaliforniſchen Bodens in den 
Händen der 110 000 japaniſchen Siedler ſicherlich auch ein Anreiz geworden, 
eine planmäßige friedliche Durchdringungspolitik darauf aufzubauen. In 
Braſilien hat jedenfalls Japan von ſolchen Möglichkeiten ſo offen Gebrauch 
gemacht, daß man die japaniſche Siedlung in Braſilien geradezu als den 
„organiſierten KHlufmarſch eines Expanſionsheeres der Weltmacht Japan“ 
bezeichnet. Die 1917 gegründete halbſtaatliche Geſellſchaft „Kaigai Kogy 
Kabiſhiki Kaiſha“ finanziert und leitet die Auswanderung, die halb⸗ 
ſtaatliche Reederei „Oſaka Shoſen Kaiſha“ beſorgt die Überfuhr, die wirt⸗ 
ſchaftliche Betreuung des Kolonijten in der neuen Heimat obliegt ebenfalls 
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der „Kaigai“, die kulturelle Organiſierung führt ſchließlich die „Sado Paolo 
Sukeiwei“ — die „Geſellſchaft der Freunde der japaniſchen Schule“ durch. 
Um Kaſſenmiſchung zu verhindern, werden nur Familien zur Aus- 
wanderung zugelaſſen. Wirtſchaftlich erfolgloſe Siedler werden wieder nach 
der Heimat zurückgeſchafft. Die Anſiedlung erfolgt gewiſſermaßen nach 
einem ſtrategiſchen Aufmarſchplan in ganz beſtimmten Gebieten. 
Zu dieſem Zweck hat Japan durch die 1928 gegründete „Nambei Cor po⸗ 
ration“ in Para ein geſchloſſenes Ronzeſſionsgebiet im Ausmaß von 
1 Million Hektar erworben. 1933 hat Japan auf dieſe Weiſe allein 30 000 
Siedler in Braſilien angeſetzt, im ganzen ſind heute ungefähr 170 000 Ja⸗ 
paner dort (Beginn der Einwanderung 1917)! Dieſer wohlorganiſierte 
Doritoß hat Braſilien veranlaßt, durch die Verfaſſung von 1934 der japani⸗ 
ſchen Einwanderung einen Riegel vorzuſchieben: den Japanern iſt nur 
mehr eine jährliche Einwanderungsquote von rund 3500 Röpfen geſtattet 
und die Anfiedlung in geſchloſſenen Gebieten verboten. Der Kinderreichtum 
der Anjiedler, die Tatjache, daß auch der im Lande geborene Nachwuchs 
nur gleichraſſige Ehen eingeht, die Möglichkeit, Siedler auf dem Weg über 
andere Länder „einzuſchleuſen“ und die wechſelnden braſilianiſchen Der- 
faſſungszuſtände geben den Japanern jedoch nach wie vor alle Möglich⸗ 
keiten zu einer ſtillen Ausdehnungspolitit auf dem ſüdamerikaniſchen 
Kontinent. 

Selbſt England hat auf Grund der Weltkriegserfahrungen zu dieſem 
blutſparenden bevölkerungspolitiſchen Expanſionsverfahren gegriffen und 
denkt heute daran, die Blutsbande zwiſchen Mutterland und Kolonien 
durch reichsbritiſche Siedler mit ſanften Mitteln feſter zu knüpfen. Der Ein⸗ 
ſatz während des Weltkrieges erfolgte in Paläſtina auf dem Umweg über 
die zioniſtiſche Siedlungsbewegung, die nur in Anbetracht der britiſchen 
Belange überhaupt bemerkenswert iſt: niemals wäre es ohne britiſchen 
Schutz und Nachdruck möglich geweſen, den paläſtinagedanken auch nur 
einigermaßen zu einem wirklichen politiſchen Träger zu erheben. Man 
kann an dieſer Stelle davon abſehen, daß England während des Weltkrieges 
eine Werbemaßnahme zur Gewinnung des Weltjudentums gegen 
Deutſchland mit der Balfour⸗Deklaration durchführen wollte. Die — bevölke⸗ 
rungspolitiſche — Kernfrage der kinſetzung und Sörderung der zioniſtiſchen 
Kolonifation durch die Briten war von Anbeginn das Einſchieben einer 
England ergebenen Bevölkerung in die arabiſchen Randgebiete des Mittel⸗ 
meeres zum Schutze des Land- und Seeweges nach Indien und zur Dor- 
bereitung des während des Weltkrieges geplanten Near Galt Empire. 


70 


Dies verfolgt den Zweck, ablenkende Reibungsflachen zu ſchaffen und dem 
„Teile und Herrſche“ der Großmächte die Gelegenheit zu keinem ſcheinbar 
unparteiiſchen Schiedsrichteramt zu geben. Siedlungs⸗ und Bevölkerungs- 
politik verquicken ſich in dieſem Verfahren mit machtpolitiſchen Beſtre⸗ 
bungen zu einem Knäuel unentwirrbarer Spannungen, in dem die eigent⸗ 
liche Aufgabe der Siedlung letztlich in dem Spiel der Macht völlig untergeht. 

Nicht weniger als Grundlage der Macht, aber darum doch nicht den 
Zwecken einer nackten Staatsräſon, dient eine andere britiſche Siedlungs⸗ 
unternehmung, nämlich das im Jahre 1956 auf einer von Vertretern 
des ganzen Reiches beſchickten Tagung in Newcaftle bekannt gewordene 
Vorhaben der engliſchen Regierung, die Dominien durch eine kollektive 
Anſiedlung engliſcher Staatsbürger bevölkerungspolitiſch zu ſtärken. Dieſe 
als „lebenswichtig nicht nur für das Gedeihen, ſondern überhaupt für die 
Exiſtenz des Empire“ bezeichnete Siedlung wurde mit einer im allgemeinen 
bei völkiſchen und ſtaatlichen Siedlungsunternehmungen ſeltenen, im be⸗ 
ſonderen aber für England überraſchenden Offenheit begründet: „Wenn 
die britiſche Raſſe die Territorien nicht beſiedeln würde, dann würden es 
früher oder ſpäter andere, farbige Raſſen tun, und der Zuſammenbruch 
des Empire wäre die natürliche Solge.“ 

Damit ijt neuerdings der für alle Zeiten gültige Grundſatz ausgeſprochen, 
daß die Siedlungspolitik nichts anderes als der Husdruck des Lebenswillens 
eines Volkes und einer Raſſe iſt. 
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